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Bau⸗ und ſiedlungspolitiſche Planung 


I hat dem Wohnungsbau des vergangenen Jahrzehnts oft den Vorwurf gemacht, daß 
am wirklichen Bedarf „vorbeigebaut“ worden ſei. Dieſer Vorwurf beſteht zu Recht, aller— 
dings noch in einem anderen Sinne, als er im allgemeinen erhoben wird. Nicht nur zu teuer 
und damit für die minderbemittelte Bevölkerung unerſchwinglich war ein großer Teil der Neu 
bauwohnungen, ſondern Wohnform und Standort waren falſch gewählt. Ungeheure Wenſchen— 
maſſen wurden von der induſtriellen Scheinblüte in die Städte gezogen und ſteigerten den 
Ehrgeiz der Stadtgewaltigen zum Größenwahn, der ſich z. B. in Berlin auf einen Wachstum 
der Reichshauptſtadt bis auf 12 Millionen Einwohner einrichten zu müſſen glaubte. 

Vergeſſen waren die Ziele, die der Staat ſich ſelbſt im Preußiſchen Wohnungsgeſetz geſetzt, und 
zu deren Verfolgung er ſeine Wohnungsfürſorgegeſellſchaften gegründet hatte; ihre und aller anderen 
einſichtigen Warnungen verhallten; unter dem Druck der Großſtädte gab die Regierung immer 
größere Teile der öffentlichen Wohnbaumittel den Großſtädten preis; ſtatt ſeßhafte Menſchen 
auf eigenem Grund und Boden anzuſetzen, ſchuf man Wohnungen, nichts als Wohnungen, 
überwiegend in MWietskaſernen, Wohnungen, in denen das deutſche Volk zur Arbeitsloſigkeit 
und zum Ausſterben verurteilt war. 

Heut iſt das Ziel einer planvollen Wohnſiedlungspolitik, wie es auch in dieſen Blättern immer 
wieder vertreten worden iſt, allgemein anerkannt. Möge es der ftarfen Hand der Regierung 
gelingen, dieſes nationale und ſoziale Ziel zu erreichen. Die Gleichſchaltung der Verwaltung 
in Reich, Ländern und Gemeinden hat auch für ſolche einheitliche bau- und ſiedlungspolitiſche 
Planung die Grundlage geſchaffen. 

In dem vorliegenden Heft iſt der Verſuch gemacht, aus den Erfahrungen der Vergangenheit 
heraus die bau- und ſiedlungspolitiſchen Aufgaben der Gegenwart in Uebereinftimmung mit den 


wirtſchaftspolitiſchen Forderungen zu ſtellen und zu begründen. Die Herausgeber. 
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VBaupolitik) 


Von Friedrich Paulſen, Berlin. 


Baupolitik iſt die planmäßige Tätig⸗ 
keit des Staates auf dem Gebiet des 
Bauweſens. Um den Staat handelt es ſich 
dabei, weil anders die Bezeichnung „Politik“ nicht 
angebracht wäre. Andererſeits kann ein ein- 
maliger Eingriff nach allgemeinem Sprach- 
gebrauch nicht Politik heißen. Meint man aber 
eine fortgeſetzte Handlung, ſo kann ſie nicht wohl 
ohne Plan ſein. Das ſchließt eine gewiſſe Ste⸗ 
tigkeit ein. Das Gleiche iſt aber aus noch 
einem Grunde nötig. Das Bauen iſt auch eine 
in allerhöchſtem Grade wirtſchaftliche Betätigung. 
Kein wirtſchaftlicher Vorgang aber, der ſich über 
eine gewiſſe Zeit erſtreckt, iſt ohne Stetigkeit 
denkbar. Das wird dadurch bedingt, daß jede 
Veränderung des Ziels eine Umwidmung der 
Mittel erfordert. Sie iſt jedesmal mit Verluſten 
verbunden. Daß die Stetigkeit ſich auf die Ziele 
bezieht und nicht auf die Mittel, muß erwähnt 
werden, obwohl es ohne weiteres einleuchtet. 
Dieſe werden auch durch die Umſtände bedingt, 
können alſo bei gleichem Ziel verſchieden ſein, 
wie auch gleiche Mittel grundſätzlich verſchiedenen 
Zielen dienen können. 

Hiernach iſt das bei uns beliebte Verfahren zu 
beurteilen, die Geldmittel für die öffentlichen 
Aufwendungen jeweils nur auf ein Jahr zu be—⸗ 
willigen, auch wenn die Ziele durch Jahre die 
gleichen ſind. Aber es hat anſcheinend kein Mit⸗ 
tel gegeben, dies durch die Haushaltgeſetze be⸗ 
dingte Uebel zu beheben. 

Die Begriffe Ziel und Mittel der (Bau-) Wirt⸗ 
ſchaft und die Beziehungen unter ihnen ſind zu 
klären. Der Bauwirtſchaft iſt das oberſte Ziel 
in Art. 155 der Verfaſſung gejtedt:,, Die Vertei⸗ 
lung und Nutzung des Bodens wird von Staats 
wegen in einer Weiſe überwacht, die Mißbrauch 
verhütet und dem Ziele zuſtrebt, jedem Deut⸗ 
ſchen eine geſunde Wohnung und allen deut⸗ 
ſchen Familien, beſonders den kinderreichen, 
eine ihren Bedürfniſſen entſprechende Wohn- und 
Wirtſchaftsheimſtätte zu ſichern.“ 

Die Frage, ob es erreicht wurde, iſt zu ver⸗ 
neinen. Doch beſagt das noch nichts, da die Ziele 
überhaupt nie völlig erreicht werden. Zudem aber 
iſt die nach der Inflation begonnene Bautätigkeit 
durch den Zuſammenbruch jäh unterbrochen wor— 
den. Dieſer Zuſammenbruch mußte naturnot⸗ 
wendig als Folge der Tributzahlungen kommen. 
Das wurde auch ſchon, von wenigen allerdings, 
klar erkannt, als noch über Kriegsentſchädigungen 
an uns die Rede war. Als dann Hunderte von 


*) Dieſer Aufſatz gibt im weſentlichen den Inhalt 
eines am 5. Dezember 1932 im Berliner Architekten⸗ 
und Ingenieur⸗Verein gehaltenen Vortrags wieder. 


Milliarden verlangt wurden, dämmerte der dro- 
hende Zuſammenbruch auch einzelnen Ausländern. 
Aber die Raffgier überwog. In Deutſchland ver⸗ 
kannten maßgebende Leute während der Schein— 
konjunktur die Gefahr für uns und andere Völ⸗ 
ker, ſelbſt noch nach dem berühmten ſchwarzen 
Freitag, dem 13. Mai 1928. Da krachte der erſte 
ſtarke Pfeiler der Weltwirtſchaft. Das Gebäude 
wurde dann noch geſtützt, aber im Frühjahr 1929 
wird kaum ein Urteilsfähiger den unaufhaltſamen 
Zuſammenbruch verkannt haben. 

Ganz allmählich wird ein weiterer Geſichts— 
punkt deutlich, der für die ſehr großen Kredit⸗ 
geſchäfte unter Privaten und ein anderer, der 
für ſie unter den Völkern gilt. Die ganz gro⸗ 
ßen Kreditgeſchäfte unterſtehen anderen Geſetzen 
als kleine, wie auch die ganz großen Einkommen 
der Art nach, nicht nur der Größe nach, etwas an⸗ 
deres ſind als kleine. Die einen ſind weſentlich 
der Kapitalbildung, die anderen weſentlich dem 
Verbrauch gewidmet. Aus den großen Einkommen 
kann man „Kapital anlegen“, aus den kleinen 
nicht, wohl aber kleine Sachkapitalien bilden. Für 
größere Kreditgeſchäfte (groß im Vergleich zur 
Reichtumszunahme) unter den Völkern gilt die 
Grundlage der Zinszahlung nicht, die für kleine 
gilt. In vorkapitaliſtiſcher Zeit war der Zins 
durchweg verboten oder galt doch für ſittlich an— 
ſtößig. Er ſetzt ſich durch als logiſche Folge der 
Geldwirtſchaft, in der das Geld — Gut iſt. Im 
Verkehr unter den Völkern ſind große Geld— 
ſummen aber nicht ſelbſt Gut, ſondern Symbol 
für Ware = Gut = Arbeit. Hier taucht die alte 
Naturalwirtſchaft wieder auf. Darum wird heute 
die Zinszahlung für Staatsanleihen an Amerika 
als unbillig empfunden. Man empfindet wieder 
den Widerſinn des Zinſes in der Naturalwirt⸗ 
ſchaft. Auf große Staatsanleihen für den Häuſer⸗ 
bau wird das eines Tages auch gelten und beiden 
Beteiligten nützlich werden. 

Die Frage iſt nun, ob die Widmung der ſehr 
bedeutenden Geldmittel von 1924 bis etwa 1931 
den Möglichkeiten und den Zielen der Baupolitik 
entſprach. Das war nicht der Fall, ein Ziel nach 
Art. 155 wurde ernſtlich gar nicht angeſteuert. 
Denn reine Wohnungen boten die Großſtädte 
genug, aber an den für die Familie gefor⸗ 
derten Wohn- und Wirtſchaftsheimſtätten fehlt es 
heute noch. Sehen wir aber von der falſchen — 
nach der Verfaſſung falſchen! — Richtung ab, ſo 
ergibt ſich die Frage, ob die etwa 20 Milliarden 
Mark für faſt 3 Millionen Wohnungen richtig 
verwendet wurden. Auch da beſtehen ſchwerſte 
Bedenken. 

Wie ſteht das der Bauwirtſchaft in Art. 155 
geſteckte Ziel zu anderen Zielen? Alle unſere 
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menſchliche Tätigkeit hat ein oberſtes Ziel, das 
iſt der Menſch ſelbſt mit all ſeinen Bedürfniſſen. 
Dieſe ſind ſo verſchieden wie der Menſch ſelbſt. 
Daß die Menſchen im weſentlichen gleich ſind, iſt 
eine unſinnige Behauptung weltfremder rationa⸗ 
liſtiſcher Denker, die der Augenſchein und das 
Bewußtſein der Menſchen, ſoweit es einigermaßen 
klar iſt, Lügen ſtraft. Nicht nur Völker und Zei⸗ 
ten haben ſehr verſchiedene Bedürfniſſe, auch die 
Einzelnen. Daher iſt die Verſtändigung jo ſchwer. 
Zwar hat jeder Menſch beſtimmte Bedürfniſſe, 
3. B. das nach Nahrung, Kleidung, Wohnung. Da⸗ 
zu kommt in der Regel das der Fortpflanzung, 
d. h. der Erhaltung der eigenen Sippe. Bei etwas 
höherer Entwicklung kommt dazu das Bedürfnis, 
den Stamm, ſchließlich das Volk, in ſeiner gott⸗ 
gewollten eigenartigen Perſönlichkeit zu erhalten. 
Schließlich kommt, in Spuren überall, oft ganz 
ausgeprägt, das Bedürfnis nach dem Schönen, 
dem Guten, dem Gerechten, dem Wahren, dem 
Heiligen. All das bildet eine Einheit der Ziele, 
die alle voneinander abhängen und auf einander 
bezogen ſind. Zu ihrer Verwirklichung braucht 
man überall auch Bauten. Wer das Schöne, das 
Heilige, das Wahre, alſo Kunſt, Religion, Wiſſen⸗ 
ſchaft will, d. h. ſie als für ihn gültiges Ziel an⸗ 
erkennt, muß auch die baulichen Mittel und damit 
ihre Koſten wollen. 

Nun die „Mittel“. Das iſt alles Denkbare, auch 
der Menſch ſelbſt, ſoweit und inſofern er dient, 
ein Ziel zu erreichen. Mittel iſt alſo der Boden, 
die Sachgüter, die Arbeit der Menſchen, der Kre- 
dit uſw. Die Mittel laſſen ſich durchweg austau⸗ 
ſchen. Sie bilden keine gliedhafte Einheit, ſon⸗ 
dern eine Summe. 

Während die Ziele unendlich ſind, ſind die 
Mittel endlich, ſie ſind alſo knapp. 

Dieſer Amſtand zwingt in jeder, auch in einer 
(anjheinend!) reichen Wirtſchaft, dazu, mit be⸗ 
ſtimmten Mitteln einen möglichſt hohen Grad 
der Zielerreichung zu erlangen. Da, wie geſagt, 
die Ziele ſehr verſchieden bewertet, d. h. ihnen 
verſchieden hoher Rang angewieſen werden kann, 
entſteht die Gefahr der häufigen und damit un⸗ 
wirtſchaftlichen, durch Rangveränderung beding⸗ 
ten Umwidmung der Mittel von einem Ziel auf 
das andere. Wir haben das reichlich erlebt. 

Sieht man das Heil des wirtſchaftenden Volkes 
in der Verſorgung anderer Völker mit hochwerti⸗ 
gen Induſtrieerzeugniſſen, für die dann Nahrung 
eingetauſcht wird, rechnet man auf eine harmo⸗ 
niſche Arbeitsteilung der Völker, ſo muß man 
natürlich anders bauen, als wenn man nur das 
Nötige ein- und ausführen, das Mögliche aber im 
Lande machen will. Wir haben zunächſt dies erſte 
Ziel angeſteuert, und dann, infolge der Tribute, 
die von den anderen Induſtrien gewünſchten 
Preiſe unterboten. So mußten die Zollmauern 
und für die meiſten Länder ein hoher Grad von 
Autarkie kommen. Daraus ergab ſich der Zwang, 
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auch unſererſeits die Landwirtſchaft auf einen 
Grad zu entwickeln, der ganz ſinnlos wäre, wenn 
es eine echte, harmoniſche Weltwirtſchaft gäbe. 
Dies Umlegen des Steuers hat uns viel Geld ge- 
koſtet. Es machte Bauten wertlos, die techniſch 
noch ſehr gut ſind. 

Dieſe Umwertung der Ziele war uns z. T. auf⸗ 
genötigt. Daß ſie kommen mußte, war, ehe wir 
es erlebten, nur theoretiſch, ſo allerdings längſt 
klar. Aber wir ziehen es in dieſen Dingen vor, 
von der Theorie abzuſehen und eine praktiſche 
Lehre durchzumachen. Sie iſt uns ſehr teuer ge⸗ 
worden. 

In einer anderen Einzelfrage haben wir ſelbſt 
ohne Druck von außen das Ziel geändert. Unter 
den Zielen führte ich auch die Befriedigung des 
Schönheitsbedürfniſſes an. Ganz weit gefaßt 
möchte ich hier all das einreihen, was man Wohn⸗ 
kultur nennt, obwohl ja z. B. peinlichſte Sauber⸗ 
keit auch unter Geſundheit aufgeführt werden 
kann, und Volksgeſundheit iſt auch gültiges Ziel. 
Dieſem natürlich auch geltenden Ziel der Wohn⸗ 
kultur ſei der Wille zur Fortpflanzung gegen- 
übergeſtellt. 

Nun ſieht die Wohnung allein für Erwachſene 
anders aus als die für Familien mit Kindern. 
Für ſie braucht man mehr Räume, d. h. durchweg 
die Mittelwohnung. Je kleiner nun die Gemein⸗ 
den, um ſo größer iſt der Anteil an Mittelwoh⸗ 
nungen von 4—6 Räumen. In den Neubauten 
der Gemeinden unter 2000 Einwohnern waren 
1931 noch 50,7 v. H. Mittelwohnungen, in den 
Großſtädten nur 40,8. Dabei koſtete der Bau der 
größeren Wohnungen einſchließlich Garten und 
Stall weſentlich weniger als Großſtadtwohnungen 
in Mietblöcken. Die Statiſtik weiſt die Koſten 
leider nicht aus. Aber im Durchſchnitt wird die 
Landwohnung kaum über etwa 7000 RM gekoſtet 
haben. Der Reichsdurchſchnitt liegt bei 8500 RM. 

Die Stadtwohnung koſtet im Durchſchnitt etwa 
10 000 RM. In den Großſtädten (obwohl dort 
die Kleinwohnungen 57,5 v. H. ausmachten, die 
Mittelwohnungen nur 40,8 v. H.) koſteten die 
Wohnungen wahrſcheinlich über 12 000 RM. Der 
weitaus größte Teil dieſer Wohnungen iſt für die 
Aufzucht von mehr als einem Kinde nicht voll⸗ 
wertig, ſchon weil ſie zu wenig Räume haben und 
in der Regel der Garten fehlt. 

An die Stelle des für den Einzelnen und die 
Volksgeſundheit unbedingt geltenden Zieles 
der Kinderaufzucht iſt das der Wohnkultur 
getreten. Ganz beſonders die Berliner Ausſtel⸗ 
lung 1931 brachte eine herzbewegende Werbung 
für das Wohnhotel, den Wohnturm von 12 oder 
20 Geſchoſſen mit allem ſogenannten Komfort, 
auch Auffangeinrichtungen für dennoch geborene 
Kinder. 

Wohnkultur oder Kinder, in beiden Fällen wer⸗ 
den die Ziele verſchieden bewertet. Und zwar 
wollte man für den „neuen Menſchen“ mit Kol⸗ 


lektivſeele eben die Kulturwohnung auch unter 
Gefährdung der Kinderzahl und der ſeeliſchen 
Vollentwicklung durch Elternſchaft, damit der Er⸗ 
haltung von Sippe, Stamm, Volk, Raſſe. Denn 
daß die weiße Raſſe nach Anerkennung der Gleich: 
wertigkeit aller Raſſen durch Waffenbrüderſchaft 
gegen weiße Völker heute von Afrika und Aſien 
angegriffen wird, iſt kaum noch zu beſtreiten. 

Die dem Wohnungsbau in den Großſtädten ge⸗ 
widmeten anteiligen Mittel ſtiegen ſeit 1925 von 
Jahr zu Jahr bis 1930 einſchließlich. Der Staat 
hatte ſchließlich die Entſcheidung, alſo überwogen 
wohl die Kräfte, die der Fortpflanzung unſeres 
Volkes weniger Wert beilegten als der Wohn⸗ 
kultur. 

Im Jahre 1924 bauten die Städte über 50 000 
Einwohner von je 100 Wohnungen etwa 26. Der 
Anteil ſtieg bis auf etwa 48 v. H. im Jahr 1930 
und betrug 1931 etwa 47 v. H. Daß die Sach⸗ 
walter des Staates die Mittel lieber da verwen⸗ 
det hätten, wo auf die Dauer Arbeit iſt, d. h. auf 
dem Lande, und wo man für das gleiche Geld ſehr 
viel mehr Wohnungen und beſſere dazu bauen 
konnte, iſt bekannt. Aber die Fraktionen und der 
Staatsrat beſchloſſen anders. Letzterer, weil in 
dieſen wichtigſten Aufgaben des Staates Männer 
maßgebend entſcheiden, die für andere Aufgaben 
in Pflicht genommen ſind. Der Staatsrat wird 
ſtark durch Oberbürgermeiſter beſtimmt, die für 
„ihre“ Großſtädte zu ſorgen haben. Hier liegt 
eine kranke Auffaſſung vom Staat vor, die letzten 
Endes darauf hinauskommt, ihn als eine Summe 
von Teilen, — den Gemeinden — anzuſehen, wäh— 
rend er nur als Gebilde, die Städte als ſeine 
Glieder, verſtanden werden können. 

Wohn⸗ und Wirtſchaftsheimſtätten nach Art. 
155 jind die Großſtadtwohnungen natürlich 
durchweg nicht. Das in Art. 155 der Verfaſſung 
bezeichnete Ziel iſt alſo nicht angeſteuert 
worden. 

Das Merkwürdigſte hierbei iſt nun, daß nicht 
nur der preußiſche Wohlfahrtsminiſter in Erlaſſen 
und in anderer Form durchaus und unzweideutig 
ſich für das Kleinhaus, d. h. die Wohnform, die 
die Verfaſſung will, ausgeſprochen hat, ſondern 
auch der Referent im Reichsarbeitsminiſterium 
Dr. Durſt“). 

Der Unendlichkeit der Ziele ſteht die grundſätz⸗ 
liche Knappheit der Mittel gegenüber. Dieje 
Knappheit zwingt jede Wirtſchaft, die Mittel 
entſprechend der Gültigkeit, dem Rang der Ziele 
zu verteilen. Nun iſt eins das unausweichliche 
Ziel des Staates, daß er am Leben bleibt. Daher 


*) Karl Durſt, Wohnungsnot und Wohnungsbau 
in kleinen Gemeinden. 1928. Aehnlich in Heft 1 des 
Jahrgangs 1926 der bayeriſchen Zeitſchrift für Woh⸗ 
nungsweſen. Der Erlaß, in dem die Richtlinien für 
das Bauen 1929 vom Reichsarbeitsminiſterium nie⸗ 
dergelegt ſind, ſpricht auch durchaus klar. Reichs⸗ 
tagsdruckſachen 1928 Nr. 824 vom 28. 2. 29. 


kommt es, daß bei Gefahr ſeines Beſtandes der 
Staat, vorbei an der Wirtſchaft, Mittel 
widmen kann und es tut, z. B. im Kriegsfall. 
Kriegswirtſchaft iſt keine wirkliche Wirtſchaft, 
ſondern Erſatz. 

So konnten auch im Frühjahr 1919 große Mit⸗ 
tel für Bauten aufgewendet werden. Das Ziel, 
das ſich hier hinter der Herſtellung von Häuſern 
verbarg, war aber eben, daß man Arbeitsloſe um 
der Ruhe im Land wegen von der Straße bringen 
wollte und mußte. Man mußte auch, mochte es 
auch auf Koſten der anderen Ziele gehen, für die 
Vertriebenen und die ſich auflöſenden Heere 
Wohnraum ſchaffen. An Stelle dieſes poli⸗ 
tiſch beſtimmten Bauens hätte man ſo⸗ 
bald als möglich das Bauen auf wirtſchaftlicher 
Grundlage ſetzen müſſen. Den Zeitpunkt zu be⸗ 
ſtimmen, iſt ſchwierig. Vielleicht war es Ende 
1923, alſo mit Befeſtigung der Mark. Natürlich 
wäre dieſe Aufgabe ſchwierig geweſen. Aber an⸗ 
dere haben wir ja auch gelöſt. Ohne eine Ueber⸗ 
gangszeit wäre es natürlich nicht gegangen und 
„Auflöſung“ der öffentlichen Wohn- und Bauwirt⸗ 
ſchaft wäre verkehrt geweſen. Solches Herum⸗ 
werfen des Ruders iſt immer mit Verluſt ver⸗ 
bunden. Es war falſch, als der BDA. es forderte, 
und es war 1932 falſch, als einer der größten 
Bauunternehmer Haberland) die Aufgabe der 
Hauszinsſteuerpolitik verlangte und durchſetzte — 
um der „Freiheit der Wirtſchaft“ willen. 

Welche Ziele ſtellt Art. 155 der Verfaſſung im 
einzelnen für die Bauwirtſchaft auf? 

Auch dieſe Frage iſt ſchwierig. Letzten Endes 
ſind die höchſten Ziele der Menſchen geiſtige. Un 
mittelbar erfordern ſie im Haushalt des Ein⸗ 
zelnen und des Staates nicht allzu hohe ſach⸗ 
liche Mittel, wohl allerdings mittelbar. Denn 
ein altes Wort ſagt, der Menſch müſſe leben, ehe 
er philoſophieren kann. Leben im engſten Sinn 
koſtet Nahrung, Kleidung, Wohnung. Unjer armes 
Volk verwendet hierfür heute etwa 85 v. H. des 
verbrauchten Geſamteinkommens, reichere Völker 
brauchen aber nicht viel weniger. Im Reſt (15%) 
der Aufwendung iſt ein ſchwer zu ſchätzender Betrag, 
der für eigentliche kulturelle Güter, auch, was ja 
heute üblich iſt, die Unterhaltung, das ſogenannte 
Amuſement, dient, enthalten. Das meiſte dient der 
Ziviliſation. Dabei iſt dem Landvolk die Fort⸗ 
pflanzung ein gültigeres Ziel, dem Stadtvolk 
Komfort, Wohnkultur und dergleichen. 

Die Folgen für das Bauen ſind ſichtbar und 
ſtatiſtiſch nachweisbar. Die Wohnungsgröße wurde 
erwähnt. Die Ordnung der öffentlichen Einnah⸗ 
men hat ergeben, daß auf dem Lande nicht eben 
ſelten Schulen wegen Baufälligkeit geſchloſſen 
werden, daß dort die Baukoſten für jeden Schüler 
um 300, vielleicht 400 RM betragen, während 
1931 unſer Volk in den Großſtädten 1200, 1600, 
ja über 2000, in Einzelfällen 3000 RM für einen 
Schülerplatz ausgab. 
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Ob das angeſichts des Geſetzes vom Abnehmen 
des Ertrages bei der Steigerung der Koſten wirt⸗ 
ſchaftlich vertretbar iſt, erſcheint zweifelhaft. Man 
mag ſagen, daß eben die Städte das Geld haben 
oder den Kredit, oder doch das Geld zu haben 
glaubten. Der Einwand iſt grundſätzlich 
nicht unbedenklich. Den wirtſchaftlichen Fehler 
büßt nicht die einzelne Stadt, ſondern das 
Volksganze. Wird deſſen Gedeih und Verderb 
nicht hinreichend beachtet, ſo muß die Frage nach 
der Haushalthoheit aufgeworfen werden. Hier 
hat die Selbſtverwaltung nicht nur eine verwund⸗ 
bare Ferſe. Ein Staat iſt eben eine Einheit, nicht 
eine Summe oder ein Bund von Stadtrepubliken. 
Wie es Hegemann möchte. 

Sieht man allerdings die einzelnen Ziele für 
ſich ſtatt der Geſamtheit der Ziele, ſieht man ſtatt 
des deutſchen Volks als einer Einheit die verſchie⸗ 
denen Verwaltungskörper, ſo kommt man zu einer 
Wirtſchaft, wie wir ſie kennen. Daß ſich mittel⸗ 
alterlich⸗dynaſtiſche Ueberreſte unſerer Verfaſſung 
noch auswirken, zeigt wieder die indiskrete Stati⸗ 
ſtik. 1919—1931 wurden im Reich 40,2, in Preu⸗ 
ßen 40,9, in Hamburg 60,3, in Bremen 64,1, in 
Lübeck 61,4 Wohnungen auf 1000 Einwohner ge⸗ 
baut. 

Die neueſte Geſetzgebung — Gleichſchaltung des 
Reichs und der Länder — läßt hoffen, daß dieſe 
Reſte verſchwinden. Hier liegt die Forderung am 
Tage, daß unſere Wirtſchaft — durchaus im Sinne 
der carta del lavoro als Einheit anerkannt wird 
und das Reich die Glieder herausbildet, die nötig 
ſind, die Wirtſchaft in dieſem Sinne zu führen. 
Das iſt natürlich keine Planwirtſchaft im Sinne 
Moskaus, ſondern eine bewußte Wirtſchaft eines 
Volks im Sinne Muſſolinis. Und ſo brauchen 
wir die Leitung des Kredits in die 
Kanäle, die volkswirtſchaftlich ride 
tig erſcheinen. Kredit kann man nicht 
machen, wohl aber kann man ihn da erſchweren 
und verteuern, wo man Schäden entſtehen ſieht. 
Allerdings muß das Bauen wirtſchaftlich richtig 
ſein und als „produktiv“ anerkannt und der Wirt- 
ſchaft eingeordnet werden. 

Eine ſolche geführte (nicht im einzelnen 
gegängelte) Wirtſchaft, der die Initiative der 
Einzelnen erhalten iſt, mag mit unſerer bisheri⸗ 
gen förderaliſtiſchen Verfaſſung in ebenſolchen 
Streit geraten wie mit der Selbſtverwaltung. 
Aber eine Wirtſchaft, die den Beſtand und das 
Gedeihen unſeres Volkes möglich und unter ent⸗ 
ſprechenden außenpolitiſchen Verhältniſſen wahr⸗ 
ſcheinlich macht, iſt wertvoller als noch ſo geſchicht⸗ 
lich begründete Einrichtungen. 

Noch an einer Stelle würde ſolche zielbedingte 
Wirtſchaft Widerſtand finden: im Bodenrecht. 
Wir erleben heute, daß das verkehrsgünſtige 
Siedlungsland an den Stadträndern liegen bleibt 
— wahrſcheinlich auf immer. Die neuen Siedler 
müſſen weit hinaus. Selbſtverſtändlich koſtet das, 


wenn die Stadtrandſiedlung weiter geht, Hunderte 
von Millionen für neue Verkehrs- und Verſor⸗ 
gungseinrichtungen, auch öffentliche Gebäude, 
Schulen uſw. Später werden etliche Dutzend 
Millionen jährlich für den Betrieb der zer⸗ 
platzten Gemeinden aufzuwenden ſein. Als ein⸗ 
zigen Gegenwert haben wir die Einbildung, daß 
die Boden werte doch bis zu einem gewiſſen 
Grade erhalten ſeien. Das iſt zwar ein Irrtum, 
denn auf die Dauer entſpricht der Wert einer 
Sache ganz genau ſeiner Leiſtung, und zwar nicht 
der techniſch möglichen, ſondern der wirtſchaftlich 
nötigen, die darum von anderen Gliedern der 
Wirtſchaft abgenommen wird. Und das jetzt un⸗ 
bebaute, nähere „merkantile Bauland“ leiſtet 
eben nur das, was es als Feld oder in gärtneri⸗ 
ſcher Benutzung leiſtet und auch als Siedlungs⸗ 
land leiſten könnte. 

Seit vielen Jahren wird allgemein anerkannt, 
daß eine vernünftige Bauwirtſchaft und ein ſach⸗ 
gemäßer Städtebau unter dem geltenden Boden⸗ 
recht unmöglich iſt. Das Betcke⸗Urteil iſt allge⸗ 
mein bekannt, auch, daß bei gerichtlichen Boden— 
wertfeſtſtellungen der Entſchädigungswert oft ſehr 
viel höher war als die Forderung des von der 
Enteignung Betroffenen. Der ſchon erwähnte 
Erlaß vom 28. 2. 29 ſagt — unauffällig — daß 
zu unterſuchen ſei: „inwieweit die vorhandenen 
Enteignungsbeſtimmungen einer Ausgeſtaltung 
bedürfen.“ Sie dürfte jetzt bald kommen. Denn 
die bisherige Geſchichte der Städtebaugeſetze iſt 
lang und entmutigend. Auch dies Geſetz mag mit 
durch Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten bisher verhin⸗ 
dert worden ſein. Stärker hat wohl gewirkt, daß 
der natürliche höhere Rang der Volkswirtſchaft 
über dem einzelnen Wirtſchafter ſich nicht durch⸗ 
ſetzen konnte. Letzten Endes iſt es auch hier der 
Streit um Weltanſchauungen. Wem der Staat, 
das Volk, die höhere Einheit, das Ganze iſt, das 
über den Gliedern ſteht, der mußte das Boden- 
recht ausgeſtalten; wem das Volk lediglich eine 
Summe von Individuen iſt, die den Staat leider 
brauchen, für den ſtehen Rechte der Einzelnen un⸗ 
antaſtbar da und der Staat mit ihm auf der glei⸗ 
chen Stufe, der des Vertrages. Er wird daher 
das Recht des Einzelnen verteidigen und wenn 
auch Staat und Volk vor die Hunde geht. 

Unſer bisheriger Staat mit dem Vertrag als 
Grundlage (wenn auch im Unterbewußtjein), hat 
nicht vermocht, ſich ein Recht zu ſchaffen, das er 
für ſeine Wirtſchaft braucht. Wenn jetzt 
der grundſätzliche Rang des Staates 
über dem Einzelnen anerkannt wird 
(Gemeinnutz über Einzelnutz oder ähnlich auszu⸗ 
drücken), ſo daß von einem Vertrag nicht mehr 
weder die Rede noch das Gefühl iſt, ſo kann 
dieſe Städtebaufrage jetzt gelöſt 
werden. 

Wurden nun die Geldmittel ſo aufgebracht, wie 
es der Wirtſchaft entſprochen hätte? Die rund 
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3 000 000 Wohnungen haben jeit 1919 an echtem 
Kapital etwa 20 000 000 000 RM gekoſtet. Dazu 
noch ſog. Eigenkapital. Das Kapital, das in kleinen 
Beträgen auch 1932 noch vorhanden war — die 
Stadtrandſiedlung zeigte es und das wilde 
Bauen und die Bauſparkaſſen desgleichen — dies 
Kapital und eine ſehr erhebliche Sparkraft ſtand 
für das kleine Eigenhaus die ganzen Jahre zur 
Verfügungg, aber man hat es für die ſtädtiſchen 
Bauten nicht ſehen wollen. So kommt es, daß 
1931 von den Wohnungen auf dem Lande (unter 
2000 Einw.) nur 46,5 v. H., in den Großſtädten 
aber 88,9 v. H. mit öffentlichen Mitteln unter⸗ 
ſtützt wurden. Daran iſt nicht nur der Umſtand 
ſchuld, daß die kleineren Stadtwohnungen ſehr 
viel teurer ſind als die Wohnungen auf dem 
Lande, ſondern auch, daß auf dem Lande nur 1,28 
Wohnungen auf jedes Haus kommen. Mit der 
Größe der Städte ſteigt dieſe Zahl ganz regel⸗ 
mäßig bis auf 5,2 in den Großſtädten. 

Während nun die Bewohner das Kleinhaus zu 
großen Teilen ſelbſt finanzieren und bald ſtark 
tilgen, liegt dazu beim Miethaus natürlich kein 
Grund vor. Alſo auch die Sparkraft wird nicht 
in die Rechnung eingeſtellt. Die unnötig geſtei⸗ 
gerten Anforderungen des Bauweſens an den 
Kapitalmarkt, weil man ſich auf das Großhaus 
feſtlegte, haben unſere Auslandsverſchuldung um 
etliche Milliarden hinaufgetrieben. Die Höhe 
dieſer Mehrbelaſtung iſt ſehr ſchwer zu ſchätzen. 
Daß der Unterſchied zwiſchen Bauindex und Le⸗ 
benshaltungsindex großenteils eine Folge der 
außerwirtſchaftlichen Finanzierung aus öffent⸗ 
lichen Mitteln iſt, wird man kaum beſtreiten. Da⸗ 
zu kommt die Steigerung der Anforderungen an 
Wohnungen, die ja verbilligt werden konnten. 
Der Umweg vom Einkommen zur Kapitalbildung 
über Steuer und öffentliche Bezuſchuſſung macht 
auch Koſten. So mußte die Wirtſchaft für jede 
ihr entzogene Million Steuergelder weſentlich 
mehr als eine Million im Ausland leihen. Was 
notwendige Wohnungen koſten müſſen, ſahen wir 
1932 an den Stadtrandhäuſern. Wenn jede Woh⸗ 
nung ſeit 1923 um etwa 2000 RM, vielleicht um 
3000 RM teurer war als nötig, wenn von 1924 
bis 1931 reichlich 2000000 Wohnungen gebaut 
wurden und die Preiſe der gewerblichen und 
öffentlichen Bauten ſich auf die für Wohnbauten 
möglichen einſtellten, hätten wir 4, vielleicht 
6 Milliarden mehr im Auslande — großenteils 
kurzfriſtig — aufgenommen als nötig geweſen 
wäre, wenn man nach den Grundſätzen gebaut 
hätte, die ſich 1931 erzwungen haben. 

Für eine Geſchichte unſeres Bauweſens von 
1919 bis 1933 iſt es noch zu früh. Man müßte 
dazu neben den Ereigniſſen die Motive kennen, 
die ja den Handelnden ſelbſt nur zum Teil be⸗ 
wußt ſind. Der urſprüngliche Fehler iſt wohl, 
daß aus Gründen gehandelt wurde, als wenn die 
Wirtſchaft nach naturwiſſenſchaftlichen Geſetzen 


— kauſal — abliefe, während für die Wirtſchaft 
nur das Geſetz der Ziele gilt. Wie für alles 
menſchliche Handeln, verlangt es auch für die 
Wirtſchaft die Ausrichtung nach einem Ziel, iſt 
allerdings an Grenzen gebunden, deren Beach— 
tung den erreichbaren Teil des Ziels mitbeſtimmt. 
Weil aber die Parlamente das Bewilligungs⸗ 
recht von einem Jahr zum andern für ganz an⸗ 
dere Zwecke ausnutzen wollten, weil mit einer 
beſtimmten Art zu bauen und zu wohnen be⸗ 
ſtimmte politiſche Ziele (Menſchen mit Kollektiv⸗ 
ſeele und ohne individuellen Haushalt,, gar 
Haus) gefördert werden ſollten, weil die Boden⸗ 
preiſe erhalten werden ſollten, mußten hohe Häu⸗ 
ſer mit Grünflächen ſtatt niedriger mit Gärten 
gebaut werden. Auch das Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium hat einmal die Verteilung erheblicher Mit⸗ 
tel nach arbeits- und wohnungsmarktpolitiſchen 
Geſichtspunkten anbefohlen. Alſo: weil irgendwo 
viel Wohnungſuchende waren, wurde da gebaut 
und weil viel arbeitsloſe Maurer da waren, 
wurde da gebaut. Daß der Sinn des einen wie 
des andern die dauernde Verwertung ihrer Ar- 
beitskraft hätte ſein müſſen, trat zurück. 

Das kann noch allgemeiner geſagt werden: Im 
Reich der Ziele gelten die Werte. Sie 
werden geſetzt. Im Reich der Mittel gilt 
die Urſache, da iſt der Menſch gezwungen. 
Für die Mittel der Politik gilt Bismarcks Wort, 
daß die Politik die Kunſt des Möglichen ſei. Ueber 
die Ziele der Politik ſpricht ein kluger Politiker 
bekanntlich nicht, wenigſtens die Wahrheit nicht. 
Alles, was mit dem Willen zu tun hat, pflegt 
man ſchamhaft zu bedecken. Aber die Mittel ſind 
das Nachgeordnete, das Ziel iſt das obere, es be⸗ 
ſtimmt die Mittel und gibt ihnen ihren Rang. 

Nun iſt das Handeln auf bewußte Ziele hin in 
einer grundſätzlich individualiſtiſchen Zeit faſt 
ganz abhanden gekommen, es ſei denn, daß dieſe 
Ziele ſehr niedrig lagen. Das entſpricht einem 
Zeitalter, das im weſentlichen naturwiſſenſchaft⸗ 
lich dachte, d. h. aber, daß es kauſal denken 
mußte, da die Natur nur kauſal zu begreifen 
iſt. Ob man dieſe Weltanſchauung mit Schimpf 
oder lobend materialiſtiſch nennt, iſt belanglos. 
Die Materie iſt nur kauſal zu denken. Aber die 
Folgen dieſer Art zu denken, gefallen uns heute 
nicht. Man darf das jetzt ſogar offen ſagen. 

Wie alſo müßte ein Bauweſen ausſehen, das 
auf ein Ziel gerichtet iſt? 

Vorausſetzung iſt, daß nicht die Wirtſchaft letztes 
Ziel iſt, ſondern daß ſie der Politik dient, d. h. 
der geordneten und ſtetigen Leitung unſeres Le- 
bens, inſofern wir Glieder unſeres Volkes ſind. 

Soll das Bauweſen der Wirtſchaft 
dienen, in ihr der Politik, ſo muß ein 
auch ſonſt viel gefordertes Wirt⸗ 
ſchaftsprogramm vorliegen. Dazu iſt 
es nötig, ſich über die Ziele klar zu werden und 
dann die Mittel ſehr genau zu unterſuchen und 
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mit aller denkbaren Vorſicht den Zielen nach 
ihrem Rang zu widmen. Tut man das, ſo 
ergibt ſich die Pflicht zur Sparſamkeit. 
Sie muß um ſo weiter gehen, je mehr Ziele und 
je höhere man anerkennt. Will man z. B. Schön⸗ 
heit der Bauten, Würde, entſprechend der Beſtim⸗ 
mung, ja Prunk, wo es nötig, d. h. geltender 
Zweck, iſt, will man viele Bauten für Schulen, 
auch Muſeen ujw., jo iſt klar, daß wir unter den 
zur Verfügung ſtehenden Mitteln am eheſten 
Ueberfluß an künſtleriſchen und jedenfalls Man⸗ 
gel an materiellen haben. Man muß alſo mit 
koſtbaren Hölzern, beſonders aus dem Auslande, 
ſparen und lieber einige Volksſchulen mit unge— 
putzten, nur gekalkten Wänden mehr bauen, ſtatt 
einiger weniger mit Linoleumwänden. Die glei⸗ 
chen Grundſätze gelten für ſtaatliche und private 
Bauten, wobei aber der Staatsbürger für ſeine 
Bedürfniſſe geltend machen kann, daß ſeine 
Verſchwendung nicht auf der gewaltſamen Ent⸗ 
nahme von Geldern beruht. Daß entbehrliche 
Aufwendungen im einen wie im andern Fall 
wieder als Kaufkraft auftreten, iſt in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang belanglos. Dagegen iſt nicht zu 
überſehen, daß hochgetriebener Luxus, ſofern er 
die Mittel zur Erreichung geltender Ziele hervor— 
ruft, der Anlage in Sachkapital recht verwandt 
iſt. Wir brauchen den Luxus wegen der ihm zu 
verdankenden Spitzenleiſtungen. 

Rentabilität iſt für die einzelnen Handlungen 
des Staates nicht erforderlich. Univerſitäten, Kran⸗ 
kenhäuſer, Geſandtſchaften und Gerichte rentieren 
nicht. Wohl aber müſſen verbrauchte Mittel ins⸗ 
geſamt zur Erreichung anerkannter Ziele, und 
zwar verhältnismäßig, beitragen. Es muß 
alſo da gebaut werden, wo die Bau- 
ten das wirtſchaftliche Ziel des Woh— 
nens, nicht nur dieſes ſelbſt als das 
nächſte Ziel, erreichen. Wir brauchen 
alſo eine Standortlehre und auf ſie 
hin den Bauten zugeordnete Ziele. 
Es gibt keine Weltwirtſchaftspolitik, ſondern nur 
die zielverſchiedene Politik der Mächte, auch 
natürlich auf wirtſchaftlichem Gebiet. Es iſt da⸗ 
her für das Bauweſen ſehr wichtig, ob wir mit 


Rückſicht auf die Wirtſchaft Induſtrieſtädte oder 
Bauernhöfe bauen müſſen. Wir haben anſehnlich 
geſiedelt und müſſen es auch, um Menſchen unter⸗ 
zubringen. Eine nochmalige Umſtellung, etwa 
auf eine Wirtſchaft, die ſehr weſentlich für den 
Weltmarkt arbeitet, nähme den landwirtſchaft⸗ 
lichen Bauten die Kapitaleigenſchaft. 

Ob ein genaues Erkennen des Sinnes einer ſol⸗ 
chen Wirtſchaft möglich iſt, iſt zweifelhaft. Wir 
brauchen hier intuitives Erkennen, ein geoffen⸗ 
bartes. 

Da es ſich bei der Baupolitik um eine Politik 
des Deutſchen Volks handelt, werden wir die 
Anlage zur intuitiven Erkenntnis bei denen ver⸗ 
muten, in denen das Deutſche Geſtalt annimmt, 
und um ſo eher, je deutſcher einer iſt. 

Wenn jedes Volk eine überindividuelle Perſön⸗ 
lichkeit iſt, damit ſein eigenes Geſetz hat, und 
wenn all das nur in einzelnen Individuen Ge⸗ 
ſtalt annehmen kann, ſo wird der bewußt wer⸗ 
dende Teil des Willens des Einzelnen um ſo eher 
der Sendung, dem Ethos des Volks entſprechen, 
je mehr ſich das Ethos des Einzelnen mit dem des 
Volks deckt. 

Louis XIV. ſagte bekanntlich: L'état c'eſt moi. 
So muß der Träger des Willens unſeres Volkes, 
als der er deſſen Politik ausführt, ſagen können: 
In mir iſt Deutſchland. Sage ich deutſches Volk, 
ſo iſt das eine Ganzheit. Daß nur unter 
der Vorausſetzung der Einheit von 
Volk und Führer in der Politik ein 
dauernder Erfolg möglich iſt, dürfte 
nach dieſen Ausführungen ein⸗ 
leuchten. 

Will man einen Begriff vom Staat als Leiter 
der Wirtſchaft, einer ernſtgenommenen Wirt⸗ 
ſchafts⸗ und alſo auch Baupolitik, haben, jo könnte 
man wohl von der „inneren Form“ des Volkes 
und ſeines Staates ſprechen. Die Unterfuhung 
aber der Grundbegriffe von Staat und Politik 
führt jeden, dem es damit ernſt iſt, in die Philo⸗ 
ſophie. Es iſt der Gang zu den Müttern, den 
Fauſt und jeder nach ihm antreten muß, wenn er 
auf den Wiſſensgrund hinabſteigen will. 


Planungs und Geſetzesmaßnahmen 
Von Wilhelm Heilig, Architekt B. D. A. Berlin. 


Je mehr der Siedlungsgedanke an Boden ge— 
winnt, um jo mehr muß jedem wirklich Einſich⸗ 
tigen offenbar werden, daß wir auf dem beſten 
Wege ſind, Fehler über Fehler zu begehen, daß 
unſere bisherigen Verſuche ſowohl auf dem Ge⸗ 
biete der Stadt⸗Land⸗ und wie auch auf dem 
der ländlichen Siedlung nicht befriedigen können. 
Ich ſchicke die unbeſtreitbare Tatſache voraus: 
Unjere Siedlungsbeſtrebungen ſind 
Notmaßnahmen. Dieſe Feſtſtellung iſt wich⸗ 
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tig und muß ſchon aus dem Grunde hervorgehoben 
werden, um allem ideologiſchen Geſchwätz zu be— 
gegnen. Je nüchterner wir die Aufgabe betrach⸗ 
ten, um ſo klarer wird die Löſung ſich geſtalten, 
um ſo mehr muß aber die Ueberzeugung in uns 
Platz greifen, daß das Siedlungsproblem als 
Ganzes betrachtet ſein will und ein enger Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen vorhandener Stadt, dem 
künftigen Uebergangsgebiet, der Stadt⸗Land⸗ 
Zone und der ländlichen Siedlung beſteht. 


Ich trete einen unwiderleglichen Beweis für dieſe 
Behauptung an. Unter Aufwendung öffentlicher 
Mittel bemüht ſich der Staat, Bauernſtellen im 
öſtlichen Siedlungsgebiet zu ſchaffen. Gleichzeitig 
werden im Ausſtrahlungsgebiet der Großſtädte 
Bauernexiſtenzen vernichtet, zumindeſt aufs äu⸗ 
ßerſte gefährdet. Dieſer Vorgang ſei kurz be— 
ſchrieben. Je ſtadtnaher ein Parzellierungs⸗ 
gelände gelegen iſt, um ſo höher ſind Rohland— 
preis und Erſchließungskoſten. Je ſtadtferner die 
Parzellen gelegen ſind, um ſo niedriger ſtellen 
ſich beide Faktoren. Weitaus die meiſten aller 
Siedlungsluſtigen müſſen mit jedem Pfennig rech⸗ 
nen. Sie ziehen ſelbſtverſtändlich die billige Par⸗ 
zelle mit niedrigen Erſchließungskoſten der teuren 
vor; ſie geben ſich mit der Hoffnung auf ſpätere 
Verkehrsverbindungen zufrieden, die vorerſt nur 
in den Parzellierungsplänen als Möglichkeiten 
oder günſtigenfalls als Wahrſcheinlichkeiten auf— 
tauchen. Iſt es ein Wunder, wenn die Stadt im- 
mer tiefer in das umgebende Land vordringt? 
Ich kenne Pläne, die eine vollſtändige Aufteilung 
der Geſamtgemarkung von Dörfern im weiteſten 
Ausſtrahlungsgebiet z. B. Berlins vorſehen, in 
Gegenden, die bisher noch ziemlich unberührt von 
jedem Einfluß eines Siedlerzuzuges waren und 
die normalerweiſe auch unberührt bleiben müß⸗ 
ten. Schlecht und recht lebte der Kleinbauer vom 
Ertrag ſeiner Scholle. Nun iſt im Großſtädter 
der Landhunger erwacht und hat im Bauern die 
Hoffnung auf günſtigen Landverkauf ausgelöft. 
Natürlich muß dieſer Landhunger der Großſtadt⸗ 
bevölkerung in irgendeiner Weiſe befriedigt wer⸗ 
den. Doch heute ſchon überwiegt das Angebot 
von Parzellen bei weitem die Nachfrage, zumin⸗ 
deſt für Großberliner Verhältniſſe. Einer ſinken⸗ 
den Kaufluſt wird heute die billige, morgen die 
billigſte, freilich auch entlegene Parzelle ent⸗ 
gegengehalten. — Langſam, aber ſicher vollzieht 
ſich der Prozeß, dem Bauern weit draußen den 
Boden unter den Füßen wegzuziehen. Schon die 
Beunruhigung, die Ablenkung bäuerlicher Kreiſe 
von ihrem eigentlichen Berufe wirkt in hohem 
Grade nachteilig. Wo iſt hier ein Halt geboten? 
— Ganz abgeſehen von den Auswirkungen auf die 
ländliche Bevölkerung find die Gefahren willkür⸗ 
lichen Zerfließens der Städte ſehr groß. Eine 
kommende Amſtellung vom Etagen⸗ 
bau zur Flachbauweiſe kann nicht 
von irgendwelchen Zufälligkeiten 
auf dem Grundſtücksmarkt abhängig 
gemacht werden, anders ausgedrückt, als 
paſſendes Siedlungsgelände kann ein zufällig 
ſchlecht rentierendes Gut, ein entlegener landwirt⸗ 
ſchaftlicher Großbetrieb ebenſowenig in Frage 
kommen, wie die entlegene Gemarkung irgend⸗ 
eines Dorfes, deren Eignung nur durch niedrigen 
Rohlandpreis ſich kennzeichnet. Wer die Stadt: 
randſiedlung bejaht und zu fördern beabſichtigt, 
muß beſtrebt ſein, die Schlußfolgerungen aus der 


bisherigen Entwicklung zu ziehen. Ohne ein- 
ſchneidende Geſetzesmaßnahmen erſcheint ein orga- 
niſcher Ausbau unmöglich. Schon viel zu 
weit hat eine Intereſſenpolitik in 
das Werden einer der größten Auf⸗ 
gaben unſeres Volkes eingegriffen. 
Um eine weitere Durchführung nicht zu erſchwe— 
ren, ſind ſofortige Maßnahmen notwendig, als 
deren dringlichſte ich bezeichnen möchte: 


Die vorläufige Sperrung 


1. jedes weiteren Parzellenverkaufs, 

2. jeder weiteren planmäßigen Geländeerſchlie⸗ 
ßung, 

3. jeder Veräußerung von Gelände zum Zwecke 
ſpäterer Parzellierung 

bis zur endgültigen Verabſchiedung 

eines Reichsgeſetzes. Von der Sperre 

ſollte Parzellierungsgelände nicht betroffen wer⸗ 

den, das nachweisbar bereits zu einem Drittel 

ſeiner eigentlichen Nutzfläche in Form von Einzel- 

parzellen verkauft iſt. 

Schwebende Verfahren bezüglich der Genehmi⸗ 
gung von Plänen für Parzellierung ſollten eben⸗ 
falls nicht zum Abſchluß gebracht werden, bis das 
beſagte Geſetz rechtskräftig geworden iſt. In je⸗ 
dem Falle aber ſollte eine ſcharfe Kontrolle ein⸗ 
ſetzen, die verhindert, daß ſiedlungsreifes Gelände 
vor der endgültigen Erſchließung mehrfach den 
Eigentümer wechſelt. 

Ich verweiſe im Zuſammenhang mit den oben— 
genannten Forderungen auf das engliſche 
Stadt und Land⸗Planungsgeſetz, 
das am 1. April 1933 in Kraft getreten iſt und 
auf das ich im weiteren Verlauf meiner Ausfüh⸗ 
rungen noch öfter zurückkommen werde. Daß es 
dem Engländer gelungen iſt, in einer Zeit all⸗ 
gemeiner Wirtſchaftsſchwierigkeiten ein ſolches 
Geſetz zu ſchaffen, beweiſt, daß dieſes Volk dem 
Begriff des Wohnens und ſeiner Auswirkungen 
außerordentliche Bedeutung beimißt. Der Ab⸗ 
ſchnitt 35 dieſes Geſetzes iſt den Beſtimmungen 
über Gartenſtädte vorbehalten. Er lautet wörtlich: 

1. Wo der Miniſter überzeugt iſt, daß irgend⸗ 
eine Ortsbehörde oder zwei oder mehrere Orts⸗ 
behörden zuſammen oder irgendeine autoriſierte 
Vereinigung vorbereitet ſind, irgendein Gelände 
zu erwerben und es als eine Gartenſtadt oder als 
eine Erweiterung einer ſchon vorhandenen Gar⸗ 
tenſtadt zu erſchließen und er überzeugt iſt, daß ſie 
zu dieſem Zweck verfügbares Kapital haben, kann 
er mit Zuſtimmung der Finanzkammer (treasury) 
und nach Beratung mit dem Handelsminiſter, mit 
dem Miniſter der Landwirtſchaft und Fiſchereien 
und mit dem Verkehrsminiſter dieſes Gelände zu⸗ 
gunſten dieſer Behörde oder Vereinigung ent⸗ 
weder durch Uebereinkommen oder zwangsmäßig 
erwerben — und zwar in jedem Falle, in dem es 
ihm für die Sicherſtellung der Geländeerſchließung 
ratſam erſcheint. Er kann dann auch alle Maß⸗ 
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nahmen treffen, um das erworbene Gelände der 
Ortsbehörde oder der Vereinigung zu übertragen. 

2. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes bezüglich 
der Befugniſſe einer verantwortlichen Behörde, 
Land zu Planungszwecken zu erwerben, ſollen — 
mit allen notwendigen Aenderungen — auf die 
Landerwerbung durch den Miniſter gemäß dieſem 
Geſetz angewandt werden. Wenn der Miniſter 
ſeine Befugniſſe gemäß dieſem Abſchnitt ausübt, 
ſoll er denſelben Bedingungen unterworfen ſein, 
die auf die Landerwerbung durch eine verant⸗ 
wortliche Behörde gemäß dieſem Geſetz anzuwen⸗ 
den ſind. Dies vorausgeſetzt, ſoll — bei einer 
Verordnung zur Zwangserwerbung von Land zu⸗ 
gunſten einer autoriſierten Vereinigung — dieſe 
Verordnung dem Ober- und Unterhaus des Par⸗ 
laments vorgelegt und vom Miniſter nicht be⸗ 
ſtätigt werden, wenn nicht und bevor nicht beide 
Häuſer durch Beſchluß die Verordnung genehmigt 
haben. Wenn irgendwelche Aenderungen von 
beiden Häuſern vereinbart ſind, ſoll der Miniſter 
die Verordnung nur derart geändert beſtätigen. 

3. Eine Ortsbehörde kann entweder durch Ver— 
einbarung oder zwangsmäßig Land erwerben für 
irgendeinen der Zwecke, für welche Land gemäß 
Unterabſchnitt 1 erworben werden kann, genau 
lo, als ob es in einen Plan einbegriffenes Ge⸗ 
lände wäre, welches von einer verantwortlichen 
Behörde für Planungszwecke gefordert worden 
war. 

4. Jedes gemäß den vorhergehenden Beſtim⸗ 
mungen erworbene Gelände ſoll in Uebereinjtim- 
mung mit miniſteriell genehmigten Vorſchlägen 
erſchloſſen werden. 

5. Unter denjenigen Bedingungen, welche die 
Finanzkammer auferlegt, und bis zu einem Be⸗ 
trage, deſſen Höhe die Finanzkammer genehmigt 
hat, können die Kommiſſare für öffentliche Bau⸗ 
darlehen (Public Works Loan Commissioners) 
jeder autoriſierten Geſellſchaft als Darlehen die— 
jenige Geldſumme vorſchießen, die die Geſellſchaft 
in Uebereinſtimmung mit miniſteriell genehmig⸗ 
ten Vorſchlägen braucht. Die Befugnis, gemäß 
dieſem Unterabſchnitt Vorſchüſſe zu geben, ſoll 
während einer, von der Finanzkammer zu beſtim⸗ 
menden Zeitſpanne ausgeübt werden. 

6. Jede autoriſierte Geſellſchaft ſoll das Recht 
haben, — trotz irgendeines in ihren Satzungen 
oder in ihrer Verfaſſung vorhandenen Verbotes, 
Zinſen für Darlehnskapital nicht höher als 6 v. H. 
im Jahr zu zahlen — Darlehen für vorliegende 
Zwecke zu einem Zinsſatz aufzunehmen, welcher 
nicht den z. Zt. von der Finanzkammer feſtgeſetzten 
Satz überſchreitet. 

7. In dieſem Abſchnitt umfaßt der Ausdruck 
„Ortsbehörde“ auch einen Grafſchaftsrat. Der 
Ausdruck „Gartenſtadt“ umfaßt Garten-Vorſtadt 
oder Garten⸗Dorf. Autoriſierte Geſellſchaft be⸗ 
deutet jede, vom Miniſter genehmigte Geſellſchaft 
von Perſonen, deren Ziele die Förderung, den 


Bau und die Bewirtſchaftung von Gartenſtädten, 
ſowie die Errichtung, Verbeſſerung oder Bewirt⸗ 
ſchaftung von Gebäuden, für die arbeitenden Klaſ⸗ 
ſen und andere mit einſchließen, und die nicht um 
Gewinn Handel treiben oder deren Satzungen 
die Ausgabe irgendeines Gewinnanteiles oder 
eines Darlehnskapitals auf Zinſen oder Divi⸗ 
dende, die den z. Zt. von der Finanzkammer feſt⸗ 
geſetzten Satz überſchreiten, verbieten. 

England iſt das Land der Gartenſtadt⸗ 
bewegung ſchon ſeit langer Zeit und es kann 
kein ſonderliches Erſtaunen hervorrufen, daß in 
der neuen Geſetzesfaſſung einer Förderung der 
Gartenſtädte ein beſonderes Gewicht beigelegt 
wird. Die Hervorhebung, daß Gelände für Gar- 
tenſtädte, Gartendörfer oder deren Erweiterung 
durch Zwangserwerbungsverordnung bereitgeſtellt 
werden kann, beweiſt, daß die engliſchen Geſetz⸗ 
geber einer unorganiſchen Entwicklung mit 
ſtaatlichen Machtmitteln entgegenzutreten gewillt 
ſind. 

Die Stadt L. hat etwa 400 Erwerbsloſe. Eine 
ihrer ortsanſäſſigen Induſtrien beſchäftigt unge- 
fähr 450 Arbeitskräfte 5 Tage in der Woche. Von 
dieſen 450 in Arbeit Stehenden kommen täglich 
etwa 180 aus den Dörfern der nächſten Umgebung. 
Ich nenne dieſe Arbeitnehmer im weiteren Ver— 
laufe der Einfachheit halber „Stadtgänger“. Man 
geht wohl kaum fehl, anzunehmen, daß faſt jeder 
dieſer Stadtgänger ein kleines oder größeres 
Stück Land beſitzt oder in Pacht hat, oder daß er 
Angehöriger einer kleinbäuerlichen Familie iſt. 
Setzen wir dieſe Gegebenheiten bei 90 von dieſen 
180 Stadtgängern voraus, ſo iſt zur praktiſchen 
Verwirklichung des Siedlungsgedankens nur not⸗ 
wendig, zu unterſuchen, inwieweit eine ergänzende 
Landzuteilung für den Einzelnen in Frage kom⸗ 
men muß, um ihm bei einer Arbeitszeitverkür⸗ 
zung von 5 auf 2% Tage einen Ausgleich zu 
ſchaffen. Für 90 Erwerbsloſe der Stadt L. wäre 
hierdurch eine Möglichkeit gegeben zu 2/tägiger 
Arbeit je Woche und auch ihnen müßte eine Zu— 
ſatznahrung geſchaffen werden. Vorausſetzung 
hierzu iſt freilich die Möglichkeit einer Ein⸗ 
paſſung, eines Einarbeitens der dem Arbeitspro— 
zeß als Kurzarbeiter wieder zuzuführenden Ar- 
beitnehmer. In meiner Broſchüre „Land ohne 
Not““*) habe ich auf alle Schlußfolgerungen hinge— 
wieſen, die durch eine ſolche Arbeitsteilung dem 
Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer erwachſen. 
Ich erinnere an das Verſicherungsweſen, an Bei— 
träge zu Berufsgenoſſenſchaften, Lohnſummen— 
ſteuer, Berufsſchule, Haftplicht- und Unfallver- 
ſicherung uſw. Es iſt ohne weiteres einleuchtend, 
daß Arbeitsteilung wie auch Arbeitsſtreckung für 
den Arbeitgeber auch dann eine Belaſtung be— 
deuten, wenn die Art ſeines Betriebes ſich tech⸗ 
niſch vorzüglich zur Schichtarbeit eignet. Bei dop⸗ 


) Deutſche Landbuchhandlung, Berlin SW 11. 
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pelter Belegſchaft entſteht ein — 
größerer Arbeitsaufwand in der 
Buchführung, eine ſtärkere Be⸗ 
laſtung des Aufſichtsperſonals 
uſw. Ein Ausgleich iſt auch dann 
erforderlich, wenn eine Rege⸗ 
lung des Verſicherungsweſens 
in der Weiſe getroffen würde, 
daß weder Arbeitnehmer noch 
Arbeitgeber mit überhöhten 1% 
Beiträgen belaſtet werden. In ,L 
welcher Weiſe dieſer Ausgleich — 
erfolgen könnte, etwa durch 
Senkung von Kommunalſteuern, 
Gewerbeſteuern, Grunderwerb— 
ſteuern o. ä. kann hier nicht er⸗ 
örtert werden. Eine zweck— 
mäßige Entſcheidung müßte in 
jedem Falle von örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen abhängig gemacht 
werden. Durch die Wiederein— 
ſtellung Erwerbsloſer und, hier⸗ 
durch bedingt, durch Verrin⸗ 
gerung oder Beſeitigung der 
Laſten für Wohlfahrts⸗ und Kriſenfürſorge er⸗ 
ſcheint die Forderung einer Senkung der Laſten 
des Arbeitgebers nicht nur berechtigt, ſondern un⸗ 
bedingt erforderlich. — N 


geſtellt. 


Zurück zum angeführten Beiſpiel. Ich ſetze, 
wie ſchon erwähnt, voraus, daß 90 von insgeſamt 
180 Stadtgängern auf Kurzarbeit geſetzt und da— 
für 90 Erwerbsloſe der kleinen Kreisſtadt L. als 
Kurzarbeiter beſchäftigt werden könnten. In die⸗ 
ſem Sinne bewegten ſich meine Vorſchläge, die ich 
an Ort und Stelle vortrug. Soweit ich unterrich⸗ 
tet bin, hat jedoch die Stadt L. für 10, an ihrer 
Stadtgrenze zu erbauenden Siedlungshäuschen je 
2500 Mark, insgeſamt alſo 25 000 Mark erhalten. 
Mit dieſem Betrage wurden demnach 10 Zuſatz⸗ 
nahrungen geſchaffen und geeigneten Erwerbs⸗ 
loſen der Stadt zugeteilt. Es bedarf gar keiner 
Erörterung, daß ein Erwerbsloſer durch Zuteilung 
einer Zuſatznahrung zumindeſt für die folgenden 
Jahre einer weiteren Unterſtützung bedarf. Was 
iſt mit dieſer Art von Verwendung öffentlicher 
Mittel gewonnen? — 

Viel zu ſehr iſt bis heute der Schwerpunkt des 
Siedelns auf das Bauen von Siedlungshäuſern 
verlegt worden. Bauen aber um des Bau⸗ 
ens willen ſchafft auf die Dauer 
keine Arbeit, wie die Erfahrungen des ver⸗ 
gangenen Jahrzehnts zur Genüge bewieſen haben. 
Für die genanten Stadtgänger wäre in allererſter 
Linie eine Zuteilung von Land erforderlich ge⸗ 
weſen, da Kleintierſtall, wohl auch Scheune, auf 
alle Fälle aber die Wohnung bereits vorhanden 
ſind. 

Wir erſtreben allem Anſchein nach unter allen 
Umſtänden eine unmittelbare Entlaſtung der 


Die Abbildung iſt dem 
Werke „Kleinſiedlungen 
aus friderizianiſcher Zeit“ 
von Dr.-Ing. Waldemar 
Kuhn entnommen und 
mit Genehmigung des 
Deutſchen Bundes Hei⸗ 
matſchutz zur Verfügung 
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Schöneberg bei Berlin nach dem Wiederaufbau von 1760. 


Großſtadt durch die Förderung großſtädtiſcher 
Randſiedlungen. Jeder eingeſchaltete Erwerbs— 
loſe iſt aber ein Gewinn für die Allgemeinheit, 
ſeine Einſtellung in den Arbeitsprozeß bedeutet 
indirekt eine Entlaſtung auch für die Großſtadt⸗ 
nöte, ganz einerlei, ob er in Oſtpreußen oder in 
Südbayern wieder eingereiht wird. Weſentlich 
iſt, daß dies überhaupt geſchieht. Indem wir das 
Problem bei der Großſtadt anfaſſen, nehmen wir 
den Stier bei den Hörnern. Wird der Verſuch 
gelingen? Ich möchte Zweifel nicht unterdrücken 
und ich wies bereits auf den bisherigen Verlauf 
unſerer Verſuche auf dieſem Gebiete hin. Wie 
dem immer aber auch ſei, ob die Zuſatznahrung 
in Land⸗ und Mittelſtadt oder am Rande der 
Großſtadt gefördert werden ſoll, ohne eine 
Arbeitszeitverkürzung im Sinne 
der Arbeitsteilung werden wir 
einer Löſung des Erwerbsloſenpro⸗ 
blems nicht beikommen, ohne jolde 
Maßnahmen hat aber auch der Sie d⸗ 
lungsgedanke keine praktiſche Un⸗ 
terlage. Das von mir angeführte Beiſpiel der 
kleinen Stadt L. zeigt eine der vielen Möglich: 
keiten, mit geringſtem Aufwand für Gebäude uſw. 
die Teilverwirklichung der Siedlungsidee herbei— 
zuführen. Viele Kleinerfolge machen endlich auch 
ein „Viel“. Allen Beſtrebungen, die Nöte der 
Großſtadt zuvörderſt beheben zu wollen, jtehen 
viele, faſt allzuviele Schwierigkeiten gegenüber. 
Ich nenne hier nur 


1. Die Arbeitsſtätte, die ohne außer⸗ 
ordentliche Neuinveſtierung nicht verlegt werden 
kann. Alle Verſuche, über dieſe Schwierigkeiten 
hinwegzutäuſchen, von der Notwendigkeit einer 
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Verlegung der Induſtrien heute zu } 


ſprechen, müſſen als utopiſch be⸗ N 
zeichnet werden. Die Induftrie hat 
wohl zur Zeit andere Sorgen. 


2. Die Wohnſtätte. Die 
Art des Ausbaues unſerer Groß⸗ 
ſtädte in Mietblockbauweiſe, die 
öffentlichen Mittel, die in den letz⸗ 
ten 14 Jahren in außerordentlichem 
Maße dieſem Ausbau zufloſſen, 
kurzum der vorhandene Baube⸗ 
ſtand iſt durch einſeitig forcierte 
Stadtrandſiedlung ſtark gefährdet. 
Schon heute zeigen ſich auf dem 
Grundſtücksmarkt der Großſtädte 
Erſcheinungen, die zu ſtärkſten Be⸗ 
ſorgniſſen Anlaß geben. Ich erin⸗ 
nere in dieſem Zuſammenhang an 
unſer Hypothekenweſen und die 
Rolle, die dieſes bei dem Ausbau 
unſerer Städte ſpielte. Raum⸗ 
mangel verbietet hier, näher auf das Kapitel 
Althausbeſitz und Stadtrandſiedlung einzugehen. 


3. Der Großſtadtmenſch, ſeine Entfrem⸗ 
dung von der Scholle, und hierdurch bedingt, 
ſeine Umſtellung auf Lebenswerte, die vom Land⸗ 
leben ſtark abweichen. Hier komme ich kurz auf 
das „ideologiſche Geſchwätz“ zurück, von dem ich 
bereits ſprach und das ſich immer und immer 
wieder in alle ernſthaften Unterhaltungen über 
das Siedlungsproblem einſchiebt. Gewiß beſteht 
ein Drang zur Scholle im Großſtädter. Er be- 
ſtand auch während des Krieges und während 
der Zwangsrationierung der Lebensmittel in den 
erſten Nachkriegsjahren. Wie raſch aber änderte 
ſich das Bild! — Es iſt nötig, daran zu erinnern, 
daß der Zuzug zur Großſtadt nie ſtärker war, als 
in den Jahren 1924 bis 1929. 

Tendenz oder Ideologie können nur die Trieb- 
feder zu jener Anſicht eines nicht einzudämmen⸗ 
den Siedlungswillens ſein. In Wirklichkeit iſt es 
die Not der Gegenwart. Sollten je die Schorn- 
ſteine wieder ſtärker rauchen, ſo wäre wohl die 
unausbleibliche Folge eine Teilflucht von der 
heute heiß begehrten Scholle. — Wir haben durch 
den Ausbau unjerer Städte, durch den Etagen- 
mietblockbau die Maſſen dem Boden entfremdet. 
So erfreulich der Siedlungsgedanke an ſich iſt, ſo 
ſehr er vom Standpunkt der Erhaltung unſeres 
Volkes begrüßt werden muß, ſo ſehr muß vor Ex⸗ 
tremen gewarnt werden. Der Uebergang vom 
Etagenhaus zum Flachbau darf nicht unvermittelt 
vor ſich gehen. Wir müſſen auf die Werte, die 
wir unter Aufwendung großer Teile unſeres 
Volksvermögens in langen Jahrzehnten geſchaffen 
haben, Rückſicht nehmen, ſoweit immer dies mög⸗ 
lich iſt. — Die Stadtrandſiedlung im 
Ausſtrahlungsgebiet der Großſtadt 
iſt mit großer Vorſicht anzufaſſen. 
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Ausbau eines weſtdeutſchen Dorfes. Aufnahme aus dem Fahre 1930. 
Die Verkehrsſtraße wurde im Laufe der letzten Jahrzehnte auf einer 
Länge von 2 Kilometern randbebaut. 


Eine Sanierung alter Wohnviertel muß zumin⸗ 
deſt Hand in Hand mit den Ausſiedlungsbeſtre⸗ 
bungen gehen und ſie bedarf ſorgfältigſter Vorbe⸗ 
reitung und Prüfung. Ohne umfaſſende geſetz⸗ 
liche Maßnahmen wird dieſer Umſtellungsprozeß 
ſich nicht vollziehen können. Er ſchneidet zu tief 
in wirtſchaftliche und ſoziologiſche Belange unſeres 
Volkes ein. Schon mehrfach lagen in den letzten 
Jahren Geſetzesentwürfe vor. Ich erinnere an 
das Preußiſche Städtebaugeſetz vom Jahre 1929, 
vor allem aber an den Referentenentwurf zu 
einem Reichsſtädtebaugeſez vom vergangenen 
Jahre. Doch ſchon die Bezeichnung „Städtebau— 
geſetz“ trifft heute den Nagel nicht mehr auf den 
Kopf. Der Ausbau unſerer Städte, gegeben durch 
unſere induſtrielle Entwicklung, iſt zu einem 
Stillſtand gekommen. Anſere täglich ſich ſteigernde 
Produktionskapazität zwingt zu einer allmählichen 
Abkehr von der Häufung der Maſſen auf be- 
ſchränkter Fläche. Anſtelle eines Reichsſtädtebau⸗ 
geſetzes muß wohl ein Reichsbaugeſetz treten, das 
ſich nicht mit techniſchen Einzelheiten zu befaſſen 
haben wird, ſondern die Fragen des Land⸗ 
erwerbs, des Wertzuwachſes, vor al⸗ 
lem aber die Brennfragen der Ent: 
ſchädigung bei Enteignung und Ei⸗ 
gentumsbeſchränkung einheitlich 
für das geſamte Reichsgebiet zu 
regeln hätte. Rein techniſche Geſetzmaßnah⸗ 
men ſtehen an Bedeutung weit hinter dieſen 
Brennfragen zurück und können um einer Wah⸗ 
rung regionaler Eigenart der Länder und Pro— 
vinzen willen wohl am beſten eine regionale Re⸗ 
gelung finden. Sachſen hat, wie ich weiß, recht 
beachtenswerte Geſetzesvorſchriften auf techniſchem 
Gebiete bereits erlaſſen. Nun iſt England mit 
der endgültigen Verabſchiedung ſeines „Town 
and Country planning Act“ uns zuvorgekommen. 


KERNE RE TER rr 


Das Gejeß iſt ein Rahmengeſetz, das auch Schott- 
land einbezieht. Es enthält keine techniſchen Be⸗ 
griffsbeſtimmungen, ſondern es regelt das Plans 
verfahren, die Rechte und Pflichten der Behörden 
und Grundbeſitzer, die ſich aus der Planung er⸗ 
geben. 

Ganz kurz charakteriſiert, iſt der 
Zweck des engliſchen Geſetzes der, 
den Um⸗ und Ausbau ſeiner ſtadt⸗ 
wirtſchaftlichen Anlagen und die 
überall einſetzende Stadt-Landbe⸗ 
wegung planvoll durchzuführen. 

Stehen wir nicht denſelben Aufgaben gegen— 
über? Müſſen wir nicht endlich auch dazu über- 
gehen, unſere willkürlich zerfließenden Ortſchaften 
und Städte vor weiterer Zerſplitterung zu 
ſchützen? Ich ſtelle ein Muſterbeiſpiel der Land⸗ 
baukunſt des 18. Jahrhunderts dem Ausbau eines 
weſtdeutſchen Dorfes gegenüber, deſſen Aufnahme 
im Jahre 1930 erfolgte. So ſehen unſere Städte 
und Dörfer heute aus — faſt ohne Ausnahme. 
Jeder Blick aus dem Fenſter eines Eiſenbahn— 
zuges bei der Einfahrt in irgendeine unſerer 
Großſtädte läßt auch den Laien erkennen, welch 
unzulängliche Geſetzeshandhaben einem ſogenann⸗ 
ten Städtebau zur Seite ſtanden zur Zeit der 
ſtärkſten Entwicklung unſeres Bauweſens. Noch 
iſt kein grundlegender Wandel geſchaffen, und 
immer noch wird eifrig von vielen Seiten eine 
vorausſchauende Planung bekämpft, die einer 
freien Entwicklung Abbruch tue. 

Der Leſer betrachte die Wiedergabe des Dorfes 
„Schöneberg“, das heute inmitten der Großſtadt 
Berlin liegt. Von den Ruſſen einſt nieder- 
gebrannt, wurde die früher regellos angelegte 


Ortſchaft unter den Baumeiſtern Friedrich II. zu 
einer Muſteranlage, deren Charakter heute noch, 
trotz großſtädtiſcher Umbauung, deutlich wahr— 
nehmbar iſt. Bei der ländlichen Siedlung kann 
man nicht genug auf alte, vorzügliche Beiſpiele 
hinweiſenk). Was in den letzten Jahren auf 
dieſem Gebiete entſtanden iſt, hat, mit Ausnahme 
einiger weniger Anlagen vorwiegend in Oſtpreu⸗ 
ßen, keinen Anſpruch darauf, ländliche Siedlung 
genannt zu werden. Zwiſchen dem Begriff land⸗ 
wirtſchaftlichen Bauens und dem der ländlichen 
Siedlung iſt ein großer Unterſchied. Die voll⸗ 
kommene Beherrſchung aller wirtſchaftlich-tech⸗ 
niſchen Geſichtspunkte, die Fähigkeit, Ställe und 
Scheunen unter dem Geſichtspunkt größtmöglicher 
Sparſamkeit aufzuführen, iſt ein Teilgebiet des 
ländlichen Siedlungsweſens, deſſen letzte und 
feinſte Spitze darin gipfelt, Neuanlagen zu ſchaf⸗ 
fen, die eine Entwicklung des Gemeinſinns der 
ländlichen Bevölkerung gewährleiſtet. 

Es ſei ſpäteren Ausführungen vorbehalten, 
kritiſch zu dem Geſamtinhalt des engliſchen Ge⸗ 
ſetzes Stellung zu nehmen. Für alle Kreiſe, die 
mit ſachlicher Gründlichkeit an den Fragen künfti⸗ 
ger Baugeſtaltung teilnehmen wollen, iſt ein Stu⸗ 
dium dieſes Geſetzes unerläßlich. Eine Anwen- 
dung auf unſere Verhältniſſe kommt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht in Frage. Wichtig für uns iſt in 
erſter Linie der Teil des Geſetzes, der das Privat- 
eigentum und ſeine Inanſpruchnahme durch 
öffentliche Intereſſen, Entſchädigungs- und Wert⸗ 
zuwachsfragen berührt. 


*) Siehe Baugilde, Heft 4, Jahrgang 1933. 


Der nationalwirtſchaftliche Siedlungsbedarf 


unter Verückſichtigung volkswirtſchaftlicher Vorausſetzungen der Siedlung 
Von Reg.-Baumſtr. a. D. E. Stürzenacker, Hamburg. 


Wenn auch die Notverordnungspolitik ehemali⸗ 
ger Regierungen die Förderung des Wohnungs⸗ 
baus nahezu einſtellte und damit der Bauwirt⸗ 
ſchaft einen wichtigen Teil ihrer Exiſtenzbaſis ent⸗ 
zog, ſo iſt doch die Annahme verfehlt, die Voraus⸗ 
ſetzungen für eine Erweiterung des deutſchen 
Wohnraumvolumens ſeien nicht mehr gegeben. 
Die vorausſichtliche Geburten- und Haushaltsent⸗ 
wicklung wurde auch an dieſer Stelle (Heft 4/1932) 
von Dr. Burgdörfer erörtert, und wenn man auch 
die Ausſchließlichkeit ſtatiſtiſcher Annahmen als 
Grundlagen für die Errechnung künftiger Wohn⸗ 
bedarfe nicht wird anerkennen können, ſo iſt da⸗ 
mit doch immerhin nach der grundſätzlichen Seite 
hin ſehr viel klargeſtellt. Man iſt ſich in Fach⸗ 
kreiſen — in großſtädtiſchen Baufachkreiſen aller⸗ 
dings nur mit Einſchränkungen — darüber klar, 
daß das künftige Bedarfsvolumen an Wohnraum 


hauptſächlich der Siedlung zu reſervieren ſein 
wird und daß nur beſondere Verhältniſſe, die man 
aber nicht für eine Großſtadt in ihrer Geſamtheit, 
ſondern nur für den Einzelfall wird in Anſpruch 
nehmen können, die Weiterführung ſtädtiſcher 
Wohnbauten in ganz beſchränktem Umfang recht⸗ 
fertigen können. Die Zurückhaltung großſtädti— 
ſcher Baufachkreiſe gegenüber dieſer Erkenntnis 
dürfte in einer gewiſſen paſſiven Reſiſtenz gegen 
die ſich ergebenden Umſtellungen im Baubetrieb 
ihren Grund haben“). 

Das Problem der öffentlichen Wohnungsfür⸗ 
ſorge erweitert ſich mit dieſer Erkenntnis z um 
Problem der nationalen Siedlungs⸗ 
fürſorge. Dieſe erſtreckte ſich bislang vor⸗ 


*) Vgl. Verfaſſer: Bauwirtſchaft — EN 
Verlag „Die Grundſtücks⸗ Warte“ Berlin 1 
Siehe auch Buchbeſprechung Seite 155 Ku Heftes. 
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nehmlich auf die Oſtſiedlung und ſonſtige land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlung, in geringem Umfang 
kamen Aufgaben in Frage, die man als die Vor⸗ 
läufer der heute im Vordergrund der Diskuſſion 
ſtehenden nebenberuflichen Landſiedlung bezeich⸗ 
nen könnte, und erſt die vorſtädtiſche Kleinſied⸗ 
lung bedeutet den bewußten Schritt von der Woh- 
nungsfürſorge zur Siedlungsfürſorge. a 

Dieſe Schwenkung bedeutet nun aber nicht ein⸗ 
ſach eine Umſtellung vom ſtädtiſchen Hochbau zum 
vorſtädtiſchen oder ländlichen Flachbau, wie man 
vor nicht allzu langer Zeit noch in weiten Kreiſen 
des Bauweſens glaubte annehmen zu können; das 
würde ja nur eine Umſtellung in der äußeren 
Form ſein. In Wirklichkeit heißt die 
Umjtellung von der Wohnungsfür⸗ 
ſorge zur Siedlungsfürjorge: 
grundſätzliche Verkoppelung der 
Wohnungsbedarfsfragen mit den 
geſamten Vorausſetzungen unſeres 
Volkstums, ſeien ſie nun wirtſchaft⸗ 
licher, bevölkerungspolitiſcher, ſo⸗ 
ziologiſcher oder arbeitspolitiſcher 
Art. Damit wird der Wohnungsbau nicht mehr 
in den Dienſt der einen Aufgabe: Schaffung von 
Wohnraum geſtellt, er wird vielmehr in vollem 
Umfang dem nationalen Aufbau dienſtbar ge— 
macht. So gewinnen wir aber für die Betrach⸗ 
tung der Probleme von Wohnungsfürſorge und 
Siedlungsfürſorge einen neuen Standpunkt, und 
wir kommen auch von dieſer Seite wiederum zu 
einer Anterſcheidung von Bedarfsbegriffen, wie 
folgt: 

a) Objektiver Siedlungsbedarf 
wäre der Teil des objektiven Wohnungsbedarfs 
zu nennen, der ſich ergibt nach Abzug desjenigen 
Teiles des objektiven Wohnungsbedarfes, der un⸗ 
bedingt in Form großſtädtiſcher Wohnweiſe ge⸗— 
deckt werden muß. Hierbei wird der Begriff des 
obj. Wohnungsbedarfs nur mit allen berechtigten 
Vorbehalten in Bezug auf ſeine praktiſche Bewer- 
tung übernommen. 

b) Subjektiver Siedlungsbedarf 
wäre der durch Nachfrage bedingte Bedarf an 
Siedlerſtellen. 

e) Nationalwirtſchaftlicher Sied- 
lungsbedarf iſt der Begriff, der in den 
Vordergrund geſtellt werden muß, wenn wir das 
Ziel einer ſoziologiſchen und allgemein nationalen 
Reorganiſation im Auge haben. Es wäre 
hierunter der Bedarf an Siedler⸗ 
ſtellen zu verſtehen, der ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Lage des Wohnungs⸗ 
marktes zum Wiederaufbau unjerer 
Wirtſchaft und unſeres Volkstums 
ſich ergibt. 

Damit wird der nationalwirtſchaftliche Sied— 
lungsbedarf in den Mittelpunkt der Probleme ge⸗ 
rückt, die mit unſerem nationalen Aufbau im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen. Er iſt alſo von einer Reihe 
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von Vorausſetzungen abhängig, deren Ausgleich 
zu den ſchwierigſten volkswirtſchaftlichen Proble⸗ 
men der Gegenwart gehören dürfte. Dieſe ſind: 


die marktpolitiſchen, 

„ arbeitsmarktlichen, 

„ bevölkerungspolitiſchen, 

ſoziologiſchen, 

„ hauswirtſchaftlichen, 

„ ſtaatswirtſchaftlichen und 

. „ baupolitiſchen 

Vorausſetzungen der Siedlung. Durch dieſe Fak⸗ 
toren wird nicht nur weſentlich der Umfang des 
geſamten Siedlungswerkes, ſondern auch die Ge- 
ſtaltung der einzelnen Siedlerſtellen beſtimmt. 
Daß hierbei noch eine Reihe weiterer Faktoren 
eine Rolle ſpielen, ſoll nur erwähnt werden, ohne 
daß hierauf näher eingegangen wird. 


Zu den genannten Faktoren iſt folgendes kurz 
zu bemerken: 

1. Wir müſſen einige in ihren volkswirtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen verſchiedene Marktformen 
unterſcheiden, deren Merkmale ſich aus der ört⸗ 
lichen Gebundenheit ergeben. Sie ſind im ein⸗ 
zelnen nur ſtatiſtiſch, nicht aber in ihren kommer⸗ 
ziellen Auswirkungen zu erfaſſen. Es ſind: Welt⸗ 
markt, Reichsmarkt, Landesmarkt und Ortsmarkt. 
Die Marktformen ſind von Einfluß auf die 
Standortwahl und auf die Siedlungsform, und 
zwar komplizieren ſich die beiden Probleme mit 
der Verengung der Marktbaſis, an welche die in 
Frage ſtehende Siedlung gebunden iſt. 

Die börſenmäßige Marktregulierung iſt am we⸗ 
nigſten an der Stelle des geringſten Transport⸗ 
weges eingedrungen, alſo am Ortsmarkt. Dieſer 
wird alſo vorausſichtlich am wirtſchaftlichſten ge— 
ſtaltet werden können, ſodaß ſeine Pflege auf dem 
Weg über die Siedlung als eine der vordringlich⸗ 
ſten Aufgaben betrachtet werden könnte. Es er⸗ 
gibt ſich alſo als volkswirtſchaftliches Ziel der 
Siedlung von dieſer Seite her „die Autarkie der 
deutſchen Ortsmärkte“, ſoweit ſie mit der allge— 
meinen ſoziologiſchen Struktur in Einklang zu 
bringen iſt. 

Die Marktfrage, bzw. die Frage der Markt- 
gebundenheit iſt nicht nur für die Vollerwerbs⸗ 
ſiedlung von Bedeutung, ſondern auch auf die 
Geſtaltung der nebenberuflichen Siedlung von 
großem Einfluß, denn die Gebundenheit iſt nicht 
nur wegen des Abſatzes der Produkte, jondern 
auch wegen der Erwerbsgebundenheit des Sied— 
lers von Einfluß auf Standortwahl und Geſtal— 
tung. Wir kommen alſo von zwei Seiten her zu 
einer Anterſcheidung gebundener und freier Sied⸗ 
lungsformen, je nach der wirtſchaftlichen Anleh⸗ 
nung an einen Ortsmarkt in händleriſcher wie 
arbeitsmarktpolitiſcher Hinſicht. Dieſe Anterſchei⸗ 
dung führt weiterhin zu organiſatoriſchen Aus⸗ 
wirkungen in bauwirtſchaftlicher und baupoliti⸗ 


ſcher Hinſicht. 


S Se pe 


2. Arbeitsmarktpolitiſch betrachtet jtellt ſich das 
Siedlungsproblem jo dar, daß die als notwendig 
erkannte Wandlung unſerer Gewerbeſtruktur, die 
Aenderung unſerer Konſumgeſtaltung und der 
Ausbau unſeres Binnenmarktes die Anſiedlung 
einer beſtimmten Anzahl von Menſchen erfordert. 
Die in Frage kommende Zahl dürfte übereinſtim⸗ 
men mit der Anzahl „ſtrukturell“ Erwerbsloſer, 
die im allgemeinen auf 2 bis 3 Millionen ge⸗ 
ſchätzt wird. Dieſe Zahl bildet die Grundlage 
für den nationalwirtſchaftlichen Siedlungsbedarf. 
Eine Ueberſchneidung mit den marktpolitiſchen 
Faktoren iſt hier ſchon inſofern gegeben, als die 
minimal erreichbare Eigenproduktion dieſer 
Siedlerfamilien ſchon weit über dem Import⸗ 
volumen an Lebensmitteln liegt, das wir im all⸗ 
gemeinen als durch deutſche Produktion erſetzbar 
bezeichnen, ſodaß ſich die ſchwerwiegende Frage 
erhebt, in welchem Umfange die Baſis für Voll⸗ 
erwerbsſiedlungen durch eine nebenberufliche 
Landſiedlung, die der Größe des bis 1945 zu er⸗ 
wartenden objektiven Wohnungsbedarfes ent⸗ 
ſpäche, verengt würde. (Die Entwicklung des ob⸗ 
jektiven Wohnungsbedarfes wird hier als be⸗ 
kannt vorausgeſetzt; im übrigen vgl. Neumann, 
Neue Wege der Wohnungswirtſchaft, Bln. 1931). 


3. Bevölkerungspolitiſch würde die Siedlung 
bedeuten: Mobiliſierung der pſychiſchen Voraus⸗ 
ſetzungen eines großen Teiles der Großſtadt⸗ 
bewohner für den nationalen Aufbau und für 
die Baupolitik. Eine weitere, allerdings erſt nach 
Jahren ſich voll auswirkende Folge einer Deckung 
des nationalwirtſchaftlichen Siedlungsbedarfes 
würde eine geſteigerte Geburtenfreudigkeit und 
damit eine neuerliche Stärkung unſerer völkiſchen 
Geltung ſein können. Was zahlenmäßig auf die⸗ 
ſem Wege erreicht werden kann, läßt ſich natürlich 
nicht ſagen, denn es dürfte wohl zum erſten Mal 
in der Geſchichte unſeres Kulturkreiſes der Fall 
ſein, daß die Zuſammenhänge von Siedlung und 
Volkstum wiſſenſchaftlich unterſucht werden; aus 
der Geſchichte kennen wir lediglich die Tatſachen, 
die wir aber größenmäßig nicht auf Urſache und 
Wirkung nachprüfen können. 


4. Soziologiſch iſt eine nationalwirtſchaftliche 
Siedlungsarbeit von außerordentlicher Bedeu— 
tung. Im einzelnen kann dies hier nicht nachge⸗ 
wieſen werden. Es ſei darum verwieſen auf die 
Schrift von Teſſenow: „Handwerk und Klein⸗ 
ſtadt“, die gegen Ende des Krieges erſchienen und 
heute ſchon vielfach leider vergeſſen iſt. Die Aus⸗ 
führungen werden aber heute wieder in großem 
Umfang aktuell. (Vgl. auch Miltz, Stadt und 
Siedlung, Eberswalde 1932). 


5. Die hauswirtſchaftlichen Faktoren der Sied⸗ 
lung beeinfluſſen ihre Geſtaltung im einzelnen. 
Gehen wir von der Einkommensſtatiſtik der deut⸗ 


ſchen Bevölkerung aus, ſo finden wir von 
31 Millionen Erwerbstätigen bzw. 
Erwerbsfähigen etwa 24 Millionen 
mit einem Einkommen von weniger 
als RM 1200, — im Jahr. In dieſer Kate⸗ 
gorie von Menſchen find auch diejenigen zu fin- 
den, für die durch Siedlung in erſter Linie geſorgt 
werden muß. Da die Berechnung des Exiſtenz⸗ 
minimums für eine Familie mit zwei nicht er⸗ 
wachſenen Kindern den Betrag von RM 150,— 
im Monat ergibt, ſo erhalten wir einen monat⸗ 
lichen Fehlbetrag von RM 50,— im beſten Fall 
bei allen Siedlungsanwärtern, was wiederum 
einen jährlichen Fehlbetrag von RM 600, — aus⸗ 
macht. Von dieſem muß bei der Geſtaltung der 
Siedlerſtelle ausgegangen werden. Er muß aus⸗ 
ſchlaggebend ſein für die Bemeſſung der Landzu- 
lage, für den Aufbau des Siedlerhauſes und für 
die geſetzliche Geſtaltung des Siedlungsrenten⸗ 
dienſtes, der unter allen Amſtänden aus den Ge⸗ 
bundenheiten des Geldmarktes gelöſt werden muß. 
Die Auswirkungen dieſer Zuſammenhänge im 
einzelnen hier zu ſchildern, dürfte wohl zu weit 
führen. 


6. Die ſtaatswirtſchaftliche Seite der Siedlung 
iſt nun von allerhöchſter Bedeutung vor allem in 
der Frage der Arbeitsbeſchaffung. Legen wir 
dem Umfang der Siedlung die Zahl des objek⸗ 
tiven Wohnungsbedarfes zugrunde, die ſich mit 
der genannten Zahl des nationalwirtſchaftlichen 
Siedlungsbedarfes in eigenartiger Weiſe deckt, ſo 
ergibt ſich ein jährliches Siedlungsvolumen von 
270 000 Stellen bis 1945. Gehen wir weiter da⸗ 
von aus, daß ein Siedler monatlich RM 20,— 
Rente aufbringen kann. Es erhebt ſich dann von 
ſelbſt die Forderung, bei Kapitaliſierung dieſer 
Rente ſo vorzugehen, daß eine möglichſt weit⸗ 
gehende Stärkung der Bauwirtſchaft daraus er⸗ 
folgt, und ſomit ein möglichſt großer Auftrieb für 
die Arbeitsbeſchaffung entſteht. Die folgende Be- 
rechnung hat — darüber bin ich mir klar — nur 
hypothetiſchen Wert, ſie zeigt aber, was 
werden kann, wenn es nach den For⸗ 
derungen, die von der NSDAP. ſchon 
ſeit Jahren erhoben worden ſind, 
gelingt, den Geld- und Rentendienſt 
demgroßen Gedanken des nationalen 
Aufbaus dienſtbar zu machen und 
nicht wie bisher von der umgekehr⸗ 
ten Frageſtellung auszugehen. Es 
wird darum der folgenden Rechnung eine Quote 
von 2,5% im Jahr zugrundegelegt bei ausſchließ⸗ 
licher Verwendung zur Tilgung des Anlagekapi⸗ 
tals. Dieſe Zahl entſpricht der in Frankreich gut 
bewährten Regelung und geſtattet eine Tilgung 
in zwei Generationen, wie dies in ſolchem Falle 
angemeſſen iſt. 

Es zeigt ſich, daß auf dieſer Grundlage die Auf⸗ 
wendung eines Kapitals von RM 9500,— je 
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Siedlerſtelle möglich ift, ohne daß der Siedler 
mehr als RM 20,— im Monat zu bezahlen hätte. 
Hieraus ergeben ſich nun für die Ankurbelung der 
Wirtſchaft und für die Arbeitsbeſchaffung fol⸗ 
gende Werte: 


Bauwert der Siedlungen jährlich RM 2,6 Milliarden 
Lohnwert d. Siedlungen jährlich RM 1,8 Milliarden 
Beſchäftigung 1200 000 Arbeitskräfte — 20% der 
gegenwärtigen amtlichen Erwerbsloſenziffer. 


(Dabei ſei bemerkt, daß jedes halbe Prozent weni⸗ 
ger oder mehr in der Rente die Mehr: oder Min: 
derbeſchäftigung von 240 000 Arbeitskräften aus⸗ 
macht. Nach welcher Richtung da die Entſcheidung 
fallen müßte, dürfte kaum zweifelhaft ſein.) 


Damit iſt aber die Frage der ſtaatswirtſchaft⸗ 
lichen Rentabilität noch lange nicht erſchöpft, denn 
es handelt ſich hierbei nicht nur um eine Frage von 
Inveſtition, Zins und Tilgung, ſondern es ſpielt 
noch die Möglichkeit einer weitgehenden Ver⸗ 
engung der ſtaatlichen Verſorgungslaſt eine aus⸗ 
ſchlaggebende Rolle. Ich übernehme im folgenden 
die Zahlen meiner Schrift „Bauwirtſchaft — Bau⸗ 
politik“, ohne ſie hier nochmals im einzelnen 
nachzuweiſen. 

Bei einem 12jährigen Programm, wie es hier 
vorausgeſetzt iſt, wird eine Geſamtinveſtition von 
RM 31,2 Milliarden nötig. Die Einſparungen 
an der Verſorgungslaſt betragen 14,4 Milliarden, 
und die in den 12 Jahren hereinkommenden Til⸗ 
gungsbeträge machen rd. 5 Milliarden aus, ſodaß 
am Ende des dem letzten Programmjahr folgenden 
Jahres noch ein Reſt von 11,7 Milliarden 
Reichsmark zur Tilgung verbleibt. Das jährliche 
Aufkommen an Tilgungsbeträgen beläuft ſich auf 
RM 780 000 000, —, ſodaß dieſer Betrag in rd. 
15 Jahren amortiſiert wäre, was einer Quote von 
6,6% entſpräche. Von dieſem Zeitpunkt an be⸗ 
ginnt die Tilgung der Beträge, die als Verſor⸗ 
gungslaſt auf jeden Fall ausgegeben werden 
müßten, wenn die Siedlung unterbliebe. Man 
kannalſo ohne Uebertreibung ſagen, 
daß bei einer jährlichen Inveſti⸗ 
tion von einer Milliarde RM in 12 
Jahren eine Vermehrung unſeres 
Volksvermögens von rd. 32 Milliar⸗ 
den RM geſchaffen werden kann, 
wenn die Vorbedingungen mit den 
Erforderniſſen des nationalen Auf⸗ 
baus in Einklang gebracht werden. 

So zeigt ſich hier ein Weg zur Ueberwindung 
der gegenwärtigen Kriſe, der die Möglichkeiten 
der Arbeitsbeſchaffung und der Kreditausweitung 
in ſeltener Weiſe zuſammenfaßt. 


Es verbleibt noch die Erörterung von Punkt 7. 


Baupolitiſche Vorausſetzungen. Wir ſtehen 
vor der rieſenhaften Aufgabe, unſere 


Bauwirtſchaft, die innerhalb von zwei Jah⸗ 
ren bis auf ein Siebentel ihres früheren Amfan⸗ 
ges zuſammengebrochen iſt, neu aufzubauen. 
Dabei darf nicht in den Fehler der Jahre 1924 
bis 1931 verfallen werden, daß das Bauvolumen 
innerhalb weniger Jahre um nahezu 100% ge: 
weitet wird, um es kurz darauf in noch ſchärferem 
Maße zu verengen. So läßt ſich kein Wirtſchafts⸗ 
zweig ohne kataſtrophale Rückwirkungen mißhan⸗ 
deln. Es kommt vielmehr darauf an, 
im Rahmen einer groß angelegten 
baupolitiſchen Planung, deren Mit⸗ 
telpunkt ein Reichsſiedlungspro⸗ 
gramm zu bilden hat, zu einer mög⸗ 
lichſt ſtabilen Geſtaltung der Bau⸗ 
wirtſchaft zu gelangen. Das kann nur 
geſchehen, wenn die Möglichkeit eines Ausgleichs 
der Aktivitätsſchwankungen am Baumarkt geſchaf⸗ 
fen wird. Es müſſen alſo gewiſſe Reſerven an 
Bauvorhaben gehalten werden, die zum großen 
Teil aus den Siedlungsbedarfen genommen wer⸗ 
den können. Daneben wird die Erfaſſung an⸗ 
derer öffentlicher Bauvorhaben auch eine gewiſſe 
Rolle ſpielen, die Siedlung ſelbſt wird aber im- 
mer den Ausſchlag geben können, weil bei voller 
Mobiliſierung des nationalwirtſchaftlichen Sied- 
lungsbedarfes dieſer der Hauptkontingent am 
Baumarkt ſtellen wird. Wir müſſen uns vor 
Augen halten, daß bei faſt völligem Mangel an 
Bauvorhaben in anderen Gebieten der Bauwirt⸗ 
ſchaft die Siedlung faſt die einzige Möglichkeit 
bietet, unſere Bauwirtſchaft auf einer Ebene zu 
ſtabiliſieren, die wohl weſentlich tiefer liegen 
wird als die der Jahre 1928 bis 1931, die aber 
immerhin wieder das Rechnen mit beſtimmten 
Größen geſtatten wird, und das dürfte wohl eine 
der weſentlichſten Vorausſetzungen für eine Be⸗ 
ruhigung unſerer Bauwirtſchaft ſein. Bei der 
großen Bedeutung unſerer Bauwirtſchaft für die 
geſamte Volkswirtſchaft gewinnen wir ſomit auch 
eine ſehr wertvolle Vorausſetzung für den Wie— 
deraufbau unſerer Volkswirtſchaft. 

Da weiterhin die ſchon ſeit Jahren 
erkannten Strukturwandlungen un⸗ 
ſerer eigenen wie auch der Welt⸗ 
wirtſchaft keine weitere Dehnung 
unjerer großſtädtiſchen Lebensräu⸗ 
me verbieten, jo ſtellt ſich das Sied⸗ 
lungsproblem als Zentralpunkt un⸗ 
ſerer künftigen deutſchen Bauwirt⸗ 
ſchaft dar. Es wird die Sorge aller mahgeb- 
lichen Stellen ſein müſſen, daß dieſer baupolitiſchen 
Bindung der Siedlung in einem der Bedeutung 
unſerer Bauwirtſchaft entſprechenden Umfang 
Rechnung getragen wird. Je umfaſſender 
man die wirtſchaftlichen Bindungen 
der Siedlungsfrage erkennt und 
auswertet, deſto richtiger in jeder 
Beziehung wird ihr Einſatz im natio⸗ 
nalen Aufbau erfolgen können. 
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Können wir noch Gartenſtädte bauen? 
Von Dr. ing. Dr. rer. pol. Martin Pfannſchmidt, Berlin. 


Hans Kampffmeyer gibt in ſeiner letzten Ver— 
öffentlichung „Wohnſtätte und Arbeitsſtätte“) 
einen Abriß von dem Stand der Gartenſtadtbewe— 
gung in der Wirtſchaftskriſe. Neben dem Bericht 
über Erwerbsloſenſiedlungen in Deutſchland ſind 
Schilderungen der Erwerbsloſenſiedlungen in 
England bemerkenswert. Hier hat das engliſche 
Ackerbauminiſterium im Jahre 1931 mit der An⸗ 
ſiedlung von 64000 Siedlern auf Stellen von 
durchſchnittlich 334 Quadratmetern Gartenland 
einen Maſſererfolg erzielt, der die deutſchen Er⸗ 
gebniſſe im gleichen Jahre erheblich überſchreitet. 
Den weſentlichſten Inhalt der Schrift bilden je— 
doch Auseinanderſetzungen über die bisherigen 
Erfolge der Gartenſtadtbewegung in Europa und 
über den neueren Städtebau in Rußland, auf die 
um ihrer baupolitiſchen Bedeutung willen näher 
eingegangen werden muß. 

Nach Kampffmeyer find im kapitaliſtiſchen Eu- 
ropa bisher nur die beiden engliſchen Garten- 
ſtädte Letchworth und Welwyn gebaut worden. 
Durch ihre Gründung ſei zwar die Richtigkeit der 
Ziele der Gartenſtadtbewegung unter Beweis ge— 
ſtellt worden. Bei den mannigfachen Behinde- 
rungen, die ſich den Beſtrebungen der Garten- 
ſtadtbewegung bisher entgegengeſtellt hätten, 
könnten weitere Gartenſtädte jedoch nur auf plan⸗ 
wirtſchaftlicher Grundlage errichtet werden. Als 
Beweis hierfür wird über die Leiſtungen des neu⸗ 
eren ruſſiſchen Städtebaues beſonders eingehend 
berichtet. 

Eine Stellungnahme zu dieſen Behauptungen 
ſetzt zunächſt klare Begriffsbildungen hinſichtlich 
der Wirtſchaftsſyſteme und Wirtſchaftsverfaſſun⸗ 
gen voraus. Räumlich laſſen ſich zunächſt die 
Wirtſchaftsſtufen Hauswirtſchaft — Stadt- 
wirtſchaft — Regionalwirtſchaft — Volkswirt⸗ 
ſchaft — Weltwirtſchaft unterſcheiden. Die Wirt⸗ 
ſchaftsſyſteme, denen dieſe Wirtſchaftsſtufen 
theoretiſch unterworfen werden können, ſind allein 
eindeutig in der reinen Hauswirtſchaft. Dieſe 
iſt immer eine reine Individualwirt⸗ 
ſchaft. Die tatſächlichen Wirtſchaftsver— 
faſſungen der übrigen Raumſtufen werden 
dagegen niemals dem Syſtem einer reinen 
Planwirtſchaft oder einer reinen freien 
Marktwirtſchaft (Verkehrswirtſchaft) ent⸗ 
ſprechen. Daß es die letztere nie gegeben hat, be= 
darf bei den gegenwärtigen Bindungen der eins 
zelnen Volkswirtſchaften und bei den früheren 
machtpolitiſchen Grundlagen der Weltwirtſchaft 
keiner näheren Begründung. Dagegen bedürfen 


1) Publikationen des internationalen Verbandes 
für Wohnungsweſen. Frankfurt (Main). Julius 
Hofmann Verlag, Stuttgart. 


die planwirtſchaftlichen Ideologien einer ein⸗ 
gehenden Erörterung, die auch in ſtädtebauliche 
Kreiſe tiefer eingedrungen ſind. Sehen wir mit 
Werner Sombart?) in der Totalität, der Einheit⸗ 
lichkeit und der Mannigfaltigkeit die weſentlich⸗ 
ſten Merkmale der Planwirtſchaft, ſo dürfte ſelbſt 
die gegenwärtige Wirtſchaftsverfaſſung Rußlands 
nicht als planwirtſchaftlich bezeichnet werden kön⸗ 
nen. Eine totale Regelung von Erzeugung, Ver⸗ 
teilung und Verbrauch iſt von Stalin endgültig 
durch Erlaß vom Mai 1932 aufgegeben worden, 
durch den 20—50% der landwirtſchaftlichen Er⸗ 
zeugung für den Verkauf auf dem freien Markt 
freigegeben werden. Vergegenwärtigt man ſich 
die großen Schwankungen der natürlichen Ernte⸗ 
erträge, die Leichtigkeit, mit der dieſe durch Ar⸗ 
beit und Technik individuell geſteigert werden 
können, und die bekannten Ungenauigkeiten der 
Ernteſtatiſtik, ſo dürfte durch dieſen Erlaß der 
freie Markt für landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
in einem Umfang wiederhergeſtellt worden ſein, 
bei dem von einer planwirtſchaftlichen Totali⸗ 
tät nicht mehr die Rede ſein kann. Wie ſtark die 
Einheitlichkeit der bürokratiſchen Durch⸗ 
führung der Planwirtſchaft von vornherein durch 
die rieſigen Entfernungen innerhalb des euro— 
päiſchen und des aſiatiſchen Rußlands illuſoriſch 
gemacht wird, erzählen zahlreiche örtliche Berichte, 
nach denen notwendigſte perſonelle und ſachliche 
Zuſammenhänge zwiſchen der zentralen Planung 
und der örtlichen Ausführung in einem uns un- 
bekannten Maß fehlen. Die Mannigfaltig⸗ 
keit der örtlichen und zeitlichen Verhältniſſe 
endlich läßt ſich begrifflich zwar leicht mit der To⸗ 
talität und Einheitlichkeit der Planwirtſchaft 
verbinden. In Wirklichkeit liegt in ihr aber ge⸗ 
rade der Konfliktpunkt, an dem Totalität und 
Einheitlichkeit der Planwirtſchaft immer wieder 
ſcheitern müſſen. Anſtelle begrifflich 
reiner Syſteme einer freien Wirt⸗ 
ſchaft oder Planwirtſchaft handelt 
es ſich daher bei den tatſächlichen 
Wirtſchaftsverfaſſungen aller hö⸗ 
heren Raumſtufen um mehr oder we⸗ 
niger planmäßige Marktwirtſchaf⸗ 
ten. Die Hauswirtſchaft iſt als die 
unterſte individualwirtſchaftliche 
Raumſtufe eine unentbehrliche Vor 
ausſetzung der räumlich übergeord⸗ 
neten Marktwirtſchaften. Es iſt er⸗ 
ſtaunlich, daß dieſe einfachſten Tatſachen von frei⸗ 
wirtſchaftlichen und von planwirtſchaftlichen Ideo⸗ 
logen immer wieder überſehen werden. Von 
ſreiwirtſchaftlichen Ideologen, wenn ſie glauben, 


2) Die Zukunft des Kapitalismus. Berlin 1932. 
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daß eine freie oder eine geordnete Marktwirt⸗ 
ſchaft aufrechterhalten werden könne, wenn prole⸗ 
tariſierte Volksteile von der Möglichkeit ausge⸗ 
ſchloſſen werden, ſelbſtändige Individualwirt⸗ 
ſchaften zu bilden. Von planwirtſchaftlichen Ideo⸗ 
logen, wenn ſie glauben, die Individualwirtſchaft 
der kleinſten Wirtſchaftszellen durch Vergeſell— 
ſchaftung der Produktionsmittel vernichten zu 
können. Der erſte — liberaliſtiſche — Irrtum 
rächt ſich zur Zeit dadurch, daß Millionen von 
Erwerbsloſen vom Grund und Boden, dem letzten 
und einzigen Produktionsmittel der Individual⸗ 
wirtſchaften bei Wirtſchaftskriſen der höheren 
Raumſtufen, getrennt worden ſind, der ſtaatlichen 
Maſſenfürſorge anheimfallen und den finanziellen 
und politiſchen Beſtand des Staates gefährden. 
Im anderen Falle werden auch die kommuniſti⸗ 
ſchen Doktrinäre durch die Mannigfaltigkeit der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe und durch die Macht 
des paſſiven Widerſtandes in Landwirtſchaft, 
Kleingewerbe und Handel gezwungen, von plan⸗ 
wirtſchaftlichen Ueberjpannungen Abſtand zu neh— 
men und den ſehr wenig differenzierten ruſſiſchen 
Individualwirtſchaften ein erhebliches Maß wirt⸗ 
ſchaftlicher Freiheit einzuräumen. Kampffmeyers 
Behauptung, daß Gartenſtädte in Zukunft nur 
noch planwirtſchaftlich gebaut werden könnten, er⸗ 
ſcheint demnach ſchon von dieſer wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen Seite her kaum haltbar. An ihre Stelle 
tritt die Frage, welche Art einer planmäßigen 
Marktwirtſchaft für ihre Durchführung am gün⸗ 
ſtigſten iſt. 

Die Möglichkeiten einer gemeinnützigen 
Erfaſſung des auf Leiſtungen der 
Allgemeinheit zurückzuführenden 
Wertzuwachſes am Grund und Boden, die 
nach Ebenezer Howard das erſte Merkmal der 
Gartenſtadt bilden, ſind dabei ſehr mannigfaltig 
und keineswegs an eine bejondere Wirtſchafts⸗ 
verfaſſung gebunden, mag der Wertzuwachs bei 
öffentlichem und bei privatem Eigentum an 
Grund und Boden nun beſteuert werden, oder 
mag er mit gleichem Vorteil für die Bewohner 
einer Gartenſtadt von Privatgeſellſchaften abge— 
ſchöpft werden, die Trägerin der Gartenſtadt⸗ 
unternehmung ſind. Die Frage, in welcher Wirt⸗ 
ſchaftsverfaſſung am beſten das zweite Merkmal 
der Gartenſtadt, eine Vereinigung von 
Arbeitsſtätte und Wohnſtätte, erreicht 
werden könne, führt dagegen tief in die wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Problematik der Gartenſtadt hin⸗ 
ein. Bei der rein individualwirtſchaftlichen Haus⸗ 
wirtſchaft fallen Wohnſtätte und Arbeitsstätte zu⸗ 
ſammen, wie das noch weitgehend beim landwirt⸗ 
schaftlichen Betrieb der Fall iſt. Die Schwierig⸗ 
keiten einer Vereinigung beginnen erſt mit ihrer 
räumlichen Trennung in den höheren Raum⸗ 
ſtufen. Zunehmende Arbeitsteilung und zuneh⸗ 
mende Marktverflechtung haben in ihnen die 
Selbſtändigkeit der übrigen Individualwirtſchaf⸗ 


ten untergraben und eine zunehmende Unficher- 
heit in die räumlichen und zeitlichen Beziehungen 
von Wohnſtätte und Arbeitsſtätte getragen. 
Hierin liegt nicht nur ein Schlüſſel zum Verſtänd⸗ 
nis der Dynamik der bisherigen ſtädtebaulichen 
Entwicklung. Von hier aus beantwortet ſich auch 
die Frage, wieweit ihre bisherigen Schäden durch 
den Bau von Gartenſtädten behoben werden kön⸗ 
nen. Nach den obigen Merkmalen — Erfaſſung 
des Wertzuwachſes am Grund und Boden und 
gute Verbindung von Arbeitsſtätte und Wohn⸗ 
ſtätte — ſind zunächſt Letchworth und Welwyn 
keineswegs die einzigen Gartenſtädte in Europa. 
Man denke beiſpielsweiſe in England an die 
Schokoladenſtadt von Mr. Cadbury in Bourn⸗ 
ville bei Birmingham, an die Seifenſtadt Sun⸗ 
light, in Deutſchland an die Chemieſtädte Leuna 
und Leverkuſen und an Eiſenkohleſtädte im Ruhr⸗ 
bezirk und in Oberſchleſien. In all dieſen Orten 
liegen zwar Wohnſtätten und Arbeitsſtätten gut 
zueinander, keine aber kann bei der Abhängig⸗ 
keit ihrer Betriebe von dem Abſatz auf ferner 
gelegenen Märkten für eine dauernde Beſchäfti⸗ 
gung der Gartenſtadtbewohner garantieren. Zeit⸗ 
lich geſehen ſind demnach Letchworth und Wel- 
wyn ebenſo bedingt als Gartenſtädte anzuſprechen 
wie die übrigen Orte. Einen abſoluten Schutz 
gegen zeitliche Gefährdungen der Beziehungen 
zwiſchen Arbeitsſtätte und Wohnſtätte würde nur 
eine — in Wirklichkeit leider unmögliche — totale 
Planwirtſchaft in der ganzen Welt gewähren. 
Als einzige weitere mögliche Schutz 
maßname kommt damit eine ſtärkere 
Befeſtigung der gefährdeten Indi⸗ 
vidualwirtſchaften der Berufstäti⸗ 
gen in Induſtrie, Handel und Hand: 
werkſelbſt in Frage, die nur in einer 
Verbreiterung ihres hauswirt⸗ 
ſchaftlichen Sektors liegen kann. Da⸗ 
mit ſtehen wir aber mitten in der 
Programmatik der nebenberuflichen 
Landſiedlung, deren marktwirt⸗ 
ſchaftliche Vorausſetzungen im März⸗ 
heft dieſer Zeitſchrift ausführlich 
erörtert worden ſind, die auch der 
zukünftigen Gartenſtadt ein neues 
Geſicht und einen neuen Inhalt 
geben wird. 

Im Gegenſatz zu dieſen deutſchen und engliſchen 
Beſtrebungen werden in neuen ruſſiſchen Be— 
bauungsplänen auch den Familienwohnungen, 
die entgegen der theoretiſch geforderten Auflöſung 
der Familie durch den Bau von Kommunewoh— 
nungen immer noch in weitaus größerer Zahl er— 
ſtellt werden, keine eigenen Gärten, ſondern 
öffentliche Grünanlagen zugeteilt. Der letzte Reſt 
individualwirtſchaftlicher Freiheit wird damit im 
kommuniſtiſchen Rußland ebenſo unterdrückt wie 
in den Maſſenmiethäuſern der hochkapitaliſtiſchen 
Bodenſpekulation vor oder der ſozialiſtiſchen Bau⸗ 
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tätigkeit nach dem Kriege. Entſprächen die neuen 
ruſſiſchen Städte auch in ihrer Ausführung dieſen 
Plänen, jo dürften ſie trotz ihrer ſonſtigen Plan— 
mäßigkeit kaum als Gartenſtädte anzuſprechen 
ſein. — Lichtbilder neuer Reihenhäuſer in 
Stalingrad laſſen freilich im Gegenſatz zu ihnen 
eingefriedigte Schrebergärten erkennen. — Nach 
übereinſtimmenden Aeußerungen Oſſinskis und 
Lenins ſollen jedoch auch die jetzt geplanten Groß— 
ſtädte von 100 000 bis 200 000 Einwohnern mit 
ihren rieſenbetrieblichen Induſtrien nur eine vor⸗ 
übergehende Maßnahme zur Erziehung der Ar- 
beiter ſein! In der zweiten Hälfte des 20. Jahr⸗ 
hunderts ſoll dann eine engere Durchdringung 
von Stadt und Land angeſtrebt werden! — Aeu⸗ 
ßerungen, die zur Genüge erkennen laſſen, daß 
den ruſſiſchen Planwirten der Blick für zwingende 
marktwirtſchaftliche Grundlagen des Städtewachs⸗ 
tums offenbar noch fehlt. Zum Leidweſen der 
ruſſiſchen Bevölkerung wird nach dieſen Plänen 
der ruſſiſche Städtebau noch manche verfehlte und 
koſtſpielige Experimente durchlaufen müſſen, ehe 


geeignete Ausdrucksformen für einen neuen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Aufbau des Rieſenreiches gefunden 
ſein werden. Es wäre zu begrüßen, wenn 
mit der Erkenntnis dieſes Verſa⸗ 
gens der planwirtſchaftlichen Städte 
baupolitik in Rußland auch endlich 
planwirtſchaftliche Ideologien aus 
techniſchen und Siedlungsfachkrei⸗ 
ſen verſchwinden möchten, die bisher 
nicht ſcharf genug zwiſchen der ſelbſt⸗ 
verſtändlich notwendigen organi⸗ 
ſchen Planmäßigkeit und Zielſtre⸗ 
bigkeit aller techniſcher Maßnah—⸗ 
men in Städtebau und Landespla⸗ 
nung und zwiſchen planwirtſchaft⸗ 
lichen Gedankengebäuden zu unter⸗ 
ſcheiden wußten, deren leere Phra— 
ſeologie nur allzulange über einen 
völligen Mangel an wirtſchaftlicher 
und geſellſchaftlicher Realität hin⸗ 
wegzutäuſchen vermochte. 


Zur Kriſe der landwirtſchaftlichen Siedlung 


Von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich, Königsberg i. Pr. 


Es ſoll hier nicht die Rede ſein von jener Kriſe, 
in der ſich die in den Nachinflationsjahren neu 
geſchaffenen Siedlungen als Teile der geſamten 
Landwirtſchaft befinden. Ihre Not iſt unbeſtreit⸗ 
bar und gewaltig. Sie iſt in ihr entſcheidendes 
Stadium im Jahre 1931 getreten, als der kata⸗ 
ſtrophale Sturz der Viehpreiſe einſetzte, die jetzt 
etwa auf dem Niveau der Preiſe der Mitte des 
vergangenen Jahrhunderts liegen und mit einem 
Index von 62 gegenüber einem Induſtrieindex 
von 114 ſchlaglichtartig das Ausmaß der Not be⸗ 
leuchten. Auch der in ſeinen Grundlagen geſün— 
deſte Betrieb kann dieſe Umwertung nicht ohne 
ſchwerſte Erſchütterungen überſtehen und jo kran⸗ 
ken nunmehr auch die neu angeſetzten Siedler, die 
ſich bis dahin tapfer gehalten hatten. Wie ſtark 
ihre Not in den letzten Jahren als Folge der 
Zerrüttung der Preiſe für Veredelungsprodukte 
geſtiegen iſt, zeigen u. a. die Zahlen der rück⸗ 
ſtändigen Landesrentenbankrenten in Oſtpreußen, 
die — jeweils auf den 30. 9. berechnet — im 
Jahre 1929 = 10,09%, 1930 = 17,38%, 1931 = 
30,38% und 1932 = 60% des Geſamtſolls aus⸗ 
machten. Dazu kommt noch die Privatverſchuldung, 
die bisher im einzelnen nicht erfaßt iſt. 

Kein vernünftiger Menſch kann 
für dieſe Not der Siedler die Sied⸗ 
lungsbehörden oder Siedlungs- 
unternehmer verantwortlich machen. 
Letztere haben ſich — von geringen Ausnahmen 
verantwortungsloſer Unternehmer abgeſehen — 
aufrichtig bemüht, im Verein mit den Siedlungs⸗ 


behörden nach Bodenart, Kulturartenzuſammen⸗ 
ſetzung und Gebäudeaufbau lebensfähige Betriebe 
zu ſchaffen. 

Die jetzige Not der Siedler iſt viel⸗ 
mehr in erſter Linie eine Folge fort⸗ 
laufender Fehler der allgemeinen 
Wirtſchaftspolitik der letzten Jahre 
geweſen, die, während ſtaatliche Maßnahmen 
das Siedlungswerk nach Kräften förderten, gleich— 
zeitig durch eine entgegengeſetzte Wirtſchafts⸗ 
politik die Exiſtenzgrundlagen der bäuerlichen 
Veredelungswirtſchaften untergrub. Der Reichs⸗ 
innenminiſter Goering hat auf dieſe Tatſache bei 
feiner großen Rede in Stettin vor der pommer⸗ 
ſchen Landwirtſchaft am 17. März d. Is. mit 
aller Deutlichkeit hingewieſen. 

Inzwiſchen hat der Kanzler in ſeiner Reichs- 
tagsrede am 23. März d. Is. kraftvolle Maß⸗ 
nahmen zur Rettung der Bauern verkündet. 
Dieſe werden nicht nur dem alten Bauernſtand 
und den bereits angeſetzten Siedlern ihre Lebens⸗ 
grundlage wiedergeben; ſie werden auch für die 
Fortſetzung des Siedlungswerkes, die der Kanz⸗ 
ler in der gleichen Rede ankündigte, von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein, da ohne gleichzeitige 
ſichere Ausſicht auf Wiederherſtellung der Ren⸗ 
tabilität der Landwirtſchaft jedes Siedeln ver⸗ 
antwortunglos iſt. 

Zurzeit ſind allerdings die Ausſichten für eine 
Wiederankurbelung der ländlichen Siedlung aus 
anderen Arſachen noch trübe. Die in den Jahren 
1931 und 1932 im Reich beſiedelte Fläche betrug 
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in jedem Jahr rd. 100 000 Hektar. 
Ben, das 1931 mit 24519 Hektar an der Spitze 
aller preußiſchen Provinzen marſchierte, iſt die 
beſiedelte Fläche im Jahre 1932 ſchon auf 17 216 
Hektar geſunken. Und der am 1. März d. J. in den 
Händen oſtpreuß. Siedlungsgeſellſchaften befind⸗ 
liche Landvorrat beläuft ſich nur noch auf 9910 
Hektar, was die Auslegung von etwa 600 Stellen 
gegenüber 2385 im Jahre 1931 bedeutet. Und 
dabei iſt die Nachfrage nach Siedlungen trotz der 
Not der Zeit ſtärker als je. So hat z. B. die 
Oſtpreußiſche Landgeſellſchaft bei zwei erſt vor 
wenigen Wochen gekauften Gütern die Bewerber: 
liſten ſchon ſchließen müſſen, ehe überhaupt mit 
der Aufteilung des Gutes begonnen wurde. 
Man darf alſo ohne Aebertreibung 
jagen, daß die Nachfrage nach Sied⸗ 
lerſtellen im umgekehrten Verhält- 
nis zum Landvorrat ſteht. 

Welches ſind nun die Gründe dieſer unerfreu⸗ 
lichen Erſcheinung? Es iſt ein offenes Geheim- 
nis, daß nicht wenige Schwierigkeiten, die die 
glatte Durchführung des Siedlungsgeſchäfts in 
den letzten Jahren hemmten, auf politiſchem Ge⸗ 
biet zu ſuchen ſind. Der unheilvolle Dualismus 
der vergangenen Jahre zwiſchen Reich Preußen 
hat ſich auch auf dem Gebiete der Siedlung be— 
merkbar gemacht. Das hatte zur Folge, daß über 
grundlegende finanzielle oder techniſche Fragen 
oft erſt zu einer Zeit Entſcheidung erging, als 
die Aufteilung des Gutes bereits im Gange war, 
jo daß ſich verantwortungsbewußte Siedlungs- 
unternehmer ſchon 1931, als der Gütermarkt noch 
funktionierte, nur mit äußerſter Vorſicht an den 
Erwerb neuer Objekte wagten und ſich zum Teil 
ſtarke Zurückhaltung beim Ankauf auferlegten. 

Aber alle dieſe Schwierigkeiten ließen ſich — 
wenn auch oft unter großen Opfern, die letzten 
Endes die Siedler tragen mußten — überwinden. 
Zwar ſind auch heute noch ſowohl auf dem Ge— 
biete der techniſchen Durchführung der Siedlung 
(lich erinnere nur an die Reichskreditrichtlinien 
für die landwirtſchaftliche Siedlung vom 10. 11. 
1931 mit ihren 97 §S) wie auch der finanziellen 
Abwicklung durch das zentrale Kreditinſtitut 
(Siedlungsbank) große Schwierigkeiten aus dem 
Wege zu räumen, die, wie es der Staatsſekretär 
von Rohr auf der bereits erwähnten Tagung der 
pommerſchen Landwirte ausdrückte, nur durch 
Rückkehr zu den alten, einfachen, preußiſchen 
Siedlungsmethoden überwunden werden können. 
Aber es ſind zurzeit wenigſtens Anſätze dazu da, 
die ſtark verworrenen Verhältniſſe durch Leute 
aus der Praxis entwirren zu laſſen. 

Jedoch eine Schwierigkeit überragt zurzeit alle 
andern: Es fehlt ander Hauptſache zum 
Siedeln, am Land. . 

In den vergangenen Jahren war es mit der 
Landbeſchaffung ſo, daß der verkaufswillige Guts⸗ 
eigentümer ſein Gut einer Siedlungsgeſellſchaft 
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anbot, und daß die Landeskulturbehörde wegen 
der Siedlungsgeeignetheit und des Preiſes gut⸗ 
achtlich gehört wurde. Einem Ankauf und der 
Finanzierung durch die Siedlungsbank ſtanden 
dann weitere Schwierigkeiten nicht im Wege. 

Dieſes einfache Verfahren wurde in Oſtpreußen 
erſtmalig im Jahre 1930 durch eine Aktion des 
Staatskommiſſars zur Stützung des Oſtpreußiſchen 
Gütermarktes unterbrochen, der das Recht für ſich 
in Anſpruch nahm, zu jedem Gutsankauf in der 
Provinz ſeine Zuſtimmung zu geben. Er ging 
von der grundſätzlich nicht falſchen Vorausſetzung 
aus, daß für Siedlungszwecke in erſter Linie zu = 
ſammenbrechende Großbetriebe abgenom- 
men werden müßten, und daß es nicht richtig ſei, 
geſunde, noch lebensfähige Betriebe zu zerſchlagen. 
Aber die Ausführung jener Verord⸗ 
nung des Staatskommiſſars brachte 
infolge allzu bürokratiſcher Hand- 
habung in den Gütermarkt eine der⸗ 
artig große Verwirrung, daß das An⸗ 
kaufsgeſchäft ſtellenweiſe vollſtändig lahmgelegt 
wurde. Jeder, der damals mit der Siedlung zu 
tun hatte, denkt mit gemiſchten Gefühlen an die- 
ſen erſten Verſuch der Verbindung von Siedlung 
und Oſthilfe zurück. Aber weit Schlimmeres 
ſtand noch bevor. Jene erſte Verbindung war 
nur der unerfreuliche Auftakt zu einem Leidens- 
weg der Siedlung geworden, der in der jetzigen 
Kriſe der Siedlung ſeinen Ausdruck findet. Sie 
iſt eine ausgeſprochene Landkriſe. 
Es intereſſiert deshalb, die heutigen Verhältniſſe 
auf dem Landgütermarkt näher zu beleuchten. 

Das augenblickliche Angebot von Siedlungsland 
in Oſtpreußen läßt ſich etwa in drei Kategorien 
einteilen: 

Es gibt einmal unzweifelhaft noch ge- 
ſunde Großbetriebe, die ohne weiteres 
in der Lage und willens ſind, freihändig zu 
verkaufen. Dabei iſt intereſſant, daß gerade in 
der letzten Zeit das Angebot gering verſchuldeter 
Betriebe zugenommen hat, und daß zahlreiche 
Beſitzer durch einen Verkauf dem weiteren Ver— 
mögensverfall in der Landwirtſchaft zu entrinnen 
verſuchen. Dem Ankauf ſolcher geſunden Betriebe 
ſtehen aber zwei Hinderniſſe entgegen. Einmal 
dürfte heute die Zerſchlagung geſunder Betriebe 
im Intereſſe der Geſamtwirtſchaft der Provinz 
eine nicht unbedenkliche Maßnahme ſein. An⸗ 
dererſeits ſind bekanntlich die Mittel, die für den 
Ankauf gering verſchuldeter Betriebe notwendig 
ſind, erheblich höher, als für Betriebe, die etwa 
bis zu ihrem Wert mit langfriſtigen Hypotheken 
belaſtet ſind und bei denen der Ankauf faſt keine 
Barmittel erfordert. Die Deutſche Siedlungsbank 
als Kreditgeberin zieht deshalb zur möglichſten 
Streckung ihrer Kreditmittel den hochverſchulde— 
ten Betrieb dem geringverſchuldeten bei der Be— 
ſiedlung vor. Andererſeits müſſen die Siedlungs⸗ 
geſellſchaften Wert darauf legen, hier und da 
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auch einen vollbeſetzten Betrieb in die Hand zu 
bekommen, da ſie nach Lage der Dinge in den 
meiſten Fällen devaſtierte Betriebe zu überneh⸗ 
men haben und ihre Beſetzung mit Inventar, das 
zur Durchführung einer ſachgemäßen Zwiſchen⸗ 
wirtſchaft unentbehrlich iſt, durch Inventarüber⸗ 
nahme von voll beſetzten Betrieben außerordent⸗ 
lich erleichtert und verbilligt wird. Man wird 
deshalb in beſonderen Fällen auch 
dem Ankauf eines geſunden Betrie⸗ 
bes durch eine Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft zu Siedlungszwecken nicht 
widerſprechen können, zumal wegen des 
hohen Kulturzuſtandes ſolcher Güter die Lebens⸗ 
fähigkeit der ausgelegten Siedlungen ſelbſt bei 
höherem Verkaufspreis zweifellos größer iſt als 
bei der Aufteilung eines bereits ſeit langer Zeit 
notleidenden und in feiner Kultur ſtark zurüd- 
gegangenen Betriebes. 

Eine zweite Quelle für Siedlungsland ſtellen 
die Domänen des Preußiſchen Staa⸗ 
tes und die in der Provinz befind⸗ 
lichen Oedlandflächen dar. Man hatte 
erwartet, daß nach Aeußerungen an maßgeblicher 
Stelle im vorigen Jahr in Preußen 50 000 Hektar 
Domänenland für Siedlungszwecke zur Verfügung 
geſtellt werden ſollten. Der Erfolg war gleich 
Null. In Oſtpreußen ſind z. B. ſeit 1931 ins⸗ 
geſamt zwei Domänen zur Beſiedlung gebracht 
worden. Das ergab 40 neue Stellen. Bezüglich 
einer dritten Domäne im Umfange von etwa 
3000 Morgen beſteht noch nicht Klarheit, wie die 
Finanzierung der Sache zu erfolgen hat. Nach 
dieſen Erfahrungen iſt alſo kaum mit irgend⸗ 
welchem nennenswerten Anfall von Domänen⸗ 
land zu rechnen. 

Eine weitere Landquelle iſt das Oedland. 
Jedoch haben die Erfahrungen der letzten Jahre 
bei der Kultivierung von Oedland gezeigt, daß 
ſelbſt bei Einſetzung von Arbeitsdienſtfreiwilligen 
oder von Notſtandsarbeitern die Gewinnung von 
Kulturland aus Oedland bei den geſunkenen 
Landgüterpreiſen ein außerordentlich 
gewagtes und riſikoreiches Anter⸗ 
nehmen iſt; denn heute iſt hochwertiges Kul⸗ 
turland kaum teurer als in Kultur gebrachtes 
Oedland. Letzteres kann aber in bezug auf ſeine 
nachhaltige Ertragsfähigkeit im voraus nicht im⸗ 
mer unbedingt ſicher beurteilt werden. Dazu 
kommt, daß für die Regelung der Gemeinde 
und ſonſtigen öffentlichen Verhältniſſe wegen des 
Fehlens aller gemeindlichen Einrichtungen außer⸗ 
ordentlich erhebliche geldliche Aufwendungen zu 
machen find. Bei der beſtehenden Geld⸗ 
knappheit wird man alſo mit einer 
beachtlichen Beſchaffung von Sied⸗ 
lungsland durch Meliorierung von 
Oedland kaum rechnen können. 

Man wird alſo bis auf weiteres die Haupt⸗ 
quelle für Siedlungsland in ſolchen Betrieben 


zu ſuchen haben, die auf irgend eine Weiſe ſchwach 
geworden ſind. Das ſind in erſter Linie die Be⸗ 
triebe, die wegen der Unmöglichkeit der Sanie- 
rung aus dem Sicherungsverfahren heraus fallen 
ſollen, aber auch die, die bereits Amſchuldungs⸗ 
hypotheken erhalten haben und ſich trotz des er⸗ 
weiterten Vollſtreckungsſchutzes vom 14. Februar 
d. Is. nicht mehr halten können. Ueber die Zahl 
und die Fläche dieſer Betriebe und die hieraus 
ſich ergebenden Siedlungsmöglichkeiten ſind über⸗ 
all geradezu phantaſtiſche Zahlen verbreitet wor⸗ 
den. Da dieſe einerſeits im Mittelpunkt jeder 
Diskuſſion über die Siedlungsmöglichkeiten dieſes 
Jahres ſtehen, andererſeits der um ſeine Exiſtenz 
ringende Großbetrieb durch falſche Zahlen in un⸗ 
nötiger Weiſe beunruhigt und um den Reſt ſeines 
Kredits gebracht wird, darf ich hierzu kurz Stel— 
lung nehmen. 

Man muß grundſätzlich davon ausgehen, daß 
für eine Aufteilung und Beſiedlung in Oſtpreußen 
faſt ausſchließlich Betriebe über 200 Hektar in 
Frage kommen. Von dieſer Größenklaſſe an auf— 
wärts dürfte bei Zugrundelegung der augenblid- 
lichen Rentabilitätsverhältniſſe mit der Un- 
entſchuldbarkeit von rd. 120 Betrie- 
ben gerechnet werden können. Keines⸗ 
falls ſind alle dieſe Betriebe zu Siedlungszwecken 
geeignet; vielmehr ergibt ſich, daß hiervon etwa 
40 Betriebe für Siedlungszwecke ungeeignet und 
40 Betriebe geeignet ſind. Bei 40 Betrieben 
dürfte die Geeignetheit zweifelhaft ſein. Rechnet 
man günſtigenfalls mit 60 geeigneten Betrieben, 
ſo würde in Oſtpreußen theoretiſch mit einem 
Landanfall von etwa 70 000 Morgen gerechnet 
werden können. Dazu kommt allerdings noch ein 
möglicher Landanfall aus einer Anzahl bereits 
umgeſchuldeter (ſogenannter Treuhand-) Betriebe, 
deren Umfang ſich jedoch wegen der ſchwankenden 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe nicht überſehen läßt. 

Es fragt ſich nun, wie und wann der Siedlungs⸗ 
unternehmer an dieſe unzweifelhaft kranken Be⸗ 
triebe herankommt, um fie der Beſiedlung zu⸗ 
zuführen. 

In einzelnen Fällen wird es noch möglich ſein, 
im Wege des Abverkaufs von Teilen 
den Beſitzer zu entſchulden und ihm die Möglich⸗ 
keit der Exiſtenz auf einem kleinen Reſtbetrieb 
zu laſſen. Ich bin mir bewußt, daß bei den nied⸗ 
rigen Preiſen, die für Teilverkäufe gezahlt wer⸗ 
den können, dieſe Möglichkeiten ver⸗ 
hältnismäßig gering, und daß die 
techniſchen Schwierigkeiten der Teil⸗ 
ſiedlung außerordentlich groß ſind. 
Man wird aber im Intereſſe des alten Beſitzes 
nach Kräften verſuchen müſſen, alle Möglichkeiten 
für Teilſiedlungen, ſelbſt unter Aenderung der 
bisherigen Siedlungsmethoden auszuſchöpfen. 
Daß es natürlich keinen Zweck hat, die Erhal⸗ 
tung eines kleinen Reſtbetriebes zu erzwingen, in⸗ 
dem man andererſeits die neu zu ſchaffenden 
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Siedlungen von vornherein lebensunfähig ge: 
ſtaltet, bedarf keiner Erwähnung. 

Es wird aber auch insbeſondere bei den 
hoffnungslos verſchuldeten Betrieben noch einige 
geben, bei denen ein freihändiger Verkauf 
im ganzen möglich iſt. Natürlich wird 
ein Beſitzer ſich hierzu nur dann entſchließen 
können, wenn ihm vom Verkaufspreis ſoviel übrig 
bleibt, daß er in der Lage iſt, ſich noch eine neue 
Exiſtenz zu ſchaffen. Beſteht dieſe Ausſicht nicht, 
ſo wird der Beſitzer es vorziehen, das Ende des 
Vollſtreckungsſchutzes und die folgende Zwangs⸗ 
verſteigerung abzuwarten, da er in dieſem Falle 
noch oft monatelang mit ſeiner Familie wenigs 
ſtens Unterkunft und Verpflegung auf ſeinem 
alten Betrieb findet. 

Da der Staat kein Intereſſe an der Zwangs⸗ 
verſteigerung der Betriebe hat, wird man von 
der Siedlungsſeite und von ſeiten der Oſthilfe 
alles verſuchen müſſen, einen freihändi⸗ 
gen Verkauf dieſer Betriebe zu er⸗ 
möglichen. Ein Weg hierzu wäre der, dem 
Beſitzer für den Fall, daß der vom Standpunkt 
der Siedlung vertretbare Kaufpreis nicht aus⸗ 
reicht, einen Zuſchuß zum Kaufpreis in der Höhe 
zu gewähren, daß ihm dadurch der Erwerb eines 
kleinen Reſtgutes gewährleiſtet iſt. Nach meinem 
Dafürhalten würden die hierfür aufzuwendenden 
Mittel verhältnismäßig ſehr gering ſein und ihre 
Aufwendung würde durch den Erfolg, freihändig 
Siedlungsland ſofort in die Hand zu bekommen 
und dem alten Beſitzer wenigſtens einen kleinen 
landwirtſchaftlichen Eigenbetrieb zu erhalten, ges 
rechtfertigt werden. 

Aber bei dem größten Teil der Be⸗ 
triebe wird ſich unter Zugrunde⸗ 
legung der jetzigen Preisverhält⸗ 
niſſe auf dem Landgütermarkt die 
Z3Zwangsverſteigerung wegen der 
hohen grundbuchlichen Verſchuldung 
nicht vermeiden laſſen. 

Die Zwangsverſteigerung wird in der Regel 
von dem erſten oder zweiten Hypothekengläubiger 
betrieben, wobei ſich infolge des Sinkens der 
Grundſtückswerte und der Zunahme der bevor— 
rechtigten Forderungen das Schwergewicht all- 
mählich zu Laſten des erſten Hypothekengläubi⸗ 
gers verſchiebt. Die meiſten in Frage kommen⸗ 
den Grundſtücke ſind hier erſtſtellig von der Oſt⸗ 
preußiſchen Landſchaft und zweitſtellig von der 
Treuhandſtelle für Umſchuldungskredite beliehen. 
In den Fällen, wo die Treuhandſtelle noch einen 
Teil ihrer Forderungen zu retten hofft, wird ſie, 
im anderen Falle die Oſtpr. Landſchaft, die be⸗ 
treibende Gläubigerin ſein. Es iſt nun kei⸗ 
neswegs ſo, daß die Siedlungsge⸗ 
ſellſchaften ohne weiteres in der 
Zwangsverſteigerung an die Grund⸗ 
ſtücke herankommen. Vielmehr treten in 
vielen Fällen der Gutseigentümer, der mit allen 


Mitteln ſeine Scholle wieder erwerben will und 
der Siedlungsunternehmer, der Siedlungsland 
beſchaffen ſoll, in Konkurrenz. Finanziell iſt 
hierbei zweifellos der Siedlungsunternehmer 
überlegen. Er iſt mit Hilfe des öffentlichen Kre⸗ 
dits in der Lage, die bevorrechtigten Forderungen 
bar zu bezahlen und bietet bei der Aufteilung des 
Grundſtücks für die ſtehenbleibenden Hypotheken 
des betreibenden Gläubigers eine ſehr hohe 
Sicherheit. Man könnte glauben, daß deshalb 
das die Zwangsverſteigerung betreibende Kredit⸗ 
inſtitut im allgemeinen den Siedlungsunterneh⸗ 
mer als Erſteigerer bevorzugen würde. Dem iſt 
aber nicht jo. Vielmehr ſtellen die Hypotheken⸗ 
gläubiger mit Rückſicht auf den früheren Guts⸗ 
eigentümer begreiflicherweiſe oft finanzielle Er⸗ 
wägungen hintenan und ermöglichen dieſem durch 
weitgehende finanzielle Unterſtützung lerneute 
Kreditgewährung zur Begleichung der bevorrech— 
tigten Forderungen oder weites Entgegenkommen 
bei der Berechnung der rückſtändigen Zinſen) den 
Wiedererwerb ſeines Grundſtücks. Man be⸗ 
zeichnet das hier als Familienſanie⸗ 
rung, bei der im übrigen nicht ſelten in ges 
ſchickter Weiſe die Forderungen des Reiches aus 
den Umſchuldungshypotheken, die im Falle der 
Erſteigerung des Gutes durch einen Siedlungs⸗ 
unternehmer wenigſtens zum Teil hätten gerettet 
werden können, reſtlos herausgeſchnitten werden. 
Die Gründe für ein ſolches Vorgehen ſind — 
jedenfalls bei einzelnen Hypothekeninſtituten — 
nicht immer eine Abneigung gegen die Siedlung 
an ſich oder der Wunſch, dem alten Beſitzer zu 
helfen; vielmehr fürchtet man im Falle der Be- 
ſiedlung des Gutes und des Stehenlaſſens und 
der Unterverteilung der Hypothek auf die Sied⸗ 
lerſtellen eine übergroße Belaſtung des Verwal— 
tungsapparates der Hypothekenbank, die uner⸗ 
wünſcht iſt. 

Bei all dieſen Schwierigkeiten, die bereits die 
Erſteigerung manchen ſiedlungsreifen Objekts ver⸗ 
hindert haben, kommt der Siedlungsunternehmer 
faſt jedesmal in eine höchſt unerfreuliche Situa⸗ 
tion, da jede Bemühung ſeinerſeits um das Ob- 
jekt ihn in den Verdacht bringt, den alten Beſitzer 
von ſeiner Scholle vertreiben zu wollen. Er muß 
aus dieſem Grunde den Kampf mit dem Beſitzer 
und den Hypothekengläubigern in vielen Fällen 
im voraus aufgeben, zumal die Oeffentlichkeit 
mit beſonders kritiſchen Augen das Vorgehen der 
Siedlungsgeſellſchaften bei der Zwangsverſteige⸗ 
rung beobachtet. 

Hierzu kommen andere Schwierigkeiten, die den 
Erwerb von Siedlungsgütern in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung außerordentlich verleiden. Nach den 
bisherigen Erfahrungen dauert wegen der durch 
Notverordnung geänderten Beſtimmungen über 
die Zwangsverſteigerung es oft monate⸗, 
ja ſogar jahrelang, bis der Land⸗ 
erwerb jo geſichert iſt, daß der Sied-⸗ 


149 


— — VE EEE FE nn EEE N ET 2 


lungs unternehmer über das Grund- 
ſtücktatſächlich verfügen und mit ſeiner 
Beſiedlung beginnen kann. Es iſt deshalb un⸗ 
möglich, irgendwelche feſten Vorausſagen darüber 
zu machen, wann und zu welchen finanziellen 
Bedingungen die Aufteilung eines in der 
Zwangsverſteigerung erworbenen Gutes vor ſich 
geht und es können deshalb Jahre vergehen, bis 
die vorhin erwähnten Flächen tatſächlich der Be- 
ſiedlung zugeführt werden können, wenn, wie es 
ſcheint, die Landbeſchaffung in erſter Linie auf 
den Weg über die Zwangsverſteigerung ange— 
wieſen iſt. Jedenfalls iſt mit irgendwel⸗ 
chem nennenswerten Landanfall 
aus der Zwangsverſteigerung weder 
für 1933 noch für 1934 zu rechnen. 

In Erwägung aller dieſer Schwierigkeiten wird 
man jede Möglichkeit zum freihändigen Erwerb 
auch hochverſchuldeter Betriebe aufs genaueſte 
prüfen müſſen. Ich erwähnte bereits die Mög: 
lichkeiten, durch Zuſchüſſe zum Kaufpreis aus 
öffentlichen Mitteln über den von der Sied— 
lungsbehörde für tragbar gehaltenen Preis hin— 
aus dem Gutseigentümer den Abſprung von 
ſeiner Scholle zu ermöglichen. In dieſem Sinne 
liegt auch bereits ein Erlaß des früheren Reichs- 
ernährungsminiſters von Braun vor, der vor⸗ 
läufig allerdings nur bei den Teilſiedlungen der⸗ 
artige Erleichterungen zugeſteht und kaum prak⸗ 
tiſche Auswirkungen gehabt hat. Man wird aber 
darüber hinaus auch andere Möglichkeiten und 
zwar vom ſiedlungstechniſchen Standpunkt ſuchen 
müſſen, die Verwertung der Objekte günſtiger zu 
geſtalten, um in bezug auf die Preisbildung uns 
gebundener zu ſein. Es geht einfach nicht an, 
daß ein an ſich möglicher Abverkauf von Anlieger⸗ 
land, das erheblich günſtigere Preiſe bringt, als 
Land für Neuſiedlungszwecke, deshalb nicht ge- 
tätigt werden kann, weil die als Käufer in Frage 
kommenden Kleinbetriebe bereits die Größe eines 
Familienbetriebes erreicht haben, obwohl dieſe 
Betriebe bei den vielen Arbeitskräften, die ſie 
in der jetzigen Zeit zu Hauſe haben, gern bereit 
und in der Lage find, ſich darüber hinaus zu ver- 
größern. Es geht auch nicht an, daß große und 
geräumige Gutsgebäude bei der Aufteilung nur 
deshalb ungenügend ausgenutzt werden können, 
weil nach den augenblicklich geltenden Reichskre— 
ditrichtlinien in der Regel nur Familienbetriebe 


ausgelegt werden dürfen. Vielmehr muß die 
Möglichkeit geſchaffen werden, auch größere Be- 
triebe zwecks beſſerer Verwertung der alten Ge— 
bäude auszulegen. 

Die Verhältniſſe auf dem Gütermarkt machen 
es zur Genüge klar, daß die Hauptſchwierigkeiten 
der landwirtſchaftlichen Siedlung in der Land⸗ 
beſchaffung liegen. Sie hängen aufs engſte mit 
den Maßnahmen zuſammen, die im Rahmen der 
Oſthilfe zwangsläufig die Schwierigkeiten auf 
dem Gütermarkt verurſacht haben und die zur 
Vermeidung eines kataſtrophalen Zuſammen⸗ 
bruchs der geſamten Landwirtſchaft ergriffen wer⸗ 
den mußten. Es iſt aber nicht ſo, wie es vielfach 
behauptet wird, daß die Siedlung von dieſem 
Zuſtand profitiere, weil ſie dann leicht und billig 
zu Land käme. Das Gegenteil iſt der Fall. Seit 
dem Zuſammenbruch der Landwirtſchaft iſt die 
Siedlungstätigkeit ins Stocken geraten und ſie 
wird ſich erſt wieder voll entfalten können, wenn 
die Lage der Landwirtſchaft ſich gebeſſert hat. 
Inſofern haben alſo Oſthilfe und Siedlung das 
gleiche Ziel. Sie gehören zuſammen und müßten 
— jedenfalls in ihrer höchſten Spitze — von 
einem einheitlichen Willen geleitet werden und 
nach einheitlichen Grundſätzen arbeiten, wenn 
ihre Maßnahmen den Wiederaufbau der Land— 
wirtſchaft fördern ſollen. Man wird hierbei un⸗ 
ter dem Geſichtspunkt der Siedlung den von mir 
angedeuteten Weg, möglichſt freihändig und ohne 
Zwangsmittel an die Betriebe heranzukommen, 
jedem anderen vorziehen und unter Umſtänden 
hierzu auch geſetzgeberiſche Maßnah⸗ 
men verlangen müſſen, die im Falle 
der Verkaufswilligkeit eines Be⸗ 
ſitzers zu Siedlungszwecken ſeine 
Gläubiger kurzfriſtig zum Akkord 
zwingen. 

Aber alle Verſuche, den Erwerb von Siedlungs- 
land durch künſtliche Maßnahmen zu fördern, wer- 
den nur kleine Teilerfolge bringen. Die Ge— 
ſundung des freien Gütermarftes, 
der allein das erforderliche Sied— 
lungsland bereitſtellen kann, hängt 
von der Geſundung der Geſamtland⸗ 
wirtſchaft ab. Hoffen wir, daß dieſe baldigſt 
erfolgen möge, damit die Grenzlandſiedlung nicht 
wegen Mangels an Land zur Bedeutungsloſigkeit 
herabſinkt. 


Amſchau 


Zu den erſten Wirtſchaftsmaßnahmen 
der Reichsregierung 


Der Reichskanzler hat es in ſeiner Regierungs— 
erklärung bewußt vermieden, die Wirtichaftspoli- 
tik der nationalen Regierung ſchematiſch feſtzu⸗ 
legen. Die Regierung will in der Wirtſchafts⸗ 
politik freie Hand haben, um den ſtändig ſich ver— 


ändernden wirtſchaftlichen Ereigniſſen und Geſtal⸗ 
tungen ſich anpaſſen zu können. Daß wir aber 
dennoch in einer „Wirtſchaftswende“ ſtehen, folgt 
aus dem Leitſatz der Kanzler-Erflärung, der als 
das oberſte Geſetz alles Handelns auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete zu werten iſt: „Das Volk lebt 
nicht für die Wirtſchaft und die Wirt- 
ſchaftexiſtiert nicht für das Kapital, 
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ſondern das Kapital dient der Wirt⸗ 
ſchaft und die Wirtſchaft dem Volk.“ 
Dieſer Grundſatz zeigt den weltanſchaulichen Wan⸗ 
del in der Wirtſchaftspolitik. 

Bei der Rückſchau auf das Jahr 1932 (15. Jahrg. 
S. 28) gaben wir der Hoffnung Ausdruck, daß die 
„Initiative des Reiches“ in der Frage der Ar- 
beitsbeſchaffung „die entſcheidende Wendung zu 
einer planvollen Wirtſchaft, die von den Bedürf⸗ 
niſſen der arbeitſuchenden Menſchen ausgeht, und 
danach die Wirtſchaftspolitik mit In⸗ und Aus⸗ 
land beſtimmt, bringen werde“. Die Regie⸗ 
rung der nationalen Erhebung hat 
dieſe Wendung gebracht. 

Die Regierung hat in der kurzen Zeit der bis— 
herigen Amtstätigkeit ſchon ein gewaltiges Ar: 
beitsprogramm erledigt. Die dringendſten Auf: 
gaben waren die Vereinfachung und Gleichſchal— 
tung der Verwaltung. Unter den wirtſchafts⸗ 
politiſchen Geſetzen ragt die Neuregelung der 
Fettwirtſchaft an Bedeutung hervor. Es handelt 
ſich bei den bisherigen wirtſchaftspolitiſchen Maß— 
nahmen aber nur um Einzelfragen, deren Rege— 
lung unaufſchiebbar erſchien. Die großen Wirt⸗ 
ſchaftsgeſetze der Regierung, die ſich insbeſondere 
mit dem Kardinalproblem der Arbeitsbeſchaffung 
befaſſen, ſind noch in Vorbereitung. 

Da das Kabinett dieſe Aufgaben als vordring- 
lich betrachtet, iſt auf ihre baldige praktiſche In⸗ 
angriffnahme zu hoffen. 

Die Siedlung wird nach den bisherigen 
Verlautbarungen einen großen Anteil an dem ge— 
ſamten Wirtſchaftsprogramm haben. Dabei wird 
es ſich zunächſt vielleicht weniger um die ländliche 
Siedlung, als um die nebenberufliche Landſied⸗ 
lung handeln, deren volkswirtſchaftliche Notwen⸗ 
digkeit und Bedeutung wir im Märzheft dieſer 
Zeitſchrift eingehend erläutert haben. Es ſoll 
nämlich ein Siedlungsprogramm großen Aus⸗ 
maßes verwirklicht werden, wie aus den Aeuße⸗ 
rungen des Reichsarbeitsminiſters auf der Stahl⸗ 
helm⸗Kundgebung in Nürnberg über die „Anſied⸗ 
lung der Millionen“ und deren Finanzierung 
durch eine Anleihe zu entnehmen iſt. 

Zur reibungsloſen Durchführung des großen 
Siedlungswerkes, wird nach den Mitteilungen des 
Amtlichen Preußiſchen Preſſedienſtes der NSDAP 
erwogen, ein „Reichsamt für Siedlung“ zu ſchaf⸗ 
fen. Innerhalb der Reichsregierung beſtehe die 
feſte Abſicht, entſprechend der übrigen politiſchen 
Gleichſchaltung die Führung in der Siedlungs⸗ 
frage, und zwar ſowohl in der Initiative als auch 
in der Exekutive zu übernehmen. Möge dieſe 
Organiſationsänderung eine Vereinfachung des 
Siedlungsverfahrens bringen, die wir immer er⸗ 
ſtrebt haben, und zu der insbeſondere Ernſt 
Nadolny im Aprilheft dieſer Zeitſchrift von 1932 
(S. 285 f.) beachtenswerte „Vorſchläge zur Sied⸗ 
lungsreform“ durch Uebernahme der Siedlung 
auf das Reich gemacht hat. 
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Neuregelung der Mietgeſetzgebung 


Die Wohnungszwangswirtſchaft 
1. April 1933 ab folgendes Bild: 


Am 1. April 1933 tritt auf Grund der Notver⸗ 
ordnung vom 8. 12. 31 das Wohnungsmangel⸗ 
geſetz außer Kraft. Für die Gemeinden (Woh⸗ 
nungsämter) endet damit das Recht, freigewor— 
dene Wohnungen zu beſchlagnahmen, dem Ver— 
mieter Wohnungſuchende zuzuweiſen, und u. U. 
einen Zwangsmietvertrag feſtſetzen zu laſſen. Der 
Vermieter kann freigewordene Wohnungen jeder 
Größe an einen beliebigen Wohnungſuchenden 
vermieten. 


Das Reichsmietengeſetz und das Mieterſchutz⸗ 
geſetz bleiben grundſätzlich aufrechterhalten. Der 
Mieterſchutz iſt jedoch mit der Aufhebung des 
Wohnungsmangelgeſetzes in Einklang gebracht 
worden. Bisher konnte nach dem Mieterſchutz— 
geſetz die Durchführung eines Räumungsurteils 
von der Stellung eines Erſatzraumes abhängig 
gemacht werden. Dieſe Möglichkeit fällt in Zu⸗ 
kunft fort. Um die hieraus etwa entſtehenden 
Härten zu mildern, iſt nunmehr durch ein be— 
ſonderes Geſetz beſtimmt worden, daß das Gericht 
grundſätzlich dem Mieter bei Aufhebung eines 
Mietverhältniſſes eine angemeſſene Räumungs⸗ 
friſt gewähren muß. Eine Ausnahme iſt für die 
Fälle der unbilligen Härte für eine der Miet⸗ 
parteien und eine Einſchränkung für die Fälle 
der Beläſtigung des Vermieters oder die Gefähr- 
dung des Mietraumes vorgeſehen. Die Räu⸗ 
mungsfriſt kann einmal verlängert werden, und 
zwar um drei Monate. 


Die Reichsregierung wird ferner Vorſorge tref— 
fen, daß in Gemeinden mit Wohnungsknappheit 
durch Teilung von Wohnungen, durch vorſtädtiſche 
Kleinſiedlungen, durch Bau von Klein- und Be⸗ 
helfswohnungen genügende Anterkunftsmöglich⸗ 
keiten geſchaffen werden. 


Das Ende des Wohnungsmangelgeſetzes bedeu— 
tet, obwohl das Mieterſchutzgeſetz und das Reichs⸗ 
mietengeſetz vorläufig noch beſtehen bleiben, in 
der Praxis eine erhebliche Auflockerung der Woh— 
nungszwangswirtſchaft. Dieſe wird noch ergänzt 
durch die 9. Verordnung über die Lockerung der 
Wohnungszwangswirtſchaft vom 29. 3. 1933, nach 
der die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes und 
des Mieterſchutzgeſetzes nicht für Mietverhältniſſe 
über Wohnungen gelten, deren Jahresfriedens— 
miete 


a) 1200 RM und mehr in Berlin 

b) 1000 RM und mehr in den Orten der Sonderklaſſe 
c) 800 RM und mehr in den Orten der Ortsklaſſe A 
d) 600 RM und mehr in den Orten der Ortsklaſſe B 
e) 450 RM und mehr in den Orten der Ortsklaſſe C 
) 350 RM und mehr in den Orten der Ortsklaſſe D 


beträgt. 


zeigt vom 


Die Bevölkerungsentwicklung 
in den Großſtädten 


Nach den Erhebungen des Preußiſchen Statiſti— 
ſchen Landesamts war die Heiratshäufigkeit der 
großſtädtiſchen Bevölkerung Preußens im Jahre 
1932 ungefähr der des Vorjahres gleich, blieb 
aber erheblich hinter der der Jahre 19281930 
zurück. Die mittlere Heiratsziffer aller preußi⸗ 
ſchen Großſtädte betrug 8,8 auf je 1000 Ein⸗ 
wohner. 

Die Geburten gingen erheblich zurück. Im 
Mittel ſämtlicher Großſtädte belief ſich die Ge⸗ 
burtenziffer leinſchließlich Totgeborener) auf 
13,7%. In ſämtlichen Großſtädten lag die Ge⸗ 
burtenziffer des Berichtjahres unter der des Vor⸗ 
jahres. 

Die Sterblichkeit war gering. Die mittlere 
Sterbeziffer leinſchließlich Totgeborener) belief 
ſich auf 10,7%. Die Säuglingsſterblichkeit war 
gleichfalls gering. Auf 1000 Lebendgeborene 
kamen im Berichtsjahr im Durchſchnitt der Groß⸗ 
ſtädte acht Sterbefälle von Kindern unter einem 
Jahr. 

Der Geburtenüberſchuß war, dem Geburtenrück— 
gang entſprechend, geringer als im Vorjahre. 

Für die Bevölkerungsentwicklung der preußi⸗ 
ſchen Großſtädte kam neben dem Geburtenüber⸗ 
ſchuß nur der Wanderungsſaldo als Faktor in 
Betracht, da Ein⸗ und Umgemeindungen nicht 
ſtattgefunden haben. Von den 36 preußiſchen 
Großſtädten hatten 27 einen Wanderungsverluſt, 
darunter Berlin allein einen ſolchen von rd. 
50 000 Perſonen gleich 11,6% ſeiner Bevölkerung. 
Einen Wanderungsverluſt von mehr als 3000 
Perſonen hatten noch Bochum, Eſſen, Duisburg⸗ 
Hamborn, Gelſenkirchen und Dortmund. Die 
neun Großſtädte, die durch Wanderungen einen 
Bevölkerungszuwachs erfuhren, ſetzten ſich haupt⸗ 
ſächlich aus Städten mit einer Einwohnerzahl 
unter 200 000 Einwohnern zuſammen. Der ge⸗ 
ſamte Wanderungsgewinn dieſer neun Städte be⸗ 
läuft ſich aber nur auf 5911 Perſonen, während 
der Wanderungsverluſt der 27 übrigen Groß— 
ſtädte 84 439 Perſonen betrug, ſodaß für die Ge— 
ſamtheit der preußiſchen Großſtädte der Mehr: 
fortzug 77 528 Perſonen oder 5,6% der Groß— 
ſtadtbevölkerung ausmachte. 

In einer Reihe von Großſtädten wurde der 
durch Wanderungen entſtandene Bevölkerungs- 
verluſt durch den Geburtenüberſchuß aufgehoben, 
ſo in Köln, Eſſen, Düſſeldorf, Duisburg⸗-Hamborn, 
Gladbach-Rheydt, Oberhauſen, Hagen (Weſtf.), 
Hindenburg O. S., Bielefeld und Saarbrücken. 
An manchen anderen reichte aber der Geburten 
überſchuß hierzu nicht aus. In Berlin, Frank⸗ 
furt am Main, Altona und Halle an der Saale 
wurde der durch Wanderung entſtandene Bes 
völkerungsverluſt durch den Sterbeüberſchuß 
noch vergrößert. In Berlin, deſſen Sterbeüber⸗ 


ſchuß 12 133 Perſonen ausmachte, verminderte ſich 
die Einwohnerzahl insgeſamt um 61703 oder 
14,4%. Insgeſamt ſchloſſen von den 36 preußi⸗ 
ſchen Großſtädten 17 mit einem Bevölkerungs- 
verluſt ab, und die geſamte Großſtadtbevölkerung 
Preußens nahm um 61 214 Perſonen S 4,4% ab. 


Die Bauwirtſchaft im Jahre 1932 

Im Jahre 1932 vollzog ſich die Schrumpfung 
der Bauproduktion in ſchnellerem Tempo als in 
der induſtriellen Gejamterzeugung*). Während 
noch 1929 im Zeichen der Hochkonjunktur der 
Bruttowert der Bauproduktion etwa 11 v. H. 
der Induſtrieerzeugung umfaßte, ſank der Anteil 
auf 8 v. H. im Jahre 1931 und kaum mehr als 
6 v. H. 1932. Der abſolute Wert der baugewerb- 
lichen Produktion verminderte ſich im Jahre 1929 
von 8,9 Milliarden RM auf etwa 4 Milliarden 
RM im Jahre 1931 und ſchätzungsweiſe 2,1 Mil⸗ 
liarden RM im Jahre 1932. Der Wert des ge— 
werblichen Baues dürfte für 1932 auf nur 0,6 
Milliarden RM zu veranſchlagen ſein, während 
der öffentliche Bau einſchließlich des geſamten 
Tiefbaues unter dem Einfluß von Arbeitsbe⸗ 
ſchaffungsmaßnahmen der öffentlichen Hand mit 
0,9 Milliarden RM den Vorjahrsſtand annähernd 
behaupten konnte. Im Wohnungsbau hingegen 
vollzog ſich der Rückgang noch ſchneller als in der 
Geſamtbauproduktion (1929 etwa 3,5 Milliarden 
RM, 1931 etwa 1,7 Milliarden RM, 1932 0,6 
Milliarden RM). 

Die durchſchnittliche Wohnhausgröße iſt ſtark 
zurückgegangen. Der Bau großer Miethäuſer hat 
außerordentlich nachgelaſſen. Während 1930 und 
1931 noch gegen 5 Wohnungen auf ein Wohn— 
gebäude entfielen, enthalten die im erſten Halb⸗ 
jahr 1932 errichteten Gebäude 3,6, die ſpäter er- 
richteten nur noch 2,1 Wohnungen. 

Die Stadtrandſiedlung machte weitere Fort- 
ſchritte. So wurden im erſten Bauabſchnitt in 
223 Gemeinden 17 933 vorſtädtiſche Kleinſiedlun⸗ 
gen und 50 979 Kleingärten in 285 Gemeinden 
gefördert. Bis Ende 1932 wurden insgeſamt 
Darlehen in der Höhe von 70,46 Millionen RM, 
davon 65,58 Millionen RM für Siedlerſtellen 
und 4,88 Millionen RM für Kleingärten be⸗ 
willigt. Errichtet wurden 26 717 Siedlerſtellen 
und 77 138 Kleingärten. 

Unter den neuen Wohnungen traten im Be⸗ 
richtsjahr die Uumbau-Wohnungen beſonders ſtark 
hervor. 12 900 Wohnungen, aljo etwa “ des ge⸗ 
ſamten Wohnungszuganges in den Groß- und 
Mittelſtädten (1931 5 v. H., 1930 3 v. H.) entfiel 
auf den Anteil der Umbauten. 

Auch die öffentliche Bautätigkeit iſt weiter ge- 
ſunken. Die Zahl der Bauerlaubniſſe fiel um 


*) Vgl. den Bericht der Deutſchen Bau⸗ und Boden⸗ 
bank und der Deutſchen Geſellſchaft für öffentliche Ar⸗ 
beiten über die N deutſchen Bauwirt⸗ 
ſchaft im Jahre 1932, vom März 1933. 
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16,7, die der Baubeginne um 42 und die Baus Baukoſten find ſtark unter das Niveau von 1931 


vollendungen um 45,4% gegenüber dem Vorjahr. 
Die Schrumpfung der Bauſtoffinduſtrie iſt ent⸗ 
ſprechend. Im Durchſchnitt der Monate Januar — 
Oktober 1932 lag der Index etwa 30% unter den 
Vergleichsmonaten des Vorjahres. 
Die Preiſe der Bauſtoffe und die allgemeinen 


geſunken. Der Index der Baukoſten, der 

1929 176,9 

1930 167,6 

1931 144,9 
im Durchſchnitt betrug, ſank von 128,8 im Januar 
1932 auf 117,9 im Dezember 1932. Dr. F. N. 


Beſprechungen 


Landesplanung Groß⸗Berlin. 

Berlin iſt jetzt wohl — zumindeſt in den zivili⸗ 
ſierten Ländern — die einzige Weltſtadt, die 
keine Sonderregelung für die ſtädtebauliche Ent⸗ 
wicklung der Stadt und ihres Einflußgebietes ge- 
troffen hat; es beſteht hier nicht einmal ein ein⸗ 
heitliches Vorgehen in der Planung. Mit Bes 
ſchämung ſehen wir auf weit kleinere Großſtädte 
des Auslandes, ſogar Prag (850 000 Einwohner) 
hat ein Sondergeſetz in Vorbereitung, nachdem 
ſchon vor Jahresfriſt ein Landesplanungsausſchuß 
dort ſeine Tätigkeit aufgenommen hat. 

Was iſt für Groß-Berlin geſchehen? Frühere 
Anſätze (Wettbewerb Groß-Berlin, Gründung des 
Zweckverbandes, Schaffung der Einheitsgemeinde) 
ſind durch die unaufhaltſame Dezentraliſation der 
Großſtadt als überholt anzuſehen. Die Maßnah— 
men der letzten Jahre (Bildung des Landespla— 
nungsverbandes Brandenburg-Mitte ohne Ber: 
lin) werden den Erforderniſſen nicht gerecht. Es 
fehlt die Zuſammenfaſſung von Stadt und Land, 
das weit über die Grenzen der Einheitsgemeinde 
und des Landesplanungsverbandes hinaus von 
der Dezentraliſationsbewegung der großſtädtiſchen 
Bevölkerung erfaßt iſt. 

Umſomehr iſt das Erſcheinen einer Unter- 
ſuchung zu begrüßen, die Dr. Pfannſchmidt im 
Auftrage des Landesplanungsverbandes ange⸗ 
ſtellt hat: „Die Induſtrieſiedlung in der Umge⸗ 
bung von Berlin.“ Die Arbeit bezieht, wie es 
nicht anders ſein kann, Berlin mit ein. Dies ſei 
trotz aller taktiſcher Vorſicht, die in der Wahl des 
Titels zum Ausdruck kommt, hervorgehoben. Das 
amtliche Zentralblatt der Bauverwaltung hat ſich 
durch Herausgabe der Arbeit in einem erweiter- 
ten Sonderdruck (Heft 9/10, 1933) der Frage 
angenommen. Dies läßt erwarten, daß ſi 
die verantwortlichen Stellen des Staates ent- 
ſchloſſen haben, von ſich aus zu handeln. Nach 
den erſt kürzlich eingeleiteten Perſonalverände⸗ 
rungen im Berliner Rathaus iſt anzunehmen, 
daß ſich Berlin nicht wie bisher hemmend, ſondern 
ſelbſt fördernd einſpannt. So ſteht zu hoffen, 
daß endlich die dringend notwendigen techniſchen 
und organiſatoriſchen Vorausſetzungen zur Löſung 
des ſozialen Problems Groß-Berlin in Kürze ge⸗ 
ſchaffen werden. 5 

Die Pfannſchmidt'ſche Unterſuchung will Grund⸗ 
lagen für die zukünftige Siedlungspolitik im „en⸗ 
geren Wirtſchaftsgebiet“ von Berlin geben. Es 


iſt dies das Gebiet innerhalb eines Kreiſes mit 
einem Halbmeſſer von 50 Kilometer. (Mittel⸗ 
punkt in der alten City), das ſiedlungs⸗ und 
wirtſchaftspolitiſch dem Einfluß Berlins unter⸗ 
liegt. Da die Mehrzahl der Berufstätigen des 
engeren Wirtſchaftsgebietes Handel und Gewerbe 
angehört, bildet die Lagerung der Induſtrie das 
tragende Gerüſt des ſtädtebaulichen Aufbaues von 
Berlin und ſeiner Umgebung. Die Siedlungsent⸗ 
wicklung iſt alſo in ſtarkem Maße von der räum⸗ 
lichen Entwicklung der Induſtrie abhängig. 

Die Veröffentlichung im Zentralblatt der Baus 
verwaltung ſtellt nur einen Auszug aus einem 
dem Landesplanungsverband Brandenburg-Mitte 
erſtatteten Bericht dar. Wer die verdienſtvollen 
Arbeiten des Verfaſſers im mitteldeutſchen In- 
duſtriegebiet und ſein 1932 erſchienenes Buch 
„Standort, Landesplanung, Baupolitik“ kennt, 
wird über die wiſſenſchaftliche Gründlichkeit der 
Unterfuhung nicht überraſcht ſein. In dem aus⸗ 
führlichen Bericht iſt die Morphologie der Sied⸗ 
lungslandſchaft und die hiſtoriſche Entwicklung 
des Siedlungsraumes eingehender behandelt. 

Um die örtlichen Standortbedingungen der ein⸗ 
zelnen Gewerbegruppen und die Geſamtlagerung 
der Induſtrien zu erfaſſen, find die einzelnen Be⸗ 
triebe nach Lage, Größe und Gewerbeart genau 
und überſichtlich kartiert. Standortmäßig ſind 
drei große Induſtriegruppen mit verſchiedenarti⸗ 
gen Bezugs- und Abſatzmärkten zu unterſcheiden. 
Die erſte Gruppe iſt an Lager örtlich verfügbarer 
Rohſtoffe gebunden (hauptſächlich Verarbeitung 
land- und forſtwirtſchaftlicher Rohſtoffe ſowie von 
Steinen und Erden). Die Betriebe liegen im 
Bereich der Rohſtofflager meiſt frachtgebunden an 
den Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen. Die zweite 
Gruppe iſt an die örtlichen Märkte des engeren 
Wirtſchaftsgebietes verbrauchsgebunden (Nah— 
rungsmittelbetriebe, Bau- und Bauſtoffgewerbe). 
Die dritte und größte Gruppe (Produktionsmittel⸗ 
induſtrien der geſamten Metallverarbeitung, 
chemiſche Induſtrien, ſowie Induſtrien der Textil⸗ 
waren, der Bekleidung und der Wohnungsaus— 
rüſtung) mit ſtark entwickelten arbeitsintenſiven 
Betriebszweigen bezieht die Rohſtoffe und Halb- 
fabrikate geringerer Frachtempfindlichkeit aus 
ferneren Bezugsgebieten. Die beiden erſten Grup⸗ 
pen ſind konjunkturell ſtark von der Kaufkraft 
des Berliner Marktes abhängig, die dritte Gruppe 
beliefert fernere Abſatzmärkte. 
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Aus der ſehr überſichtlichen Kartierung iſt die 
Bindung der ſchweren Induſtrien an die Waſſer⸗ 
ſtraßen, die der halbſchweren Induſtrien an die 
Eiſenbahnen erſichtlich. Die Induſtrieſiedlungen 
(dichtere Ballungen induſtrieller Betriebe und 
der zu ihnen gehörenden Arbeiterſiedlungen) fol⸗ 
gen alſo den Niederungen längs der Waſſer⸗ 
ſtraßen. Die Miſchſiedlungen, in denen kleinere 
Betriebe meiſt geringere Frachtempfindlichkeit in 
Wohnſiedlungen eingeſtreut ſind, liegen im Ein⸗ 
flußbereich der Induſtrieſiedlungen auf verkehrs⸗ 
begünſtigtem Gebiet an den Bahnlinien. Wo 
Eiſenbahn und Waſſerſtraßen enger zuſammen⸗ 
fallen, verbinden ſich die Frachtvorteile beider 
Verkehrsmittel und bewirken eine bandartige 
Entwicklung. 

Unter dem Einfluß der verſchiedenartigen 
Standortbedingungen, deren Grundlagen für die 
einzelnen Betriebszweige eingehend unterſucht 
ſind, haben ſich in der Umgebung von Berlin und 
im Bereich des Berliner Arbeitsmarktes folgende 
größere Wirtſchaftsbezirke gebildet, die ſich aus 
der Standortkartierung deutlich herausheben. Im 
Nordweſten: Oranienburg — Birkenwerder —Vel⸗ 
ten —Henningsdorf, im Südweſten: Potsdam — 
Nowawes— Teltow, im Südoſten: Königswuſter⸗ 
hauſen Wildau, im Oſten: Erkner Rüdersdorf 
—Kalkberge—Hennikendorf und Fürſtenwalde — 
Ketſchendorf; außerhalb des Berliner Arbeits— 
marktes liegen als Trabanten die Wirtſchafts⸗ 
bezirke Finow— Eberswalde im Nordoſten, Bran⸗ 
denburg im Weſten und Luckenwalde im Süden. 
Daß das bisherige Bevölkerungswachstum im 
engeren Wirtſchaftsgebiet Groß-Berlins in erſter 
Linie dieſen Wirtſchaftsgebieten zugekommen iſt, 
zeigt ein Vergleich der beiden ausgezeichneten 
Kartierungen der Bevölkerungsbewegung in den 
Jahren 1905 bis 1925 und 1925 bis 1931. 

Für die zukünftige Siedlungspolitik laſſen ſich 
aus der Induſtrieſtandortskartierung und aus der 
Unterſuchung der grundlegenden Standortsbedin- 
gungen wertvolle Schlüſſe ziehen. Die größeren 
Wirtſchaftsbezirke werden in erſter Linie als 
etwaige Erweiterungsflächen der Induſtrieſied⸗ 
lungen in Betracht kommen. Für die Miſchſied⸗ 
lungen kommen Gebiete in Nachbarſchaft der In⸗ 
duſtrieſiedlungen mit ſtärkeren Ausſtrahlungen 
an den Bahnlinien in Frage. Unter dem Ein⸗ 
fluß der Randwanderung innenſtädtiſcher Be⸗ 
triebe hat ſich der Siedlungsteil an der Nauener 
und Hamburger Bahn ſtark herausgebildet. Es 
wird ſich durch die beſonders verkehrsbegünſtigte 
Lage vorausſichtlich erweitern. Daß Miſchſied⸗ 
lungen im Oſten beiderſeits der Frankfurter Bahn 
in dem angenommenen Umfang entſtehen werden, 
muß jedoch bezweifelt werden. Die bisherige 
ſtarke Siedlungsentwicklung in dieſem Gebiet iſt 
neben der günſtigen Bahnverbindung zu der In⸗ 
nenſtadt hauptſächlich auf die niedrigen Boden- 
preiſe zurückzuführen. Der Vorteil der günſtigen 


Verkehrslage wird aber zurücktreten, wenn die von 
Norden und Süden nach der Innenſtadt führenden 
und bisher auf Kopfbahnhöfen endigenden Bahn⸗ 
linien durchgeführt werden. Leider fehlen Unter⸗ 
lagen aus neuerer Zeit über den Pendelverkehr 
bzw. über die wohnliche Verteilung der Arbeit⸗ 
nehmer, die trotz aller Bedenken gegen Statiſtiken 
für die Siedlungspolitik unentbehrlich ſind. 

Im Rahmen dieſer Beſprechung würde es zu 
weit führen, auf die Pfannſchmidt'ſche Arbeit in 
den Einzelheiten einzugehen. Zweck der Beſpre⸗ 
chung ſoll nur ſein, aufzuzeigen, daß die Lagerung 
der Induſtrie tatſächlich das Skelett der Sied⸗ 
lungsentwicklung iſt und bei dem großen Prozent⸗ 
ſatz der in der Induſtrie Berufstätigen auch für 
die Zukunft ſein wird. Die mit wiſſenſchaftlicher 
Genauigkeit angeſtellten Unterfuhungen über die 
grundlegenden Standortsbedingungen der einzel- 
nen Betriebszweige dienen als wertvolle Unter- 
lage für die etwa zu erwartende Entwicklung und 
find — das ſei beſonders dem Einwand gegen- 
über betont, daß ſolche Betrachtungen ſtark theo— 
retiſch ſind — in der Hand des an der Landes⸗ 
planung mitarbeitenden Praktikers ein unent⸗ 
behrliches Rüſtzeug. 

Dem der Sache Fernerſtehenden wird die 
Pfannſchmidt'ſche Veröffentlichung „Anatomie 
und Therapie der Reichshauptſtadt“ in der 
Deutſchen Bauzeitung (Heft 6, 1933) aufſchluß⸗ 
reicher ſein. Hier wird die bewußt einſeitige 
Unterſuchung der Induſtrieſiedlung verlaſſen und 
der geſamte Siedlungsorganismus des enge⸗ 
ren Wirtſchaftsgebiets behandelt; es wird hier 
ferner eine Kritik der vorhandenen Schäden ge= 
geben, die notwendigen Heilungsmaßnahmen wer⸗ 
den infolgedeſſen auch ſtärker herausgeſtellt. 

Beide Arbeiten klingen in die Schlußbetrach⸗ 
tung aus, daß — wie hier eingangs unterſtrichen 
— eine enge Zuſammenarbeit zwiſchen Stadt und 
Land, Wirtſchaft und Verwaltung notwendig iſt, 
um ein planvolles und geordnetes Ineinander- 
greifen privater und öffentlicher Siedlungsmaß⸗ 
nahmen zu gewährleiſten, und daß es einer lei⸗ 
ſtungsfähigen, mit ausreichenden Befugniſſen ver⸗ 
ſehenen Organiſation bedarf, um dieſe Maßnah⸗ 
men durchzuführen. Möge die Hoffnung nicht 
trügen, daß nunmehr bald der Schritt getan wird, 
der ſonſt zu ſpät kommen würde. 

Regierungsbaurat Wedo w. 


Bauwirtſchaft⸗Baupolitik, Baupolitiſche Planung 
auf der Grundlage der Siedlung. Von Re⸗ 
gierungsbaumeiſter a. D. Erich Stürzen⸗ 
acker, Hamburg. Mit einem Vorwort von 
Dr. Ferdinand Neumann, Berlin. Ver⸗ 
lag: „Die Grundſtücks⸗Warte“, Berlin⸗Char⸗ 
lottenburg 2. Preis RM 4,80. 

Der Verfaſſer geht von der Ueberproduktion im 

Bauweſen der letzten Jahre des vorigen Jahr- 

zehnts und der damit verbundenen Aufblähung 
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der Unternehmungen aus, die beim Eintreten der 
dann erfolgenden Kriſe ſich für das Bauweſen um 
ſo kataſtrophaler auswirkten. Demgegenüber ſtellt 
er die Forderung auf, daß die Bauwirtſchaft den 
ihr nach den vorhandenen Unterlagen zukommen⸗ 
den Anteil der Geſamtwirtſchaft, den er mit 12,577 
angibt, ausfüllen und auf dieſer Höhe durch ge⸗ 
eignete baupolizeiliche Maßnahmen ſtabil bleiben 
müſſe. Zu dieſem Zweck ſei es erforderlich, plan⸗ 
mäßig die vorhandenen Einflüſſe, wie Saiſon und 
Konjunktur, zu erfaſſen und ſie durch geeignete 
Maßnahmen in ihrer Wirkſamkeit nach Möglich⸗ 
keit zu beſchränken. 

Im II. Teil ſeines Buches durchforſcht der Ver⸗ 
faſſer die verſchiedenen Aufgabengebiete des Baus 
weſens, um hierdurch die Grundlage für eine 
zweckmäßige Baupolitik zu gewinnen. Er 
ſetzt ſich mit den wirtſchaftlichen, ſoziologiſchen und 
bevölkerungspolitiſchen Faktoren auseinander und 
kommt zu dem Ergebnis, daß die Möglichkeiten 
der vollen Erwerbsſiedlung zwar mit ungefähr 
400 000 Siedlerſtellen begrenzt ſeien, daß jedoch 
die heute ſchon vorhandenen Formen der Neben- 
erwerbsſiedlung weiterverfolgt werden müſſen 
und durch geeignete finanzielle Maßnahmen ſei⸗ 
tens des Staates zu unterſtützen find. Die Aus⸗ 
führungen des Verfaſſers bringen 
den Beweis, daß insbeſondere die 
Bauwirtſchaft aus einer zweckmäßig 
organiſierten Siedlung eine be⸗ 
ſtimmt umrijjene dauernde Tätig: 
keit erhalten kann. 

Im IV. Teil ſeiner Arbeit zieht der Verfaſſer 
die Folgerung, daß nur eine zielbewußte Organi⸗ 
ſation der Bauwirtſchaft auf den von ihm erörter⸗ 
ten Teilgebieten und die Anordnung beſtimmter 
jährlicher Baukontingente die deutſche Bauwirt⸗ 
ſchaft vor dem Erliegen bewahren und in einer 
erträglichen Form am Leben erhalten könne. 

Die Ausführungen des Verfaſſers ſind klar, 
logiſch und überzeugend. Wer ſich über die Feh⸗ 
lerquellen der unter anderen Wirtſchaftsbedin⸗ 
gungen groß gewordenen freien Wirtſchaft klar 
geworden iſt, der muß, ſelbſt wenn er die Lei⸗ 
ſtungen der freien Wirtſchaft anerkennt, den Aus⸗ 
führungen Stürzenackers Recht geben, die nach 
dem erfolgten Zuſammenbruch der Bauwirtſchaft 


einen Wiederaufbau nur in dem kleineren Um⸗ 
fange für möglich halten, in dem die wirtſchaft⸗ 
lichen Vorausſetzungen hierfür gegeben ſind. Das 
erfordert Planmäßigkeit, um Fehlleiſtungen nach 
Möglichkeit auszuſchalten. 

Die propagierte Organiſation der Bauwirtſchaft 
läßt gleichwohl der Betätigung der Einzelperſön⸗ 
lichkeit ausreichenden Spielraum. 

Das Buch bringt den reichen, gutgeordneten 
Stoff in prägnanter Kürze und verſchafft dem 
Leſer dadurch ſchnell den gewünſchten Ueberblick 
über das Stoffgebiet. 


Oberbaurat Dr. Ing. Peters, Hamburg. 


Neue Vertragsformen im Mietrecht. Von Dr. 
Erwin Spiro, Rechtsanwalt am Kammer⸗ 
gericht. „Die Grundſtücks⸗-Warte“, Berlin: 
Charlottenburg 2. Preis RM 3,—. 


Die Baufinanzierung in der Nachkriegszeit hat 
es notwendig gemacht, die in Ausſicht genommenen 
oder ſchon vorhandenen Mieter zu beſonderen Bei— 
trägen heranzuziehen, die unabhängig vom Miet- 
zins zu entrichten find. Die verſchiedenſten For⸗ 
men der Mieterhilfe haben ſich herausgebildet, ſo 
z. B. der Baukoſtenzuſchuß in ſeinen Erſcheinungs⸗ 
formen des Mietzinszuſchlages, des vorausgezahl- 
ten Mietzinſes und des Mieterdarlehens. 

Die rechtliche Beurteilung dieſer „neuen Ver⸗ 
tragsformen im Mietrecht“ iſt trotz der jo häufigen 
Anwendung im allgemeinen nicht bekannt, in Ein⸗ 
zelfällen auch in Literatur und Rechtſprechung 
heute noch zweifelhaft. 

Es iſt daher eine dankbare Aufgabe, dieſe ſo 
verſchiedenen Tatbeſtände in einer ſyſtematiſchen 
Darſtellung zuſammenzufaſſen und rechtlich darzu⸗ 
ſtellen. Der Verfaſſer hat dieſe Aufgabe meiſter⸗ 
haft gelöſt. Seine kleine Schrift gibt in prägnan⸗ 
ter Kürze eine ſyſtematiſch geordnete Rechtsdar⸗ 
ſtellung und Ueberſicht über die Rechtſprechung. 
Der Abdruck der wichtigſten geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen und ein ſehr ausführliches Sachverzeich⸗ 
nis erleichtern den Gebrauch der Schrift in der 
Praxis. Sie eignet ſich für jeden, der ſich über 
die Rechtszuſammenhänge der neuen Vertrags- 
formen orientieren und ein Arteil bilden will. 


Dr. F. N. 


Eingegangene Bücher 


Verzeichnis⸗Sammlung der beſtehenden Geſetze 
und Verordnungen auf dem Gebiete des Bau⸗ 
und Wohnungsweſens im Reich und in den 
Ländern. 

Band 6 der Materialien-Sammlung von 
Prof. Dr. Bruck, Wirtſchafts⸗ und ſozial⸗ 
wiſſenſchaftlicher Verlag. 

Das Recht der Kurzarbeit. ‚ 
Herausgegeben von Ober-Reg.⸗Rat Preſprich. 
Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart. Preis 
RM 3,75. 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Eigenheimbau. 
Nachtrag zur 2. Auflage. Richtlinien des 
Reichsarbeitsminiſteriums vom 20. Februar 
1933, Verlagsgeſellſchaft R. Müller, Ebers⸗ 
walde. 

Die Vorſchriften über den Freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt. 

Herausgegeben von Reg.-Rat Dr. Dr. Herrn⸗ 
ſtadt. Grüner-Verlag, Bernau. Preis 
RM 2,20. 
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Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 


Förderung des Eigenheimbaues aus Mitteln der 
Reichsanſtalt. 
(Auszug. 

Nach dem Erlaß des Präſidenten der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
vom 10. März 1933 — III? 8131/47 — hat der Bor: 
ſtand der Reichsanſtalt 5 Mill. RM für die Förderung 
des Eigenheimbaues zur Verfügung geſtellt. Für die 
Gewährung der Mittel find Beſtimmungen des Reichs» 
arbeitsminiſters über Reichsbaudarlehen für Eigen⸗ 
heime vom 11. November 1932 — IV 6920/32 Wo. — 
(RArbBl. S. I 259) ſowie die Rundſchreiben vom 
23. Dezember 1932 — IV 8442 Wo. — und vom 
25. Januar 1933 — IV 632/33 Wo. — zu beachten. 
In Ergänzung dieſer Beſtimmungen iſt im Erlaß 
u. a. folgende Regelung getroffen: 

a) Bei der Unterverteilung des obigen Betrages iſt 
nicht ſchematiſch zu verfahren. Vielmehr ſind, 
ſchon mit Rückſicht auf den geringen Umfang der 
Mittel, möglichſt ſolche Orte und Bezirke zu be⸗ 
denken, in denen bei Beſſerung der wirtſchaft— 
lichen Verhältniſſe vorausſichtlich mit dauernder 
Arbeitsgelegenheit gerechnet werden kann; 

b) vor der Unterverteilung bitte ich die Länder 

bzw. die von ihnen beſtimmten Stellen, möglichſt 

frühzeitig mit dem zuſtändigen Landesarbeits⸗ 
amt Fühlung zu nehmen; 

Vorhaben, die erſt nach dem 15. Mai 1933 be⸗ 

gonnen werden ſollen, ſind zunächſt auszuſcheiden. 

Als äußerſter Termin für den Bauabſchluß iſt der 

31. Dezember 1933 vorzuſehen; 

der Förderungsbetrag beträgt nach Maßgabe der 

durch dieſe Arbeitsbeſchaffung eintretenden Er— 

ſparnis an Anterſtützung bis zu RM 800,—. 

Bei Einbau einer ſogenannten „Einliegerwohnung“, 
die in ſich ſelbſtändig und gegen die Treppe abge⸗ 
W muß, erhöht ſich dieſer Höchſtbetrag auf 
1200 8 


c 


— 


d 


— 


e) entſprechend der Höhe dieſes Förderungsſatzes ſind 
insbeſondere ſolche nach Umfang und Ausſtattung 
beſcheidenen Vorhaben zu bevorzugen, deren Her⸗ 
ſtellungskoſten unter 5000 RM liegen; 

) Vorausſetzung für die Gewährung der Förderung 
iſt die Zuweiſung der notwendigen Arbeitskräfte 
durch das zuſtändige Arbeitsamt. Die Höchſtzahl 
der Stammarbeiter darf 20 v. H. der Belegſchaft 
betragen. (RArbBl. I 93) 


Zuſchüſſe des Reichs für die Inſtandſetzung von 
Wohngebäuden, die Teilung von Wohnungen und 
den Umbau gewerblicher Räume zu Wohnungen. 


Der Reichsarbeitsminiſter hat im Erlaß vom 
15. März 1933 — IV 2157/33 Wo. — in Abänderung 
der Vorſchriften vom 17. September 1932 beſtimmt, 
daß die Inſtandſetzungs- und Umbauarbeiten vor dem 
1. Juni 1933 begonnen und ſpäteſtens am 1. Septem⸗ 
ber 1933 vollendet ſein müſſen. In Nr. 1 der Be⸗ 
ſtimmungen vom 17. September 1932 treten daher an 
die Stelle der Worte „1. April 1933“ die Worte 
„1. Juni 1933“ und an die Stelle der Worte „1. Juli 
1933“ die Worte „1. September 1933“, 

(RArbBl. I 92.) 


Reichsbürgſchaft für Inſtandſetzungs⸗ und 
Umbaukredite. 


Der Reichsarbeitsminiſter hat im Erlaß vom 
4. März 1933 — IV 1906/3 Wo. — die Richtlinien 


für die Gewährung von Diskontkrediten für Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten an Wohngebäuden, Wohnungsteilun⸗ 
gen und den Umbau anderer Räume zu Wohnungen 
gegen Abtretung des Anſpruchs auf Aushändigung 
von Steuergutſcheinen durch die Deutſche Bau- und 
Bodenbank Aktiengeſellſchaft, Berlin, bekannt gegeben. 

Die Deutſche Bau- und Bodenbank hat ſich bereit 
erklärt, Kredit gegen Abtretung des dem Hausbeſitz 
zuſtehenden Anſpruchs auf Steuergutſcheine zu geben. 
Die Finanzierung erfolgt auf Wechſelgrundlage. Zur 
Durchführung der Kreditaktion iſt die Reichsbürg⸗ 
ſchaft übernommen worden, und zwar gegenüber fol- 
genden Kreditinſtituten: 

Dresdener Bank, 

Deutſche Zentralgenoſſenſchaftskaſſe, 

Preußiſche Staatsbank (Seehandlung), 

Deutſche Bau -und Bodenbank A.-G., 

Deutſche Effekten» und Wechſelbank Frankfurt 
am Main und Berlin. 

Die Reichsbürgſchaft erſtreckt ſich auch auf Kredite 
für Inſtandſetzungs- und Umbauarbeiten an Wirt: 
ſchaftsgebäuden landwirtſchaftlicher Betriebe. 

(RGBl. J 82.) 


Zweite Durchführungs⸗ und Ergänzungs⸗ 
verordnung über die Fälligkeit von Hypotheken 
und Grundſchulden. 

Vom 27. März 1933. 

Auf Grund des § 15 der Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten über die Fälligkeit von Hypotheken und 
Grundſchulden vom 11. November 1932 (Reichsgeſetz⸗ 

blatt 1 S. 525) wird verordnet: 
e 

Die Verordnung des Reichspräſidenten über die 
Fälligkeit von Hypotheken und Grundſchulden vom 
11. November 1932 (RGBl. I S. 525) gilt nicht für 
Forderungen von Bauſparkaſſen aus der Gewährung 
von Baudarlehen ſowie für Grundſchulden, durch die 
ſolche Forderungen geſichert werden. 

Artikel 2. 

1. Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 12. No⸗ 
vember 1932 in Kraft. 

2. Hat in Fällen des Artikels 1 ein Schuldner Be⸗ 
träge, die in der Zeit vom 12. November 1932 bis 
zum 31. März 1933 fällig geworden ſind, nicht gezahlt, 
ſo gelten Rechtsnachteile, die an die Nichtzahlung ge⸗ 
knüpft ſind, als nicht eingetreten, wenn die Hälfte 
dieſer Beträge bis zum 1. Mai 1933, die andere Hälfte 
bis zum 1. Juni 1933 nachgezahlt wird. 

Berlin, den 27. März 1933. 

(RGBl. T 149.) 


Neuregelung der Grundſteuer. 


In der Verordnung des Reichspräſidenten über 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Grundſteuer vom 
18. März 1933 iſt das Grundſteuerrahmengeſetz (Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten vom 1. 12. 1930, Drit⸗ 
ter Teil, Kap. II Reichsgeſetzbl. 1 S. 517, 531 nebſt 
ſpäteren Aenderungen) wie folgt abgeändert worden: 
1) Im $ 8 Nr. 2 wird zwiſchen Abſ. 2 und 3 folgen⸗ 

der neuer Abſatz eingefügt: ? 

„Für unbebaute Grundſtücke kann ein anderer 
Steuerſatz beſtimmt werden als für bebaute 
Grundſtücke.“ 

Demgemäß werden in Abſ. 1 des § 8 Nr. 2 die 
ak „Abſ. 2, 3“ durch die Worte „Abi. 2 bis 4“ 
erſetzt. 

2) Dem § 23 wird folgende Vorſchrift als Abſ. 2 
angefügt: 
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2 ü ohngebäude, die in der Zeit vom 
1 4 A Bi 31. 3. 1931 bezugsfertig ge⸗ 
worden ſind, kann die Landesregierung beſtimmen, 
daß die für Rechnung des Landes und der Ge⸗ 
meinde zu erhebende Steuer bis zum Ende des 
Rechnungsjahres 1938 in dem bisherigen Betrag 
weiter zu entrichten iſt. Der weiter zu entrich⸗ 
tende Betrag darf jedoch die Steuer nicht über⸗ 
ſteigen, die für den Steuergegenſtand nach den 
allgemeinen Vorſchriften zu entrichten wäre, wenn 
die Landesregierung von der Ermächtigung im 
Satz 1 keinen Gebrauch gemacht hätte. Vorſchrif⸗ 
ten des Landes oder der Gemeinde, nach denen 
für Wohngebäude der im Satz 1 bezeichneten Art 
eine Befreiung von der Grundſteuer oder Er⸗ 
mäßigung der Grundſteuer eintritt, bleiben unbe⸗ 
rührt und können auch noch für die Zeit bis zum 
Ende des Rechnungsjahres 1938 erlaſſen werden. 
Läuft der Zeitraum, für den eine Befreiung oder 
Ermäßigung auf Grund einer landes⸗ oder ge⸗ 
meinderechtlichen Vorſchrift gilt, nach Einführung 
des Grundſteuerrahmengeſetzes oder gleichzeitig 
mit deſſen Einführung in dem Lande ab, ſo iſt, 
wenn die Landesregierung von der Ermächtigung 
im Satz 1 Gebrauch gemacht hat, die Steuer von 
dieſem Zeitpunkt an bis zum Ende des Rechnungs- 
jahres 1938 in dem Betrage zu entrichten, der 
nach den vor Einführung des Grundſteuerrahmen⸗ 
geſetzes gültigen Vorſchriften zu erheben geweſen 
wäre; Satz 2 gilt entſprechend.“ 

(RGBl. I 117.) 


Landwirtſchaftliche Siedlung 
Neugeſtaltung der Landeskulturverwaltung. 


In der Verordnung zur Regelung einiger Punkte 
des Gemeindeverfaſſungs-, Verwaltungs: und Ab⸗ 
gabenrechts ſowie zur Aenderung und Ergänzung der 
Erſten Verordnung zur Vereinfachung und Berbillis 
gung der Verwaltung vom 17. März 1933 — GS 43 
— wird über die Neugeſtaltung der Landeskultur⸗ 
verwaltung in Abänderung der Verordnung vom 
3. September 1932 — GS 283 ff. u. a. — folgendes be= 
ſtimmt: 

1. § 4 erhält folgende Faſſung: 

Die Landeskulturämter werden aufgehoben. 

Die durch das Geſetz über die Bildung von 
Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. Mai 
1920 (GS 351) den Landeskulturamtspräſidenten 
zugewieſenen Aufgaben werden auf die Regie— 
rungspräſidenten übertragen. 

2. Die Zuſtändigkeit der Spruchkammer bei dem 
Landeskulturamt auf Grund des Geſetzes über die 
Bildung von Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften 
vom 5. Mai 1920 (GS 351) geht auf den Be⸗ 
zirksausſchuß über. 

3. Abſatz 3 der Verordnung vom 3. September 1932 
wird geſtrichen. 

4. Als § 10a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

Für Landeskulturſpruchſachen wird, unbeſchadet 
der Vorſchrift des Abſ. 4, eine beſondere Abtei⸗ 
lung des Provinzialrats (Landeskulturabteilung) 
gebildet. Eins der zu ernennenden Mitglieder 
ſoll mindeſtens drei Jahre in Landeskulturange⸗ 
legenheiten tätig geweſen ſein. Zu wählen ſind 
vier Mitglieder. Sie werden je zur Hälfte vom 
Provinzialausſchuß und vom Vorſtand der Land⸗ 
wirtſchaftskammer unter Berückſichtigung der ver⸗ 
ſchiedenen Beſitzgrößen aus den in landwirtſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten erfahrenen, zum Provin⸗ 
ziallandtag wählbaren Perſonen gewählt. 

Bei Entſcheidungen über die Entſchädigung nach 
den SS 3, 15 und 24 des Reichsſiedlungsgeſetzes 
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vom 11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) in 
Verbindung mit § 30 des Enteignungsgeſetzes 
vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) treten 
dem Provinzialrate (Landeskulturabteilung) die 
im $ 6 Nr. 5 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes 
vom 15. Dezember 1919 zum Reichsſiedlungsgeſetz 
vom 11. Auguſt 1919 (Geſetzſamml. 1920 S. 31) 
beſtimmten beiden richterlichen Mitglieder hinzu. 
Das gleiche gilt bei Entſcheidungen des Provin⸗ 
zialrats gemäß § 12 des Geſetzes über das Stau⸗ 
becken von Ottmachau vom 15. Juni 1929 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 71). 

5. Die Vorſchriften des § 12 Abſ. 1—3 finden auf 
die Kulturämter Anwendung; an die Stelle des 
Regierungspräſidenten tritt der Oberpräſident. 
In den Hohenzolleriſchen Landen entſcheidet der 
Oberpräſident der Rheinprovinz. 


Verordnung über das Verfahren vor dem Pro⸗ 
vinzialrate (Landeskulturabteilung) und dem 
Oberverwaltungsgerichte (Landeskulturſenat) und 

über Aenderung von Landeskulturgeſetzen. 

Vom 29. März 1933 — (Pr. G. ©. 79). 

Nach der vorbezeichneten Verordnung gelten für das 
Verfahren des Provinzialrats (Landeskulturabtei⸗ 
lung) und des Oberverwaltungsgerichts (Landeskul⸗ 
turſenat) in Landeskulturſpruchſachen im allgemeinen 
die Vorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes über 
das Beſchlußverfahren ſinngemäß. Die Aenderungen 
ſind in der Verordnung im einzelnen aufgeführt. 


Geſetz über Räumungsfriſten. 
Vom 29. März 1933. 

Die Reichsregierung hat das folgende Geſetz be— 
ſchloſſen und verkündet: 5 

Um beim Außerkrafttreten des Wohnungsmangel-⸗ 
geſetzes den Uebergang in den neuen Rechtszuſtand 
zu erleichtern und den Mietern einen Ausgleich für 
den Wegfall des Erſatzraumſchutzes zu gewähren, wer⸗ 
den die Vorſchriften des Mieterſchutzgeſetzes (Reichs 
geſetzbl. 1928 I S. 25; 1932 J S. 167) über die Ge⸗ 
währung von Räumungsfriſten unter Wegfall von 
§ 5 Abſ. 4 Satz 1 wie folgt ausgeſtattet: 

Artikel J. Bei Aufhebung eines Mietverhältniſſes 
iſt dem Mieter eine den Umſtänden nach angemeſſene 
Räumungsfriſt zu gewähren, es ſei denn, daß hiermit 
für den Vermieter unbillige Härten verbunden wären 
oder daß die Verſagung der Friſt keine unbillige 
Härte für den Mieter darſtellt. Erfolgt die Auf- 
hebung wegen erheblicher Beläſtigung des Vermie⸗ 
ters oder eines Hausbewohners oder wegen erheb— 
licher Gefährdung des Mietraums oder des Gebäudes, 
ſo ſoll die Friſt nur gewährt werden, wenn beſondere 
Amſtände dies dringend geboten erſcheinen laſſen. — 
Während der Räumungsfriſt, jedoch nicht über den 
Zeitpunkt der Räumung hinaus, haben die Vertrags— 
teile die bisherigen Rechte und Pflichten. — Die 
Räumungsfriſt kann gemäß § 5 Abſ. 4 des Mieter- 
ſchutzgeſetzes verlängert werden. — Der Vermieter 
kann die Aufhebung der Räumungsfriſt verlangen, 
wenn nachträglich Tatſachen eintreten, die eine Auf⸗ 
hebung des Mietverhältniſſes nach den SS 2, 3 des 
Mieterſchutzgeſetzes rechtfertigen würden. § 6 Abſ. 5 
des Mieterſchutzgeſetzes gilt entſprechend. 

Artikel II. Im Falle des Artikels V Teil 7 Kapi⸗ 
tel IV der Verordnung des Reichspräſidenten zur 
Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 1. De⸗ 
zember 1930 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 517, 599) kann die 
nach 8 52d des Mieterſchutzgeſetzes zu gewährende 
Räumungsfriſt in gleicher Weiſe wie nach Artikel I 
dieſes Geſetzes verlängert oder aufgehoben werden. 
Pen III. Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1933 in 
Kraft. 


Weitere Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft 
in Preußen. 

Der Kommiſſar des Reiches für das Preußiſche 
Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit, Dr. Hugen⸗ 
berg, hat eine „Neunte Verordnung über die Locke⸗ 
rung der Wohnungszwangswirtſchaft vom 29. März 
1933“ herausgegeben. Durch dieſe Verordnung wird 
mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters angeord⸗ 
net, daß die Vorſchriften des Reichsmietengeſetzes und 
des Geſetzes über Mieterſchutz und Mieteinigungs⸗ 
ämter nicht für Mietverhältniſſe über Wohnungen 
gelten, deren Jahresfriedensmiete 


a) 1200 RM und mehr in den Berlin, 
b) 1000 RM und mehr in den Orten der Sonder: 


klaſſe, 
c) An RM und mehr Orten der Orts⸗ 
klaſſe A, 
d) en RM und mehr in den Orten der Orts- 
aſſe B, 
e) 450 RM und mehr Orten der Orts⸗ 
klaſſe C 
Orten der Orts⸗ 


f) 350 RM und mehr 
klaſſe D 

beträgt. — Dieſe Verordnung iſt am 1. April 1933 

in Kraft getreten. 


in den 


in den 


in den 


Nachrichten des Bau: und Siedlungsweſens 


Wohnungswirtſchaft 
Mietrückſtände bei den Baugenoſſenſchaften. 


In der „Zeitſchrift für Wohnungs⸗ 
weſen“ 6 iſt eine Statiſtik des Reichsverbandes 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften veröffentlicht, die 
ſich auf 72,3% der dem Verband angeſchloſſenen 
Bauvereinigungen erſtreckt. 


Bis zum 1. Januar 1932 hatten dieſe Unter: 
nehmen einen Mietrückſtand von rd. 490 000 
RM, wozu noch Rückſtände aus 1932 in Höhe von 
rd. 1,9 Mill. RM treten. Die Geſamtmietrück⸗ 
ſtände Ende 1932 belaufen ſich mithin auf 2,87 
des Mietſolls 1932. Die Rückſtände bei den Ber: 
liner Unternehmen erreichen 3,9%, bei den Unter- 
nehmen in der Provinz aber nur 2,3%. In 1932 
waren rd. 1,66 Mill. RM, d. h. 1,9% des Miet⸗ 
ſolls Mietausfälle zu verzeichnen. 


Am 1. Januar 1933 waren 2535 Wohnungen 
unbewohnt, d. h. 1,9% der von den Unternehmen 
erſtellten geſamten Wohnungen. Im Vergleich zu 
den Verhältniſſen vor dem Kriege iſt dieſer Pro⸗ 
zentſatz zwar wohl als nicht ſehr hoch anzuſprechen. 
Es iſt aber zu berückſichtigen, daß in den Mieten 
der Nachkriegszeit irgendwelche Rücklagen für 
Ausfälle durch Leerſtehen von Wohnun⸗ 
gen nicht berückſichtigt ſind. In Berlin ſtanden 
2,76% und in der Provinz 0,98% Wohnungen 
leer. Zahlreiche Erwerbsloſe in Berlin ſind von 
den Unterſtützungsbehörden aufgefordert worden, 
ihre Kleinwohnungen aufzugeben und ſich ſtatt der 
Mietzuſchüſſe einen einmaligen Beitrag zur Er- 
ſtellung einer Wohnlaube zahlen zu laſſen. Die 
Zahl der am 31. März 1933 gekündigten 
Wohnungen beträgt 3,37%. Davon entfallen 
auf Berlin 6% und auf die Provinz 0,88%. 


Vollſtreckungsſchutz für ſtädtiſchen Grundbeſitz. 


Der Kommiſſar des Reiches für das Preußiſche 
Juſtizminiſterium hat die Richter darauf hinge⸗ 
wieſen, daß nach dem Zwangsverſteigerungsgeſetz 
die Möglichkeit beſtehe, Verſteigerungstermine bis 
zu ſechs Monaten hinauszuſchieben und auch be— 
reits anberaumte Termine wieder aufzuheben. 


Die überaus ungünſtigen wirtſchaftlichen Verhält- 
niſſe, die augenblicklich noch beſtehen, ließen es 
weiter auch angezeigt ſein, auf dieſe Weiſe den 
Beſitzern ſtädtiſcher Grundſtücke zu helfen, denen 
nicht der gleiche Vollſtreckungsſchutz zuſteht, wie bei 
landwirtſchaftlichen Grundſtücken. Dieſe Hilfe 
dürfte angebrachtermaßen immer dann zu gewäh- 
ren ſein, wenn die Verſteigerung des Grundſtücks 
den wirtſchaftlichen Ruin des Eigentümers be⸗ 
deuten würde. Schon der Aufſchub um einige 
Monate könne in vielen Fällen die wirtſchaftliche 
Rettung bedeuten. 


Landwirtſchaft 


Reichsführergemeinſchaft des deutſchen 
Bauernſtandes. 


Die agrarpolitiſche Leitung der NSDAP. ſowie 
der nationalſozialiſtiſchen Bauernſchaften, die 
Spitzenvereinigung der deutſchen chriſtlichen Bau⸗ 
ernvereine und anderer Bauernverbände und das 
Präſidium des Reichslandbundes haben einſtim⸗ 
mig beſchloſſen, eine Gemeinſchaft zur Schaffung 
einer einheitlichen Standesvertretung des geſam⸗ 
ten deutſchen Bauerntums zu bilden. Die Durch— 
führung der organiſatoriſchen Regelung ſoll bis 
ſpäteſtens zum 1. Januar 1934 abgeſchloſſen ſein. 

Zunächſt iſt die „Reichsführergemeinſchaft“ des 
deutſchen Bauernſtandes gebildet, die ſich aus fol- 
genden Perſönlichkeiten zuſammenſetzt: 

Den Präſidenten des Reichslandbundes, Graf 
Kalckreuth, Lind, Willikens, Meinberg, den 
Vertretern des agrarpolitiſchen Apparates der 
NSDAP. und der dieſem angegliederten national⸗ 
ſozialiſtiſchen Bauernſchaften Darre, Luber, Backe, 
Deininger, den Spitzenvertretern der Vereinigung 
der deutſchen chriſtlichen Bauernvereine, Freiherr 
von Lünninck⸗Koblenz, Schill, Hundhammer, 
Stewes. 

Den Vorſitz führt der Leiter des agrarpoliti- 
ſchen Apparates der NSDAP., Dr. Walter Darre. 
Der Reichskanzler Adolf Hitler hat ſich auf die 
Bitte der Führergemeinſchaft bereit erklärt, „der 
Schirmherr der Reichsführergemeinſchaft des deut⸗ 
ſchen Bauernſtandes“ zu ſein. 
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Geldmarkt 

Die deutſche Zahlungsbilanz des Jahres 1932. 

Die deutſche Zahlungsbilanz des Jahres 1932 
iſt dadurch gekennzeichnet, daß die Kapitalbewe⸗ 
gung eine geringere Rolle ſpielt als in allen 
Jahren ſeit 1924. Warenhandel und Dienſtlei⸗ 
ſtungen ergaben einen Aktivſaldo von 1,4 Milliar⸗ 
den RM, Zinſen und Reparationsleiſtungen einen 
Paſſivſaldo von 1,1 Milliarden RM. Der Ueber⸗ 
ſchuß aus dieſen Poſten (0,3 Milliarden RM) er⸗ 
höht ſich um nochmals 0,3 Milliarden RM durch 
die Abgabe aus den Gold- und Devijenrejerven 
der Notenbanken. Somit ſtanden aus den lau— 
fenden Poſten und den Notenbankreſerven 0,6 
Milliarden RM zur Rückzahlung von Schulden 
zur Verfügung. Die Schuldrückzahlung erreichte 
aber im ganzen einen Betrag von mehr als 1,2 
Milliarden RM. Es hat nämlich auch eine ges 
wiſſe Kapitaleinfuhr ſtattgefunden, erſtens in 
Form der Umwandlung von kurzfriſtigen Schulden 
in langfriſtige (etwa 0,1 Milliarden RM) ferner 
durch Verringerung der Auslandsguthaben deut⸗ 
ſcher Banken (um ungefähr 250 Millionen RM) 
und ſchließlich durch Rückkehr geflüchteter Kapi⸗ 
talien, Rückzahlung von Exportkrediten aus der 
Zeit der beſonders hohen Ausfuhr Ende 1931 und 
ähnliche Poſten. Dieſe letzten Poſten haben zu— 
ſammen mindeſtens 0,4 Milliarden RM betragen. 

Die Kapitalbewegung ſtand unter dem Zeichen 
der Deviſenzwangswirtſchaft. Es können nur vor⸗ 
läufige Zahlen gegeben werden. Immerhin kann 
man als Mindeſtzahlen feſtſtellen: Die Anleihe⸗ 
verſchuldung iſt um 286 Millionen RM zurüd- 
gegangen (davon 136 Millionen RM normale 
Tilgung), die kurzfriſtige Schuld des Reichs, der 
Reichsbank und Golddiskontbank um 239 Millio⸗ 
nen RM, die kurzfriſtige Schuld der Banken um 
437 Millionen RM und die kurzfriſtigen Schul⸗ 
den ſonſtiger Schuldner um 337 Millionen RM. 


Die Reichsſchuld im Januar 1933. 

Im Zuſammenhang mit der ſich im letzten Vier: 
tel des Rechnungsjahres regelmäßig verſteifenden 
Kaſſenlage zeigte die Reichsſchuld im Januar 
wieder eine Erhöhung. Es ſind 92,3 Millionen 
RM neu aufgenommen und 33,7 Millionen RM 
getilgt worden, ſodaß eine Reinzunahme von 58,6 
Millionen RM verbleibt. Die Geſamtverſchul⸗ 
dung des Reiches i ſthierdurch auf 11,60 Milliar⸗ 
den RM (ohne 703,3 Millionen RM Neubeſitzan⸗ 
leihe) gegenüber 11,54 Milliarden RM im De⸗ 
zember geſtiegen. 


Die deutſchen Sparkaſſen im Februar. 

Die Aufwärtsbewegung der Spareinlagen ſetzte 
ſich im Februar verlangſamt weiter fort. Nach 
der amtlichen Reichsſtatiſtik ergab ſich ein Ein⸗ 
zahlungsüberſchuß von 49,2 Mill. RM. Im Fe⸗ 
bruar 1933 betrugen die Einzahlungen 381,0 


(Januar 1933: 577,6) Mill. RM, die Rückzahlun⸗ 
gen 331,8 (Januar 1933: 471,6) Mill. RM. Ein 
Vergleich mit der Entwicklung der früheren Jahre 
zeigt, daß diesmal die Rückzahlungen gegenüber 
dem Vormonat etwas weniger ſtark gefallen 
waren. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Senatsſitzung des Reichsaufſichtsamts für Privat⸗ 
verſicherung am 2. März 1933. 
Folgenden Bauſparkaſſen wurde die Erlaubnis 
zum Geſchäftsbetrieb erteilt: 
1. Der „Vaterhaus“ Bauſparkaſſe G. m. b. H. in 
Pforzheim, 
2. der Bauſparkaſſe Schwarzwald Bauſpar⸗ und 
3 m. b. H. in Pforz⸗ 
eim. 
Die Entſcheidungen ſind noch nicht rechtskräftig. 


Senatsſitzung am 9. März 1933: 

1. Mitteleuropäiſche chriſtliche Entſchuldungsge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. in Berlin: Die beſtehenden 
Bauſparverträge werden vereinfacht abge⸗ 
wickelt. Die Liquidation wird einem vom 
Reichsaufſichtsamt zu beſtimmenden Liquidas 
tor übertragen. 

2. „Bauwart“, Bau: und Wirtſchaftsgemein⸗ 
ſchaft e. G. m. b. H. in Köln: Die beſtehenden 
Bauſparverträge werden vereinfacht abge⸗ 
wickelt. 

3. Heimſtätten⸗Vauſparkaſſe G. m. b. H. in Hei: 
delberg: Dem Liquidator wurde als Aus⸗ 
nahme vom Zahlungsverbot geſtattet, rück⸗ 
ſtändige Kranken⸗ und Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rungsbeiträge zu zahlen. 

4. Terra⸗Nuova A.⸗G. in Berlin: Der Bauſpar⸗ 
kaſſe wurde der Geſchäftsbetrieb unterſagt. 

5. „Oberland“, Bauſpargeſellſchaft m. b. H. in 
München: Der Bauſparkaſſe wurde der Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb unterſagt. Die beſtehenden 
Bauſparverträge werden vereinfacht abge— 
wickelt. Die Unterſagung des Geſchäftsbe⸗ 
triebes wirkt wie ein Auflöſungsbeſchluß. Die 
Liquidation wird einem vom Reichsaufſichts⸗ 
amt zu beſtimmenden Liquidator übertragen. 


Die Entſcheidungen zu 1., 2., 4. und 5. ſind noch 
nicht rechtskräftig. 


Senatsſitzung vom 22. März 1933: 


Folgenden Bauſparkaſſen wurde die Erlaub⸗ 
nis zum Geſchäftsbetrieb erteilt: 


1. Neudeutſche Bauſparkaſſe G. m. b. H. in Ham⸗ 
burg, 

2. RNeichsdeutſche Bauſparkaſſe A.⸗G. in Köln, 

3. Askania A.⸗G. Bauſparkaſſe in Düſſeldorf. 


Die unter 2. genannte Bauſparkaſſe iſt unter 
Bedingungen zugelaſſen; dieſe Entſcheidung iſt 
noch nicht rechtskräftig. 
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Die Entwicklung des Umlaufs an Pfandbriefen 
im Februar 1933. 

Die Veränderung des Umlaufs an Pfandbriefen 
und Kommunalobligationen betrug nach der Sta⸗ 
tiſtik der Bodenkreditinſtitute im 

Februar 1933 24,8 Mill. RM Rückg. 


Januar BR, 55 45 
Dezember 1932 „ 15 Bi 
November 9 5 & 
Oktober 34,4 „ 55 5 
Februar 1932 13,5 

Februar 1931 90,4 Mill. RM Zug. 
Februar 1930 153,1 15 5 


Den Bruttozugang, die Rückflüſſe und den Rein⸗ 
zugang bzw. Rückgang im In- und Ausland zeigt 
die nachſtehende Tabelle, in der die Zahlen für 
Februar 1932 in Klammern geſetzt ſind (in Mill. 
RM): 


Pfandbriefe 
e . Veränderungen 

Inland 21,8 17,1 Rückg. 
(21,1) 0 0 (86) „ 
Ausland 0,2 275 „ 
(0,1) 6 9 (Da, 

Insgeſamt: 22,0 20,0 Rückg. 
(21.2 (61 a) (10,7) „ 


Kommunalobligationen 
Bruttozugang . Veränderungen 


Inland 1,8 3,6 Rückg. 
(0,6 60 0 N (2,8) „ 
Ausland 1,2 9 
— =) ER 
Insgeſamt 1.8 6.6 4,8 Rückg 
(0,6) (3,4) (2,8) „ 
Wirtſchaftszahlen 


Die Arbeitsloſigkeit Mitte März. 

Bericht der Reichsanſtalt für die Zeit vom 1. bis 
15. März 1933. 

Bei den Arbeitsämtern waren am 15. März 
rd. 5 935 000 Arbeitsloſe gemeldet. Bemerkens⸗ 
wert ijt, daß der Rückgang mit rd. 65 000 bereits 
ſtärker war als in der zweiten Hälfte Februar; 
ſeit Beginn der Frühjahrsentlaſtung hat damit 
die Zahl der eingetragenen Arbeitsloſen um über 
110 000 abgenommen. Im Vorjahre lag dagegen 
der Höhepunkt der erfaßten Arbeitsloſigkeit erſt 
Mitte März bei rd. 6 129 000 Arbeitsloſen. 

In der Zeit vom 16. bis 31. März iſt die Ar⸗ 
beitsloſenzahl weiter zurückgegangen. Ende März 
betrug ſie rd. 5 598 000, ſie liegt damit ſchon um 
rd. 449 000 oder 7,4 % unter dem winterlichen 
Höchſtpunkt, während im Vorjahre der Umſchwung 
erſt in der zweiten Märzhälfte einſetzte und bis 
Ende März eine Entlaſtung von nur 95 000 
brachte. 


Die Entwicklung des freiwilligen Arbeitsdienſtes 
ſeit Auguſt 1932. 

Die Zahl der männlichen und weiblichen Ar- 

beitsdienſtwilligen, die Ende Juli nicht ganz 


100 000 betrug, verdoppelte ſich während der näch⸗ 
ſten beiden Monate und erreichte infolge der im 
November verhältnismäßig günſtigen Witterung 
mit rd. 286 000 Anfang Dezember den bisher höch⸗ 
ſten Stand. Infolge der jahreszeitlichen Ein⸗ 
flüſſe ging die Zahl der Arbeitsdienſtwilligen bis 
zum Schluß des Jahres um rd. 44 000 zurück; Ende 
Januar 1933 waren im ganzen 177 004 Perſonen 
an Arbeiten des freiwilligen Arbeitsdienſtes be⸗ 
teiligt. Auch die Zahl der geſchaffenen Arbeits⸗ 
gelegenheiten hat ſich ſeit Anfang Auguſt 1932 
(3787) ſtark erhöht, Anfang Dezember waren 
7892 Arbeiten im Gange; bis Ende Januar ging 
dann die Zahl der Maßnahmen aus den bereits 
angeführten Gründen auf 5101 zurück. Auf ein 
Arbeitsvorhaben kamen im Auguſt durchſchnittlich 
27, im Dezember 36 Arbeitsdienſtwillige. 

Die finanziellen Aufwendungen für den frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt beliefen ſich bis Mitte De⸗ 
zember auf 50 Millionen RM. Damit waren die 
Mittel, die das Reich zunächſt ausgeſetzt hatte, 
verbraucht; auf Neuanforderung hin ſind in⸗ 
zwiſchen weitere 25 Millionen RM bereitgeſtellt 
worden. Im ganzen belaufen ſich die Aufwendun⸗ 
gen für den einzelnen Arbeitsdienſtwilligen auf 
jährlich etwa 1000 RM, davon entfallen 600 RM 
auf die öffentliche Hand; zur Beſchaffung des 
Materials uſw. find ſchätzungsweiſe 400 RM er- 
forderlich, die von den Trägern der Arbeit auf⸗ 
zubringen ſind. 


Die landwirtſchaftliche Produktion 
in Deutſchland. 

Der Wert der deutſchen Agrarproduktion dürfte 
im laufenden Wirtſchaftsjahr 1932/33 rd. 8,8 Mrd. 
RM erreichen. Er iſt damit um 1 Mrd. RM 
niedriger als im Vorjahr und um rd. 5 Mrd. RM 
(= 37 v. H.) niedriger als im Jahr 1928/29. Die⸗ 
ſer Rückgang iſt ausſchließlich eine Folge des 
außergewöhnlich ſcharfen Preisſturzes. Der Menge 
nach dürfte die deutſche Agrarproduktion gegen- 
wärtig um etwa 5 v. H. größer ſein als 1928/29 
und um 25 v. H. größer als 1924/25. 


Der deutſche Außenhandel im Februar 1933. 


Im Februar beträgt die Einfuhr 347 Millionen 
RM, die Ausfuhr 374 Millionen RM; der Aus⸗ 
fuhrüberſchuß beziffert ſich mithin auf 27 Millio⸗ 
nen RM gegen 23 Millionen RM im Januar. 


Großhandelspreiſe und Lebenshaltungsindex. 


Die Geſamtindexziffer der Großhandelspreiſe, 
deren Durchſchnitt im Februar 91,7 war, fiel bis 
zum 1. März auf 91,1 und betrug am 15. März 
91,2. Die Durchſchnittszahl der Lebenshaltungs- 
koſten im Monat Februar betrug 116,9. 
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